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Zur Diskussion gestellt

Sparprogramme der deutschen Autoindustrie: 
Kann die Schlüsselindustrie so ihre Position halten?

Die Automobilindustrie steht vor großen Umbrüchen. Die Kosten steigen stetig, 
und die großen deutschen Autokonzerne kündigen längerfristige, massive Spar-
programme an. Ferdinand Dudenhöffer, CAR-Center Automotive Research an 
der Universität Duisburg-Essen, geht davon aus, dass die deutschen Autobauer 
ihre Fertigungstiefen reduzieren und auf Preiszugeständnisse bei den Zulieferern 
drängen werden. Somit müsse in den kommenden fünf Jahren mit einem deut-
lichen Ausbau der Auslandsproduktion der deutschen Zulieferindustrie gerech-
net werden. Wie intensiv der Verlagerungsprozess sein werde, hänge von den 
Logistikkosten und dem weiteren Aufbau von Produktionsstätten der Autobauer 
im Ausland ab. Eines sei aber deutlich: Der hohe Einsparungsdruck verändere 
die deutsche Automobillandschaft nachhaltig. Insgesamt müsse mit dem größ-
ten Druck bei mittelständischen Zulieferern gerechnet werden. Auch Heike Proff, 
Universität Duisburg-Essen, sieht, dass die Einsparziele vor allem im Einkauf, 
durch eine weitere Verlagerung von Wertschöpfung auf Zulieferer und durch eine 
konsequentere Verringerung der Komplexitätskosten erreicht werden sollen. Ih-
rer Meinung nach greifen Sparprogramme allein zu kurz, um die Automobilindus-
trie gegen eine Marktverschlechterung zu wappnen. Es müssten auch dauerhaft 
kostenreduzierende und erlösoptimierende Entscheidungen getroffen werden. 
Mögliche Ansätze seien ein Gleichteil- und Änderungsmanagement sowie ein 
Mehrmarktmanagement. Klaus Bräunig und Marius Baader, Verband der Au-
tomobilindustrie (VDA), Berlin, sehen in der Internationalisierung den Motor für 
Produktion und Export. Die Politik solle die »Sparprogramme« der deutschen 
Automobilindustrie für ein Kostenbewusstsein bei öffentlichen Ausgaben beher-
zigen und zugleich durch vernünftige Maßnahmen im Bereich der Bildungs-, der 
Infrastruktur-, der Handels- und Umweltpolitik begleiten.

Forschungsergebnisse

Was die Deutschen über die Bildungspolitik denken – 
Ergebnisse des ersten ifo Bildungsbarometers
Ludger Wößmann, Philipp Lergetporer, Franziska Kugler und Katharina Werner

Die überwiegende Mehrheit der deutschen Bevölkerung ist für einen verpflichten-
den Kindergartenbesuch, für eine Abschaffung der Kindergartengebühren, für 
ein Ganztagsschulsystem für alle Kinder bis 15 Uhr, für deutschlandweit einheit-
liche Abschlussprüfungen im Abitur – und findet es wichtig, dass Deutschland 
beim PISA-Test gut abschneidet. Gleichzeitig ist eine deutliche Mehrheit gegen 
die Abschaffung von Schulnoten, gegen höhere Lehrergehälter und gegen die 
Verbeamtung von Lehrern. Die Deutschen sprechen sich auch mehrheitlich dafür 
aus, die staatlichen Ausgaben für Schulen zu erhöhen – aber es ist nur noch eine 
Minderheit, wenn auf die Notwendigkeit der Steuererhöhung für die staatliche 
Finanzierung hingewiesen wird. Eine relative Mehrheit gegen Studiengebühren 
verwandelt sich ebenfalls in eine relative Minderheit, sobald sie über den Ein-
kommensunterschied von Personen mit und ohne Studium informiert wird. Wenn 
die Studiengebühren erst nach dem Studium und erst ab einem gewissen Jah-
reseinkommen zurückgezahlt werden müssen, ist sogar eine deutliche Mehrheit 
dafür. Mehrheiten finden sich auch gegen das Betreuungsgeld und gegen das 
G8, aber für Leistungszulagen für in Problemschulen unterrichtende Lehrkräfte 
und für die Einführung von zweijährigen Ausbildungsberufen. Nach Ansicht der 
meisten Deutschen sollten Arbeitgeber und Staat mehr für Fort- und Weiter-
bildung ausgeben – nicht aber die Personen selbst. Und nahezu alle sind der 
Meinung, dass gute Schülerleistungen für den zukünftigen Wohlstand unseres 
Landes wichtig sind. Dies und mehr geht aus dem ersten ifo Bildungsbarometer 
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hervor, einer repräsentativen Meinungsumfrage der erwachsenen Bevölkerung 
in Deutschland. 

Beeinträchtigen Nebeneinkünfte die politischen Tätigkeiten 
von Bundestagsabgeordneten?
Felix Arnold, Björn Kauder und Niklas Potrafke

Eine neue Studie untersucht, ob Nebeneinkünfte die politische Tätigkeit von 
Bundestagsabgeordneten beeinträchtigen. Die Ergebnisse zeigen nicht, dass 
Nebeneinkünfte mit der Abwesenheit in namentlichen Abstimmungen und der 
Zahl der Reden im Parlament korrelieren. Es gibt jedoch eine negative Korrela-
tion zwischen Nebeneinkünften und der Zahl der Wortbeiträge, Anfragen und 
Gruppeninitiativen.

Daten und Prognosen

Investitionsklima durch geopolitische Krisen belastet – 
Leasing wächst noch kräftig
Thomas Strobel und Arno Städtler

Der auf den Geschäftslagebeurteilungen der Leasinggesellschaften basieren-
de Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher 
Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2014 einen 
Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen einschließlich der sonstigen Anlagen von 
4,4%, nach einem Minus von 0,5% im Vorjahr. 

ifo Managerbefragung: Risiken und Pläne der Unternehmen 
für das zweite Halbjahr 2014
Johanna Plenk und Klaus Wohlrabe

Die deutsche Konjunktur befindet sich im Moment in schwierigen Gewässern. 
Insbesondere der Ukraine-Konflikt scheint zu einer erhöhten Unsicherheit in der 
Volkswirtschaft zu führen. Wie reagieren die Unternehmen auf dieses Umfeld? 
Das ifo Institut hat mehr als 450 Unternehmen nach ihrer aktuellen Bewertung 
und ihren Plänen für die nahe Zukunft befragt. Der vorliegende Artikel stellt einige 
ausgewählte Ergebnisse vor.

Der Konflikt in der Ukraine und die Ergebnisse der 
ifo Unternehmensbefragungen
Christian Grimme, Christian Seiler und Klaus Wohlrabe

Im Mai und Juni dieses Jahres hat das ifo Institut die Teilnehmer des Konjunk-
turtests im Verarbeitenden Gewerbe gebeten, zu möglichen Auswirkungen der 
Ukraine-Krise auf ihr Unternehmen Stellung zu nehmen. Der vorliegende Artikel 
setzt diese Untersuchung bis einschließlich der August-Umfrage fort. Darüber 
hinaus werden einige Industriebranchen sowie weitere Variable dahingehend 
untersucht, ob sich die Ergebnisse zwischen den Unternehmen mit und ohne 
wirtschaftliche Beziehungen zu Russland unterscheiden.

Im Blickpunkt

ifo Architektenumfrage: Geschäftslage weiterhin erfreulich gut
Erich Gluch

Nach den Umfrageergebnissen des ifo Instituts bei den freischaffenden Archi-
tekten hat sich das Geschäftsklima zu Beginn des dritten Quartals 2014 ein we-
nig eingetrübt. Es ist jedoch weiterhin sehr freundlich. Die befragten Architekten 
schätzten ihre aktuelle Geschäftslage nochmals etwas besser ein als in den vor-
angegangenen Quartalen. 
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Kann die Schlüsselindustrie so ihre Position halten?
Sparprogramme der deutschen Autoindustrie: 

Die Automobilindustrie steht vor großen Umbrüchen. Die Kosten steigen stetig, und die großen 

deutschen Autokonzerne kündigen längerfristige, massive Sparprogramme an und suchen nach 

Einsparmöglichkeiten. Kann die Schlüsselindustrie so ihre Position halten?

Die Sparrunden der 
Autobauer verändern 
die Wertschöpfungskette 
in der deutschen 
Automobilindustrie

Die Rede des VW-Vorstandsvorsitzenden 
Martin Winterkorn vor mehr als 1 000 Füh-
rungskräften bei einer VW-internen Ma-
nagement-Konferenz Mitte Juli hatte es 
in sich. Winterkorns vielbeachtete Rede 
ist Auslöser einer neuen großen Sparwel-
le in der deutschen Automobilindustrie, 
die deutliche Veränderungen der gesam-
ten Wertschöpfungskette erwarten lässt. 

»Die Zukunftssicherung der Marke Volks-
wagen erzwingt ein weitreichendes Um-
denken in allen Bereichen«, zitiert eine in-
terne Management-Mail Martin Winter-
korn. Die Ertragskraft der Kernmarke VW 
sei zu gering. »Hier geht es nicht um Kos-
metik. Hier geht es darum, vieles grundle-
gend in Frage zu stellen«, so der VW-Chef. 
Das Einsparvolumen bezifferte Winterkorn 
auf 5 Mrd. Euro pro Jahr. Damit ist das 
Sparprogramm das größte, das bisher bei 
VW aufgelegt wurde. Fünf Mrd. Euro Ein-
sparung entspricht 5% des Umsatzes der 
Marke VW-Pkw des Jahres 2013. Mit den 
Einsparungen will es Winterkorn endlich 
schaffen, die Kernmarke VW-Pkw in ihrer 
Profitabilität an Toyota, Ford oder Hyundai 
anzunähern. Das VW-Ziel lautet, wie in Ta-
belle 1 dargestellt, 6% EBIT-Marge. Seit 
Jahrzehnten schreibt das VW-Kernge-
schäft schlechte Margen, die durch das 
profitable Chinageschäft und die Premi-
umtöchter des Konzerns überdeckt wur-
den. Während etwa Toyota im reinen Fahr-
zeuggeschäft im Jahr 2013 pro Fahrzeug 
ein EBIT von 1 558 Euro oder 8,8% erziel-
te, Hyundai 962 Euro oder 9,0% und 
selbst GM nach seiner Insolvenz mit 

634 Euro oder 5,4% aufwarten konnte, hat 
das VW-Stammgeschäft mit der Marke 
VW-Pkw lediglich 615 Euro pro Fahrzeug 
EBIT erzielt, der im ersten Halbjahr 2014 
nochmals auf 440 Euro pro Fahrzeug oder 
2,1% abrutschte. Dabei hatte VW durch 
die Internationalisierung die Auswirkungen 
der Staatsschuldenkrisen in Südeuropa 
kaum gespürt und wachsende Fahrzeug-
verkäufe verzeichnet. Das fundamentale 
Effizienzproblem der Marke VW-Pkw wur-
de im Juli 2014 erstmals offen durch den 
Vorstandsvorsitzenden angesprochen (vgl. 
Volkswagen AG 2014).

Scales werden besser mit 
Zulieferern »gehoben«

Die Probleme bei der Marke VW sind über-
wiegend »hausgemacht«. Der heutige 
Aufsichtsratsvorsitzende Piëch hatte in 
seiner Zeit als Vorstandsvorsitzender die 
VW-eigenen Komponentenwerke ausge-
baut, neue Zuliefergeschäftsbereiche, wie 
die Sitzfertigung, im Konzern aufgebaut 
und so zu VW-Konzernarbeitskosten Zu-
liefergeschäft übernommen. Die Idee von 
Piëch war immer, mit Scale Economies die 
Wettbewerber zu übertrumpfen. Wenn 
der Konzern jährlich 10 Mill. Fahrzeuge 
verkauft und BMW nur 2 Millionen, wäre 

 * Prof. Dr. Ferdinand Dudenhöffer ist Direktor des 
CAR-Center Automotive Research an der Univer-
sität Duisburg-Essen sowie Inhaber des Lehr-
stuhls für Allgemeine Betriebswirtschaftslehre 
und Automobilwirtschaft an der Universität Duis-
burg-Essen.

Ferdinand Dudenhöffer*

 
Tab. 1 
EBIT-Vergleich VW-Pkw und Wettbewerbera) 

2013 Toyota, Auto Hyundai GM, Auto Ford, Auto 
Preis pro 
Fahrzeugb) 

17 777 Euro 10 735 Euro 11 788 Euro 16 578 Euro 

EBIT pro 
Fahrzeug 

1 558 Euro 962 Euro 634 Euro 820 Euro 

EBIT-Marge 8,8% 9,0% 5,4% 4,9% 

     

VW-Pkw 2012 2013 Jan.–Jun. 2014 VW-Ziel 
Preis pro 
Fahrzeug 

21 431 Euro 21 130 Euro 21 400 Euro 21 700 Euro 

EBIT pro 
Fahrzeug 

751 Euro 615 Euro 440 Euro 1 300 Euro 

EBIT-Marge 3,5% 2,9% 2,1% 6,0% 
a) Jeweils reines Fahrzeuggeschäft ohne Finanzdienstleistungen und 
andere Industriesparten. – b) Durchschnittsumsatz der Sparten bezogen 
auf verkaufte Fahrzeuge.  

Quelle: Benchmark-Studie CAR, Geschäftsberichte. 
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es töricht, über die Zulieferer die Scale Economies auch 
BMW nutzen zu lassen, so das Weltbild von Ferdinand Piëch. 
Ein Weltbild, das von Autarkie und nicht von den Vorteilen 
der Arbeitsteilung zwischen Unternehmen geprägt ist, wurde 
die Leitlinie des Konzerns. Komplexität und Kostenstrukturen 
wurden geschaffen, die nur schwer wieder abzubauen sind. 
Während Zulieferer die Bündelungsfunktion für die Branche 
und so gut 80 Mill. Pkw-Verkäufe pro Jahr übernommen ha-
ben, bleiben dem VW-Konzern Scales von 10 Mill. Fahrzeu-
gen, die erhebliche Konzernkomplexität mit involvieren. Da-
bei gilt, dass Arbeitskosten und Flexibilität – ein wichtiger 
Faktor der Branche – bei Zulieferern immer besser als bei 
den großen Autobauern ausgeprägt sind. Es ist schwer für 
VW, bei dem hohen Einfluss von Gewerkschaften und des 
Landes Niedersachen, diese In-Sourcing-Strategie umzulen-
ken. Winterkorn hat jetzt zwar eine Neuausrichtung ange-
sprochen, aber die Zeit zur Umsetzung ist unter den Struk-
turen von VW enorm. Insgesamt ändert aber die Neuaus-
richtung von VW die Wertschöpfungskette der Branche. Die 
Zulieferer gewinnen mehr Wertschöpfungsanteile.

Das gilt in einem geringeren Ausmaß ebenso für Daimler. So 
verfügt auch die Mercedes Car Group über Fertigungstiefen, 
die reduziert werden müssen. In Zukunft werden bei Merce-
des Karosserieteile auch von Zulieferern eingekauft, Gieße-
reien und Schmieden im eigenen Haus abgebaut und die 
Arbeiten auf Zulieferer übertragen (vgl. u.a. Pretzlaff 2014). 
Ähnlich wie bei VW-Pkw ist das Ziel bei Mercedes, ebenbür-
tige EBIT-Margen zu BMW, Audi oder gar Porsche zu erzie-
len. Insgesamt ordnet Daimler seinen Produktionsprozess 
im Rahmen eines Effizienzprogramms neu. Die Fertigungs-
zeiten sollen von derzeit mehr als 30 Stunden auf 20 Stunden 
reduziert werden. Das geht nur durch stärke Auslagerung 
der Komponenten- und Modulproduktion auf Zulieferer. 

Fünf Mrd. Euro Preiszugeständnisse von 
Zulieferindustrie

Auf der einen Seite steht die Neuausrichtung der Wertschöp-
fungskette durch stärkere Zuliefereinbindung bei wichtigen 
Branchenunternehmen. Die Anpassung ist durch die institu-
tionelle Verankerung in Deutschland allerdings zeitraubend. 
Gleichzeitig wollen VW-Chef Winterkorn und Daimler schnell 
ihre Margenziele erreichen. Um das kurzfristig umsetzen zu 
können, braucht es »Quick Savings«, wie das die Branche 
nennt. »Quick« geht über Preiskürzung im Materialeinkauf. 
Nach der Sommerpause stehen den Zulieferern anstrengen-
de Kostenrunden bevor. Mehr als 60% der Kosten eines 
Fahrzeugs entfallen auf den Einkauf von Material, sprich Zu-
lieferteilen. Damit steht die Zulieferindustrie im Brennpunkt 
der Einsparbemühungen. Der größte Druck lastet dabei auf 
den Mittelständlern. Tabelle 1 zeigt, dass im ersten Halbjahr 
2014 pro verkauften Fahrzeug bei VW ein Gewinn von 
440 Euro erzielt wurde. Mit dem neuen Sparprogramm soll 

der Gewinn pro Fahrzeug bei der Marke VW auf 1 300 Euro 
verdreifacht werden (vgl. Volkswagen AG 2014).

Bei VW selbst ist es so gut wie ausgeschlossen, in größerem 
Umfang Lohnkürzungen, kostenlose Arbeitszeitverlängerun-
gen oder Mitarbeiterabbau umzusetzen. Damit müssen 
nach unserer Einschätzung mindestens 60% oder 3 Mrd. 
Euro der VW-Einsparungen von den Zulieferern eingefordert 
werden. Wenn der Marktführer, auf den fast ein Drittel des 
Umsatzes der deutschen Autobauer entfällt, bei den Zulie-
ferern Preiskürzung und Effizienzgewinne einfordert, wird 
der Rest nicht zuschauen. Ansonsten verschlechtern die 
Wettbewerber ihre Kosten- und Wettbewerbssituation. Es 
kommt zur Wellenbildung. Daimler hat nach VW seine Pro-
duktionsoptimierung angekündigt. Opel und Ford werden 
nicht einfach zuschauen, wie ihr Hauptwettbewerber bes-
sere Einkaufskonditionen erhält. Die zusätzlichen eingefor-
derten Preiszugeständnisse bei Zulieferern werden zur Bran-
chenbewegung.

Selbst bei vorsichtiger Schätzung muss man von einem Spar-
volumen von gut 5 Mrd. Euro ausgehen, das sich die Auto-
bauer beim Materialeinkauf bei den deutschen Zulieferern an 
Einsparungen vorgenommen haben. Der gesamte Umsatz 
der deutschen Zulieferindustrie betrug im Jahr 2013 knapp 
70 Mrd. Euro (vgl. VDA 2014). Das von VW angestoßene 
Kostensenkungsprogramm der Branche frisst damit gut 7% 
des Umsatzes der deutschen Zulieferindustrie des Jahres 
2013. Dies ist mehr als die derzeitige Umsatzrendite der deut-
schen Zulieferindustrie. Anders ausgedrückt, die Gewinne der 
deutschen Zulieferindustrie fallen auf null, bzw. es fallen Ver-
lusten an, falls keine Anpassungsmaßnahmen erfolgen. 

Hoher Verlagerungsdruck aufgebaut 

Um die Einsparsumme von mindestens 5 Mrd. Euro zu re-
alisieren, stehen theoretisch mehrere Maßnahmen zur Ver-
fügung.

Qualitätskürzung von Teilen/preisgünstigere Teile 
und Komponenten

Der Kostensenkungsspielraum ist für Zulieferer hier deutlich 
beschränkt. Die Qualität der Teile ist vom Autobauer definiert 
und wird entlang der gesamten Produktionskette geprüft. 
Der Einsatz anderer Werkstoffe und Vormaterialien muss in 
langen Testreihen mit dem Autobauer genau definiert, ge-
testet und abgestimmt werden. Da dies ein kontinuierlicher 
Prozess ist, der bisher bereits im Rahmen der »kontinuierli-
chen Verbesserungsprozesse (KVP)« in den Management-
systemen verankert ist, bleiben die von VW ins Rollen ge-
brachte »Ad-hoc«-Einsparungen durch Materialveränderun-
gen überschaubar und werden für die deutsche Zulieferin-
dustrie auf deutlich weniger als 1 Mrd. Euro geschätzt. Bes-
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sere Einkaufspreise bei Vormaterialien sind 
ebenfalls in sehr begrenztem Umfang um-
setzbar. Die Einkaufsabteilungen der großen 
Zulieferer arbeiten ähnlich wie bei den Auto-
bauern und erzielen daher nur in überschau-
barem Umfang zusätzliche Rabatte bei ihren 
Unterlieferanten. 

Verbesserungspotenzial in 
Produktionsprozessen der Zulieferer

Da die Branche strengen Tarifvertragsrege-
lungen unterliegt, sind Arbeitskostensenkun-
gen nur in geringem Maß zu erwarten. Damit 
bleibt die Möglichkeit, durch effizienteren 
Produktionsablauf Einsparungen zu realisie-
ren. Da die Branche seit gut 20 Jahren nach 
den KVP-Prinzipien Effizienzverbesserungen 
realisiert, bleibt das bisher nicht entdeckte Verbesserungs- 
und Einsparpotenzial »überschaubar«. Bereits seit Jahren 
arbeitet die Branche mit jährlich vereinbarten Kostensen-
kungszielen mit ihren Lieferanten.

Verlagerungseffizienz und Einsparungen/niedrige
Zinsen helfen

Das größte bisher unvollständig genutzte Einsparpotenzial bei 
bestehenden Prozessen und Produkten – also in der Serien-
produktion – liegt in der Verlagerung vom Produktionsketten 
in kostengünstigere Standorte. Abbildung 1 illustriert dies bei-
spielhaft an der Entwicklung der Fahrzeugproduktion in Me-
xiko. Mexiko hat sich zu einem wichtigen Produktionsstand-
ort der Automobilindustrie entwickelt. So ist die jährliche Fahr-
zeugproduktion von 500 000 Fahrzeugen im Jahr 1998 auf 
hochgerechnet mehr als 3 Mill. Fahrzeuge in diesem Jahr 
angestiegen. Dies ist eine Versechsfachung der Produktion. 
Mehr als zwei Drittel der Mexikoproduktion gehen in den Ex-
port. Mehrere Faktoren unterstützen diese Entwicklung.

Mexiko: Freihandelsabkommen mit mehr als 40 Ländern

In Mexiko produzierte Fahrzeuge können ohne Zölle nach 
USA, Südamerika oder Europa geliefert werden. Damit kön-
nen die Kostenvorteile in Mexiko direkt und ohne »Zollauf-
schlag« genutzt werden. Ähnliches gilt für die Osterweite-
rungsstaaten in der EU. Mexikanische oder polnische Indus-

triebetriebe bieten die Produktivität und Qualität der Ersten 
Welt bei Löhnen der Dritten Welt. Außer Porsche sind nach 
dem Jahr 2015 alle deutschen Autobauer mit Produktionen 
in Mexiko vertreten. 

Niedrige Arbeitskosten

Bis zu 60% der Kosten beim Zulieferer bestehen aus Mate-
rialkosten, die durch entsprechende Einkaufsstrategien op-
timiert werden können. Die Materialkosten unterscheiden 
sich überwiegend wenig im internationalen Zusammenhang, 
da viele Unternehmen einen Art globalen Einkauf (global 
sourcing) anwenden. Der Arbeitskostenanteil in der Zuliefer-
industrie liegt zwischen 10% und 20% der Gesamtkosten. 
Damit wird deutlich, dass Arbeitskosten wesentlich die Kos-
tenposition des Zulieferers beeinflussen.

Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse eines Ländervergleichs. Un-
terstellt wurde dabei, dass alle anderen Produktionsbedin-
gungen und -kosten in den betrachteten Ländern ähnlich 
sind. Natürlich ist das eine Annahme, die nicht vollständig 
die Realität trifft, aber die Berechnung zeigt, wie stark der 
Hebel der unterschiedlichen Arbeitskosten auf das Zuliefer-
ergebnis wirkt. 

In Deutschland betragen die Arbeitskosten in der Autoin-
dustrie 48,40 Euro, in USA 25,60 Euro, England 24,50 Eu-
ro, in Mexiko 7,40 Euro. Sowohl in USA und in England 

 
Tab. 2 
Kosteneinsparungen bei Verlagerung 
(Annahme: alle anderen Kosten konstant) 

 Deutschland USA England Mexiko Polen Rumänien 

Arbeitskosten in Euro (einschl. Lohnnebenkosten) 48,40 25,60 24,50 7,40 7,50 4,80 
Kosteneinsparung gegenüber der Produktion in 
Deutschland bei 15% Arbeitskostenanteil 

 7,0% 7,4% 12,7% 12,7% 13,5% 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Verband Deutscher Automobilindustrie; Berechnungen des Autors. 
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macht sich der relativ starke Euro bemerkbar, sprich bei der 
Umrechnung der jeweiligen Arbeitskosten von der nationa-
len Währung in Euro haben die Amerikaner, Engländer, aber 
auch Mexikaner einen Wechselkursvorteil. Unterstellt man 
jetzt beim Zulieferer 15% Arbeitskostenanteil in seiner Pro-
duktion, wird das Zulieferprodukt bei Herstellung in USA um 
7,0% kostengünstiger als in Deutschland, in England um 
7,4%, in Mexiko um 12,4% usw. Die Tabelle macht deutlich, 
dass jetzt bei zunehmendem Spardruck der Autobauer, der 
Zulieferer seine größten Einsparmöglichkeiten in der Aus-
landproduktion hat. Da gleichzeitig die Zinsen aufgrund der 
Zinspolitik der Europäischen Zentralbank sehr niedrig sind, 
ist es durchaus sinnvoll, mit »billigem« Geld im Ausland eine 
Produktion aufzubauen und die Produktion im Inland zu-
rückzufahren. Zu den niedrigen Arbeitslosen addieren sich 
in der Regel in den in Tabelle 2 genannten Ländern deutlich 
niedrigere Energiekosten, niedrigere Transportkosten, grö-
ßere Flexibilität beim Einsatz von Zeitarbeitern sowie staat-
liche Investitionszuschüsse.

Fazit: Vier Effekte verändern die 
Produktionskette 

Ineffizienzen im Kerngeschäft der VW AG kombiniert mit 
dem Gewinnziel des Konzerns lösen in der deutschen Au-
tomobilindustrie eine Sparwelle aus, die die deutsche Zulie-
ferindustrie unter erheblichen Ertragsdruck setzt. Diese Wel-
le wird Veränderungen der Wertschöpfungskette in drei 
Richtungen mit sich bringen.

Erstens: Ausgelöst durch das VW-Sparprogramm, muss 
die deutsche Zulieferindustrie gut 5 Mrd. Effizienzverbesse-
rungen – sprich Preissenkungen bei gleicher Leistung – re-
alisieren. Die heutigen Produktionsprozesse der Zulieferer 
erlauben kaum Kostensenkungen. Ähnliches gilt beim Ein-
kauf von Material und in der Produktqualität. Mit »normalen« 
Optimierungen lassen sich die Preissenkungen nicht reali-
sieren. Ohne Kostensenkungen implizieren die Preissenkun-
gen bei den Zulieferern Verluste in der G+V. Folglich müssen 
»erweitere Sparmöglichkeiten« gesucht werden

Zweitens: Die Ausnutzung der großen Arbeitskostenunter-
schiede in wichtigen Produktionsländern wie England, Me-
xiko oder Polen und Rumänien erlauben – unter sonst glei-
chen Bedingungen – erhebliche Kostensenkungen. Zusätz-
lich sind die Aufwendungen für Energie, Logistik und die 
Erfüllungen von Auflagen außerhalb Deutschlands geringer.

Drittens: Die Niedrigzinspolitik der Europäischen Zentralbank 
erlaubt eine kostengünstige Finanzierung der Verlagerungs-
investitionen. Hinzu kommt, dass sich die Konjunktur und 
damit die Automobilnachfrage in West- und Osteuropa in 
den nächsten Jahren aufgrund des Russland-Ukraine-Kon-
flikts und der Embargopolitik der EU verschlechtern. Damit 

müssen ohnehin Kapazitäten in Europa und Deutschland 
angepasst werden. Die in Deutschland reduzierten Kapazi-
täten wandern in den asiatischen und amerikanischen Raum. 

Viertens: Die Fertigungstiefe bei den Autobauern wird in 
den nächsten Jahren sinken. Der VW-Konzern und Daimler 
spielen dabei eine wichtige Rolle. Der Umbau braucht al-
lerdings Zeit. 

Insgesamt muss daher in den kommenden fünf Jahren mit 
einem deutlichen Ausbau der Auslandsproduktion der deut-
schen Zulieferindustrie gerechnet werden. Damit kostet die 
durch VW angestoßene Sparrunde Arbeitsplätze bei Zulie-
ferern in Deutschland. Wie intensiv der Verlagerungsprozess 
sein wird, hängt von den Logistikkosten und dem weiteren 
Aufbau von Produktionsstätten der Autobauer im Ausland 
ab. Eines dürfte aber deutlich werden: Der hohe Einspa-
rungsdruck von VW verändert die deutsche Automobilland-
schaft nachhaltig. Diejenigen Mittelständler, die zu 100% auf 
ihrer »Scholle sitzen bleiben«, werden mit hoher Wahrschein-
lichkeit Verlustjahre vor sich haben, die die Eigenständigkeit 
der Unternehmen gefährden.

Insgesamt muss mit dem größten Druck bei mittelständi-
schen Zulieferern gerechnet werden. Damit kann auch ein 
Konzentrationsprozess erwartet werden. Große Zulieferun-
ternehmen wie Bosch, Continental oder ZF können aufgrund 
ihrer globalen Ausrichtung und Wettbewerbsvorteile ihrer 
Produkte deutlich besser dem Druck der Einkäufer der Au-
tobauer standhalten als der Mittelständler. Hinzu kommt, 
dass die Mittelständler keine starke Interessenvertretung in 
Deutschland haben. Der Verband der deutschen Automo-
bilindustrie (VDA) vertritt gleichzeitig Autobauer und Zuliefe-
rer. In einem solchen Konstrukt ist die Dominanz der Auto-
bauer vorgegeben (vgl. Dudenhöffer 2014). Die Schwächs-
ten in der Wertschöpfungsgruppe sind die Mittelständler. 
Und ausgerechnet dort wäre eine starke Standvertretung 
wichtig, etwa so wie auf europäischer Ebene, auf der es mit 
der CLEPA einen eigenständischen Zulieferverband gibt. 
Das größte Risiko der Sparwelle tragen die Mittelständler.
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Sparprogrogramme allein helfen der 
deutschen Automobilindustrie nicht

Obwohl die drei deutschen Automobilhersteller – Volkswa-
gen, Daimler und BMW – gegenwärtig sehr gut dastehen 
und im letzten Jahr hohe Gewinne erzielen konnten, kündi-
gen sie Sparprogramme in Milliardenhöhe an. Ob so die 
Schlüsselindustrie ihre Position halten kann, wird allerdings 
kontrovers diskutiert. 

Volkswagen wies 2013 vor allem dank Audi und des China-
geschäfts einen Gewinn in Höhe von 10,8 Mrd. Euro aus, 
Daimler übertraf mit fast 8 Mrd. Euro das Gewinnziel und 
BMW erreichte einen Rekordgewinn von gut 5,3 Mrd. Euro 
– trotz hoher Ausgaben für das Elektroauto i3. Dennoch 
kündigte Volkswagen bei VW spätestens ab 2017 Einspa-
rungen von jährlich 5 Mrd. Euro ein, Daimler und BMW wol-
len bis 2020 jährlich 3,5 bzw. 3 bis 4 Mrd. Euro einsparen. 

Erreichen wollen sie die Einsparziele vor allem im Einkauf, 
durch eine weitere Verlagerung von Wertschöpfung auf Zu-
lieferer (Outsourcing) und durch eine konsequentere Verrin-
gerung der Komplexitätskosten. Sehr hohe Komplexitäts-
kosten verursachen z.B. bei Volkswagen 310 verschiedene 
Fahrzeugtypen; sie sollen nun durch Straffung der Produkt-
palette und Reduzierung der Entwicklungskosten konse-
quent verringert werden. 

Als Gründe für erneute Sparprogramme in eher guten Zeiten 
nennen die deutschen Automobilhersteller vor allem schlech-
te Aussichten auf die kommenden Jahre. Die Gefahr sei 
groß, dass sich die Konjunktur in wichtigen Regionen gleich-
zeitig verschlechtert: dass der europäische, auch der deut-
sche Markt weiterhin stagnieren werden, wichtige Märkte 
wie Brasilien und Indien schwach bleiben oder wie Russland 

weiter wegbrechen. Unsicher bleibt die Entwicklung in Chi-
na. Positiv entwickelte sich nur der US-amerikanische Markt, 
er erholt sich weiterhin langsam auf das Niveau vor der hier 
besonders heftigen Finanzkrise 2008/09. Es dürfte somit 
künftig – anders als während dieser Finanzkrise – nicht mehr 
möglich sein, Gewinne und Verluste der unterschiedlichen 
Märkte auszugleichen. Ein weltweiter Absatzeinbruch sei 
durchaus denkbar. Auch geraten die Automobilhersteller 
und -zulieferer angesichts des steigenden Wettbewerbs aus 
Niedriglohnländern immer stärker unter Druck. Hohe Rabat-
te und Selbstzulassungen täuschen eine stabile Nachfrage 
vor. Negative Wechselkurseffekte durch den stärkeren Dol-
lar in den USA erschweren zudem Exporte in Drittländer. Da 
die Investitionen in neue Werke, Produkte und Technologien 
hoch bleiben und auch die Entwicklung der derzeit extrem 
niedrigen Finanzierungskosten nicht absehbar ist, scheinen 
den Automobilherstellern Sparprogramme unumgänglich. 

Auch wenn die Sparprogramme betriebswirtschaftlich 
durchaus sinnvoll erscheinen, werden volkswirtschaftlich ne-
gative Auswirkungen auf die Einkommens- und Vermögens-
verteilung in Deutschland befürchtet und deshalb auch hef-
tig kritisiert, vor allen von Gewerkschaften und Zulieferern. 
Die Gewerkschaften befürchten, dass die hohen Gewinne 
in der deutschen Automobilindustrie bei den Arbeitnehmern 
nicht ankommen und ihnen sogar Lohnverzicht und Arbeits-
platzverluste drohen, den Zulieferern härtere Verhandlungs-
runden. Sie sehen sich als die eigentlich Leidtragenden der 
Sparprogramme. 

Aber auch betriebswirtschaftlich greifen Sparprogramme al-
lein zu kurz. Denn es ist ein altes Spiel: Ein Sparprogramm 
jagt das nächste, die Effekte sind selten dauerhaft. So ist 
das geplante Sparprogramm von Daimler die zweite Stufe 
des Effizienzprogramms »Fit for Leadership« vom Herbst 
2012. Es sollte sicherstellen, dass die Pkw-Sparte Merce-
des-Benz Cars ab 2013 eine Umsatzrendite von 10% vor 
Zinsen und Steuern erreicht. Dieses Programm folgte den 
Sparprogrammen CORE (»Costs Down, Revenue Up, Exe-
cution«) I und II. Im ersten CORE-Programm zwischen Fe-
bruar 2005 und September 2007 wurden 43 000 Maßnah-
men umgesetzt. Sie hatten aber meist nur eine einmalige 
Wirkung, weil Sparprogramme Sparziele und Maßnahmen 
bezogen auf den Status quo (Produkt, Plattformen und Bau-
sätze) zu einem bestimmten Zeitpunkt definieren. Die Rah-
menbedingungen verändern sich aber z.B. durch eine Mo-
dellpflege, neue Produkte oder Veränderung der Gleichteile, 
ohne dass die Maßnahmen angepasst werden. Sie verlieren 
ihre Wirkung und werden ineffizient. Fehlen dann im Linien-
management Personen, die die Maßnahmen anpassen 
könnten, und werden sie dort sogar eher gestoppt, dann 
sind die Sparprogramme nicht dauerhaft.

Deshalb greifen Sparprogramme alleine – volkswirtschaftlich 
wie betriebswirtschaftlich – zu kurz, um die Automobilindus-
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wirtschaftslehre & Internationales Automobilmanagement an der Univer-
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trie gegen eine Marktverschlechterung zu wappnen. Es 
reicht nicht, in einem bestimmten Zeitraum Kosteneinspa-
rungen bei Zulieferern und Mitarbeitern zu suchen, es müs-
sen auch dauerhaft kostenreduzierende und erlösoptimie-
rende Entscheidungen getroffen werden. Mögliche Ansätze 
sind ein Gleichteil- und Änderungsmanagement sowie ein 
Mehrmarktmanagement.

1. Durch ein geschicktes sensibles Gleichteilmanagement 
lassen sich zwar Synergien schaffen und damit Produkti-
onskosten senken, es erleichtert aber auch die Konfigurati-
on immer neuer Produkte, die die Komplexitätskosten hoch 
treiben. Undifferenzierte Gleichteilstrategien bei Premium-
produkten bergen zudem die Gefahr einer Produktanglei-
chung und damit eines Verlustes an Differenzierungspoten-
zial und Preispremium. Deshalb ist ein aktives Preispremi-
um-Management erforderlich, um die Markenverträglichkeit 
der Module und Bausätze sicherzustellen. Dabei müssen 
hochpreisige Marktsegmente gesichert werden (z.B. durch 
Nutzung von Produkten in den unteren Marktsegmenten als 
Puffer gegenüber Produkten mit Preispremium im Luxus-
segment), die Absatzmengen der Produkte mit Preispremi-
um begrenzt werden (z.B. durch Substitution wenig profita-
blerer Produkte durch profitable Produkte) und die Preissen-
sitivität der Kunden verringert werden (z.B. durch stärkere 
Kundenbindung mit gezielter Werbung und verbesserte At-
traktivität der Produkte). Um diese Maßnahmen zu finanzie-
ren, müssen die indirekten Kosten gesenkt werden. Dies ist 
möglich, wenn der Kundenauftragsprozess optimiert wird, 
um Kapitaleinsatz und Kapitalkosten zu senken. Es ist wei-
terhin notwendig, die Komplexitätskosten durch Entschla-
ckung der Produktpalette zu senken. Ob es zwischen einem 
BMW X3 und X5 noch eines X4 bedarf und ob Käufer, die 
durch Sondermodelle angelockt werden, zwischen einem 
Golf Variant, einem Golf Van, einem Touran und einem Jet-
ta-Kombi unterscheiden, ist zumindest fraglich.

2. Ein zweiter Ansatz für Kostensenkung und Erlösoptimie-
rung ist das Änderungsmanagement, um die Kosten später 
Änderungen zu senken. Sie entstehen, wenn sich Zulieferer 
bei späten Änderungen im Produktionsprozess durch ge-
schicktes Nachverhandeln Erlösspielräume schaffen und 
zusätzliches Wissen an Lieferanten abfließt. Durch ein gutes 
Änderungsmanagement können die Automobilhersteller 
nicht nur zu Beginn des Produktentwicklungsprozesses auf 
die Zulieferer Druck ausüben, sondern auch noch vor Pro-
duktionsbeginn. Sie müssen allerdings glaubhaft drohen, 
andere Zulieferer kurzfristig in den Entwicklungsprozess in-
tegrieren zu können. Ein ungeplanter später Lieferanten-
wechsel kann große Qualitätsprobleme beim Serienanlauf 
auslösen. 

3. Ein dritter Ansatz ist ein koordiniertes Mehrmarktmanage-
ment mit besserer Steuerung der ausländischen Tochterge-
sellschaften der multinationalen Automobilunternehmen, um 

die Profitabilität im Unternehmensverbund zu erhöhen. So 
zeigt eine Befragung von Tochtergesellschaften großer deut-
scher Automobilunternehmen in den BRIC-Ländern (Brasi-
lien, Russland, Indien und China) und in den gegenwärtig 
stärker wachsenden MIST-Ländern (Mexiko, Indonesien, 
Südkorea und Türkei), dass die Einbindung selbst wichtiger 
Tochtergesellschaften meist unzureichend ist. Ihre Interes-
sen und Fähigkeiten werden in der meist stark zentral ge-
führten Automobilindustrie zu wenig berücksichtigt. Wenn 
Organigramme und Steuerung nicht zusammenpassen, ent-
stehen hohe Koordinations- und Abstimmungskosten.

Das Preispremium-Management, ein Management der 
Kompetenzentwicklung (mit Komplexitäts- und Änderungs-
management) und das Mehrmarktmanagement gehören zu 
den dynamischen Strategien (vgl. Proff und Proff 2013), die 
die Umsetzung der angestrebten Wettbewerbsvorteile eines 
Unternehmens bei Veränderungen im Zeitablauf sichern sol-
len. Veränderungen ergeben sich für die Automobilhersteller 

 – im weltweiten Unternehmensumfeld (durch vorherseh-
bare Risiken und unvorhergesehene Krisen), 

 – im Kampf um Marktanteile (durch ein sinkendes Preis-
premium, durch negative Mehrmarkteffekte und durch 
Kooperationen, die Mehrwert vernichten) sowie 

 – bei einem Rückstand im Kompetenzwettlauf mit Konkur-
renten und Lieferanten.

Zu den dynamischen Strategien gehören deshalb neben 
einem effizienten Preispremium-Management, einem koor-
dinierten Mehrmarktmanagement und einem systemati-
schen Management der Kompetenzentwicklung, weiterhin 
ein systematisches Risiko- und Krisenmanagement sowie 
ein systematisches Kooperationsmanagement. 

Begreifen sie »den Wandel als Daueraufgabe« (Sureth 2014) 
und verfolgen sie dynamische Strategien, statt allein auf 
kurzfristige Sparprogramme zu setzen, dann können die 
Automobilhersteller von einer reinen Orientierung an (kurz-
fristiger) finanzieller Leistung wegkommen und (langfristig) 
eine strategischen Gesundheit erreichen, die die Kapital-
marktbewertung verbessert. 

Das ist wichtig, weil die Automobilindustrie mit ihrer einsei-
tigen Leistungsorientierung schon vor der Wirtschafts- und 
Finanzkrise 2008/09 am Kapitalmarkt schlecht bewertet 
wurde. In der Krise stand sie noch deutlich schlechter da 
und konnte die Kapitalmarktbewertung – trotz aller Kursver-
besserungen insbesondere 2011 – seither strukturell nicht 
verbessern. In einer weltweiten Analyse der Goldman Sachs 
Sustain Group, die dauerhafte Branchenführer und attrakti-
ve Anlagemöglichkeiten ermittelt, befand sich Ende 2009 
unter 63 Unternehmen kein Automobilhersteller (vgl. Gold-
man Sachs Group, Global Investment Research 2009). Mit-
te 2011, als die deutschen Hersteller nach weitgehend über-
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standener Krise gerade wieder Gewinne machten, wurde 
die Automobilindustrie zwar differenzierter betrachtet, aber 
immer noch mit deutlichen Abschlägen auf den »fair value« 
bestraft (vgl. Proff und Proff 2013). Das hat sich auch bis 
heute nicht geändert: Die Automobilindustrie ist weiterhin 
für den Kapitalmarkt – d.h. für kleine wie größere Geldanle-
ger – nicht attraktiv. 

Strategisch gesunde Unternehmen können allerdings mit 
dynamischen Strategien auf Veränderungen ohne Verlust an 
Wettbewerbsfähigkeit reagieren und Maßnahmen treffen, die 
ihre Gestaltungs- und Anpassungsfähigkeit erhöhen. Auch 
ihre finanzielle Leistung wird dann am Kapitalmarkt besser 
bewertet. Die Bewertung gibt den Preis eines Unternehmens 
auf einem perfekten Kapitalmarkt an, der die allgemeine Ein-
schätzung der unternehmerischen Potenziale durch die 
Marktteilnehmer widerspiegelt. Strategisch gesunde Unter-
nehmen können sich positiv vom Branchentrend abheben 
und die Analysten veranlassen, die Kapitalmarktbewertung 
zu korrigieren. Eine umfangreiche Untersuchung zeigt z.B., 
dass über alle Branchen hinweg die Kapitalmarktbewertung 
nur zu 20% durch den kurzfristigen Cash Flow, aber zu 80% 
durch langfristige Erträge und Zukunftschancen bestimmt 
wird (vgl. Davis 2005). 

Wird die Kapitalmarktbewertung überwiegend langfristig be-
stimmt, dann reichen traditionelle Optimierungsprogramme 
in der Automobilindustrie, die lediglich auf kurz- und mittel-
fristige Effizienz von Beschaffung, Produktion und Absatz und 
damit auf eine bessere finanzielle Leistung setzen, nicht aus, 
um die Kapitalmarktbewertung signifikant zu verbessern. Sie 
sind zwar notwendig, um die Profitabilität und die Liquidität 
kurzfristig zu verbessern, setzen aber nur beim kleineren He-
bel der Kapitalmarktbewertung an: bei der finanziellen Leis-
tung und nicht bei der strategischen Gesundheit.

Werden die Aktien der Automobilunternehmen gut bewertet 
und haben Automobilunternehmen eine breite Aktionärs-
struktur, dann ergibt sich auch eine positive Verteilungswir-
kung – damit bedarf es auch bei gesamtwirtschaftlicher Be-
trachtung mehr als reiner Sparprogramme in der deutschen 
Automobilindustrie.
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Wohlstand fängt mit Sparen an – zu den 
Sparprogrammen der deutschen 
Automobilindustrie

Viele deutsche Automobilhersteller haben in den letzten Wo-
chen und Monaten »Sparprogramme«, zumindest jedenfalls 
Kostenoptimierung ihrer Häuser angekündigt. Gleichzeitig 
entwickelt sich der Absatz unserer Unternehmen weiterhin 
dynamisch. Passt das zusammen? Effizienzprogramme auf 
der einen Seite, Rekordvolumen auf der anderen ?

Die deutsche Automobilindustrie hat große Herausforde-
rungen bisher besser als manche Wettbewerber gemeistert. 
Aber der nächste große Umbruch läuft bereits. Auf der einen 
Seite erlebt die Schlüsselindustrie Deutschlands Technolo-
giesprünge wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Die Elektro-
mobilität ist eine Revolution für die Automobiltechnologie. 
An die Batterietechnik haben wir – im Vergleich zu den Er-
fahrungen mit konventionellen Antrieben – noch hohe Er-
wartungen. Die Verbraucher wünschen ähnliche Verläss-
lichkeit, Reichweite, Praktikabilität und nicht zuletzt auch 
vergleichbaren Fahrspaß wie mit Benziner und Diesel. Ver-
netzung und Konnektivität – das sind mehr als nur das 
Smartphone im Auto. Neue Anforderungen der Kunden an 
die Mobilität generieren Milliardeninvestitionen von Herstel-
lern und Zulieferern. Diese Investitionen parallel in verschie-
dene Technologien müssen aber erst einmal erwirtschaftet 
werden. 

Auf der anderen Seite schreitet gleichzeitig die Globalisie-
rung mit schnellen Schritten weiter voran. Aufstrebende 
Märkte schaffen neue Chancen, aber aufstrebende Herstel-
lernationen erhöhen parallel den Druck auf etablierte und 
klassische »Autoländer«. 

In diesem Spannungsfeld aus technologischer Revolution, 
neuer Stärke und wachsendem Wettbewerb bekräftigen 
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die deutschen Automobilhersteller und -zu-
lieferer ihre Zugehörigkeit zum Standort 
Deutschland, müssen diese aber in der 
kommenden Dekade auch neu behaupten. 
Gerade die Automobilzuliefererindustrie mit 
ihrer starken mittelständischen Prägung für 
Innovation und Beschäftigung ist ein zent-
raler Baustein für den Erfolg der Deutschen. 
Dies gilt es nicht zu schwächen, sondern 
zu stärken. 

Gott sei Dank müssen wir nicht gesund-
schrumpfen, sondern unsere Chancen nut-
zen – sowohl für den Erhalt unserer starken 
Position in den Weltmärkten als auch für 
den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit unse-
rer Heimatstandorte. 

Die deutsche Automobilindustrie steht wie kaum eine an-
dere Branche für die Exportmaschinerie der deutschen 
Wirtschaft. Ihre Unternehmen sind ein entscheidender 
Baustein für Wohlstand und Beschäftigung in Europa. Nur 
ein Beispiel zur Illustration: Französische Automobilzulie-
ferer machen ca. 30% bis 40% ihres Geschäfts mit der 
deutschen Wertschöpfungskette. Bereits 1963, also vor 
mehr als 50 Jahren, exportierten die deutschen Pkw-Her-
steller mehr als 50% der in Deutschland produzierten Pkw 
in die Welt. Im Jahr 2013 waren es mehr als 75% der In-
landsfertigung, die für ausländische Märkte bestimmt sind. 
Die Vorlieferungen gerade aus dem europäischen Ausland 
wuchsen mit, ließen unsere Nachbarn entsprechend mit 
profitieren. Und das bei einer Auslandsfertigung, die kon-
tinuierlich gewachsen und 2010 die Inlandsproduktion 
überholt hat. 85% der in-und ausländischen Gesamtpro-
duktion liefert die deutsche Automobilindustrie letztlich an 
ausländische Kunden. 

Diese Erfolge fielen nicht vom Himmel. Denn die Automo-
bilindustrie steht für global harten Wettbewerb. Neue, auf-
strebende Autonationen kamen hinzu, neue Märkte entwi-
ckelten sich rasant. In diesem Umfeld hat sich die deutsche 
Automobilindustrie ständig neu erfinden und kritisch hinter-
fragen müssen, um ihren Technologievorsprung zu halten 
und ihre globale Präsenz zu erweitern. 

Und das ist auch jetzt wieder für die Zukunft notwendig. 
Denn die politischen und gesamtwirtschaftlichen Risiken 
nehmen weltweit derzeit eher zu als ab. Nicht nur die geo-
politischen Risiken sind gestiegen, auch Hoffnungsträger 
wie Indien und Brasilien zeigen Schwächen. Nur wenn Po-
litik und Unternehmen jetzt die Weichen richtig stellen, wird 
Deutschland auch im Jahr 2025 noch ein attraktiver Auto-
mobilstandort sein. Dazu haben wir alle Chancen, aber kei-
nen Grund, uns zurückzulehnen. Das zeigt der Blick auf die 
Erfolgsfaktoren:

Internationalisierung Motor für Produktion und 
Export 

Die deutschen Hersteller haben es besser als andere tra-
ditionelle Autoländer der EU verstanden, ihre globale Prä-
senz deutlich auszuweiten, ohne dabei den heimischen 
Standort zu vernachlässigen. Während Deutschland seine 
heimische Fertigung seit 1980 um über die Hälfte bis 2013 
auf 5,4 Mill. Pkw sukzessive ausbauen konnte, hat sich in 
stolzen Automobilnationen wie Frankreich und Italien die 
Produktion auf 2013 gerade einmal gut 2 Mill. Einheiten 
reduziert. Noch 1990 fertigten sie zusammen mehr Pkw als 
Deutschland.

Soweit auch italienische und französische Hersteller ihre 
Produktion internationalisiert haben, blieb das Hauptmotiv 
der Auslagerung allerdings, Lohnkostenvorteile in Osteuro-
pa zu generieren. Deutsche Unternehmen haben ebenfalls 
ihre Produktion mit Low-Cost-Countries erweitert und ver-
knüpft, das Leitmotiv des mittlerweile globalen Produktions-
verbundes zielte allerdings in erster Linie auf die Eroberung 
neuer Märkte. 

Zweisäulenstrategie für Märkte draußen und 
zuhause 

Die deutsche Automobilindustrie setzt auf eine Zweisäulen-
strategie in ihrer globalen Marktversorgung: Fertigung im 
Inland und Export sowie Produktion in den jeweiligen Ziel-
märkten. Vor 20 Jahren übertraf die Pkw-Inlandsfertigung 
die Auslandsproduktion noch um mehr als das Doppelte. 
Letztes Jahr hingegen stellten die deutschen Hersteller be-
reits gut 60% ihrer Gesamtfertigung von über 14  Mill. Pkw 
außerhalb der deutschen Werke her. Dennoch ist keines-
wegs »Republikflucht« die Folge. Wir erleben bisher keinen 
dadurch bedingten Rückgang der Inlandsproduktion. Im 
Jahr 2014 werden wir über 5,5 Mill. Pkw in Deutschland 
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produzieren – ein erneut klares Plus gegen-
über dem Vorjahr. Aber das ist kein Ruhe-
kissen.

Auslandsmärkte sind Treiber 

Was sind die Treiber für diese Entwicklung? 
Der wichtigste Grund ist zweifelsohne die 
Tatsache, dass die automobilen Wachs-
tumsmärkte außerhalb von Deutschland lie-
gen und vom Volumen her offensichtlich 
nicht nur von der Inlandsproduktion bedient 
werden können. Die zwangsläufige Konse-
quenz für die deutschen OEMs ist es daher, 
sich global aufzustellen. Als Beispiele können 
hier die beiden größten Pkw-Märkte der Welt 
gelten. Weder in China noch in den USA hat-
ten die deutschen Pkw-Hersteller vor 
20 Jahren Produktionswerke, inzwischen je-
doch werden in den USA über 600 000 Ein-
heiten und in China sogar 3,5 Mill. Pkw deut-
scher Konzernmarken hergestellt. Damit ent-
fällt inzwischen nahezu die Hälfte der deut-
schen Auslandsproduktion auf diese beiden 
Länder. 

Neben der Ausrichtung auf Vor-Ort-Produk-
tionsstätten zeichnet die deutschen Herstel-
ler aus, dass sie gleichzeitig auf eine weitere 
Säule, die Exporte, gesetzt haben. Dies hat 
den deutschen Automobilstandort in den 
letzten 20 Jahren im Vergleich zu den Wett-
bewerbern gestärkt. Innerhalb der klassi-
schen europäischen Automobilnationen 
nimmt Deutschland hierdurch eine besonde-
re Rolle ein, weil es auch seine Inlandsferti-
gung von 3,8 Mill. Pkw im Jahre 1993 um 
43% auf 5,4 Mill. Stück im vergangenen Jahr 
deutlich erhöhen konnte. Diese Produktions-
ausweitung war nur deshalb möglich, weil 
sich die Exporte im gleichen Zeitraum von 
2,1 Mill. auf 4,2 Mill. Einheiten verdoppelt ha-
ben. Die eminente Bedeutung der Ausfuhren 
für den deutschen Standort lässt sich an der 
Exportquote ablesen. Diese ist seit 1993 von 
55% auf 77% gestiegen, d.h., inzwischen 
werden sieben von neun in Deutschland her-
gestellten Pkw im Ausland abgesetzt.

Premium stärkt Deutschland

Ein wichtiger Grund für den weltweiten Erfolg 
von Autos »Made in Germany« ist der ausge-
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wogene Mix aus Premium- und Volumenmodellen, die am 
deutschen Standort, der sich ja auch durch ein gehobenes 
Lohnkostenniveau auszeichnet, gefertigt werden. Dass der 
Aufbau neuer Produktionsstätten im Ausland nicht zu Lasten 
von Inlandswerken gehen muss, lässt sich wiederum an den 
führenden Märkten USA und China ablesen. Neben der in-
zwischen starken Präsenz direkt vor Ort steigerten die Her-
steller ihre Exporte ebenfalls nachhaltig. Im Zwanzigjahres-
vergleich 1993 bis 2013 konnten die Pkw-Ausfuhren in die 
USA von 174 000 auf 666 000 Stück nahezu vervierfacht 
werden, nach China stiegen die Exporte sogar fast um den 
Faktor sieben von 36 000 auf 243 000. Die Zweisäulenstra-
tegie, die sowohl auf Auslandsengagement als auch auf Ex-
porte setzt, ist damit eine wichtige Komponente für den Er-
folg der deutschen Automobilindustrie. Und dieses Modell 
ist zukunftsfähig, wenn die Rahmenbedingung stimmen. 

Dass dieses Konzept erfolgreich war und ist, zeigt sich an 
den Marktanteilen, die unsere Unternehmen mittlerweile 
weltweit erobert haben. Hier spielte der Ausbau der Präsenz 
auf den neuen Märkten eine entscheidende Rolle.

Neue Märkte frühzeitig erschließen

Der chinesische Pkw-Markt wächst Jahr für 
Jahr mit zweistelligen Raten: 1998 war das 
Marktvolumen so groß wie das der Nieder-
lande (0,5 Mill. Einheiten), 2005 erreichte der 
chinesische Markt die Größe Deutschlands 
(3,1 Mill. Einheiten). 2013 löste China mit 
mehr als 16 Mill. verkauften Pkw die USA als 
größten Einzelmarkt der Welt ab. 

Bei einem Marktanteil von mehr als 20% wird 
schnell klar, dass eine Marktversorgung allein 
aus deutschen Produktionsstätten kaum 
machbar ist. Die Pkw-Verkäufe der deut-

schen Konzernmarken haben sich seit 2008 
(1 Mill. Einheiten) verdreifacht – 2013 konn-
ten die Deutschen in China über 3 Mill. Pkw 
absetzen. Schnelle Marktversorgung, 
schnelle Anpassungen an Veränderungen 
der Nachfrage, all das macht Präsenz vor Ort 
zwingend erforderlich. 

Die deutsche Automobilindustrie hat früh-
zeitig reagiert: Sie gehörte zu den ersten in-
ternationalen Investoren in China – 1983 
rollte in Shanghai der erste Volkswagen San-
tana vom Band – und wird dafür seit Jahren 
(2009: 40%, 2010: 35%, 2011: 21%, 
2012: 19%, 2013: 18%) mit zweistelligen 
Zuwachsraten belohnt. Und auch zukünftig 
bieten sich in China weitere Wachstums-

chancen: Unter der neuen Regierung dürfte das rein inves-
titionsgetriebene chinesische Wachstumsmodell zuse-
hends von einer Förderung des Binnenmarktes abgelöst 
werden. Ein hieraus resultierender Anstieg des privaten 
Konsums wird seine Wirkung auf den chinesischen Neu-
wagenmarkt kaum verfehlen.

Im Jahr 2013 zeigte der US-Markt eine erfreuliche Entwick-
lung: Der Absatz von Light Vehicles (Pkw und Light Trucks) 
stieg um 8% auf 15,5 Mill. Einheiten. Damit haben die Neu-
wagenverkäufe gegenüber dem Krisenjahr 2009 um gut 
5 Mill. Einheiten zugelegt (+49%).

Das hohe Wachstumstempo sind auch die deutschen Her-
steller mitgegangen: Im Vergleich zum Jahr 2009 (762 994 Ein-
heiten) hat sich der Absatz von Neuwagen mit einem deut-
schem Markenzeichen um satte 74% erhöht – 2013 verkauf-
ten die Deutschen auf dem inzwischen zweitgrößten Markt 
der Welt rund 1,33 Mill. Einheiten. Damit sind die deutschen 
Hersteller in diesem Zeitraum deutlich schneller gewachsen 
als der Markt – die Vereinigten Staaten sind also entscheidend 
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für die Wachstumsstrate gien der deutschen 
Hersteller. Ein Großteil der Fahrzeuge, die in 
den USA gefertigt werden, hat ihren Haupt-
absatzmarkt ebendort. Gleichzeitig versorgen 
wir die globalen Märkte weiterhin mit Fahrzeu-
gen aus heimischer Produktion. 

Die deutsche Automobilindustrie hat in Kri-
senjahren nicht den Fehler gemacht, interna-
tionale Märkte wie z.B. den US-Markt in ihrer 
Bedeutung zu unterschätzen, nein, sie hat ihr 
Engagement konsequent ausgebaut. Diese 
langfristige Strategie wird aktuell mit einem 
Marktanteil von knapp 9% belohnt – seit 
2009 liegt der Anteil der deutschen Konzern-
marken an den Light-Vehicle-Gesamtverkäu-
fen bei durchschnittlich 8%. 

Nicht nur in großen Märkten sind wir aktiv. Auch in den 
Wachstumsmärkten der »zweiten Reihe« stehen Entschei-
dungen an. Wie soll der ASEAN-Raum bedient werden? 
Welche Perspektiven warten in Afrika? Wie werden sich die 
kleineren Märkte Lateinamerikas entwickeln? 

Auch wenn die deutsche Automobilindustrie eine granulare 
Internationalisierungsstrategie verfolgt: Es sind eine heraus-
fordernde Zahl von Ländern und Regionen, die wir im Auge 
behalten müssen. 

Wenn wir den globalen Erfolg der deutschen Automobilin-
dustrie auch in den kommenden Jahren erhalten wollen, 
müssen die politischen Rahmenbedingungen die zentrale 
Rolle spielen. 

Arbeit an der Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands aktiver 
wiederaufnehmen

Deutschland hat in den letzten Jahren eine 
sehr erfreuliche Entwicklung vollzogen. Vom 
»kranken Mann Europas« zu Beginn des 
Jahrtausends bis zur Lokomotive für die eu-
ropäische Wirtschaft hat sich innerhalb einer 
Dekade die deutsche Volkswirtschaft ge-
dreht. Dieser Prozess lässt sich sehr plas-
tisch an den Lohnstückkosten ablesen. Von 
2000 bis 2008 zeichnete sich die deutsche 
Wirtschaft durch relativ konstante Lohn-
stückkosten aus, während in anderen gro-
ßen europäischen Automobilnationen die auf 
den Output bezogenen Lohnkosten deutlich 
anstiegen. Allerdings: Die Lohnstückkosten 
nehmen nach einer beeindruckenden Ent-
wicklung des ersten Jahrzehnts aktuell wie-

der zu. Deutschland darf sich nicht auf den Lorbeeren der 
Vergangenheit ausruhen. Spanien zum Beispiel hat nach 
dem Ausbruch der Krise 2008 seine Lohnstückkosten ge-
senkt und gewinnt dadurch als Produktionsstandort zuneh-
mend wieder an Attraktivität.

Die deutschen Strukturreformen zu Beginn der letzten De-
kade haben sich ausgezahlt, auch für den Fiskus. Deutsch-
land ist heute eines der wenigen Länder der Europäischen 
Union, das den Anteil der Industrie an der Bruttowertschöp-
fung in den letzten 13 Jahren halten konnte. In den anderen 
großen Volkswirtschaften gingen die Anteile massiv zurück 
– die Folgen für den Arbeitsmarkt sind bekannt. Diese Ent-
wicklung realisiert inzwischen auch die Europäische Kom-
mission und peilt für 2020 das Ziel eines EU-Industrieanteils 
von 20% an. Besonders dramatisch hat sich Frankreich 
deindustrialisiert, von einem Wertschöpfungsanteil des Ver-
arbeitenden Gewerbes von über 15% im Jahre 2000 auf 
aktuell gerade mal 10%. Dass sich die französische Volks-
wirtschaft gerade sehr schwer tut, aus der Krise herauszu-
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fahren, hat auch mit der Vernachlässigung 
von Industrie und Internationalisierung zu 
tun.

Der deutsche Erfolg ist das Ergebnis von 
richtigen (wenn auch damals späten) Refor-
men verantwortungsbewusster Arbeitneh-
mervertretern und kluger Unternehmensfüh-
rung in der letzten Dekade. In diesem 
Dreiklang zwischen Politik, Arbeitgebern und 
Gewerkschaften gelang es, zu neuer Stärke 
zu finden. Dieses etablierte Zusammenspiel 
steht nun vor einer neuen Bewährung. 

Ein Rückgrat der deutschen Automobilindu-
strie sind die meist mittelständischen Zulie-
ferfirmen, die in den Produktionsverbund mit 
den Herstellern national und international tief integriert sind. 
Häufig handelt es sich hier um Familienunternehmen, die 
neben der Infrastruktur auch die Stabilität in Deutschland 
besonders wertschätzen. Neue Belastungen wie z.B. eine 
eventuelle Veränderung der Behandlung der Betriebsvermö-
gen im Erbschaftsteuerrecht können sich somit für den 
Standort Deutschland als eher kontraproduktiv erweisen.

Die Unternehmen haben ihre Hausaufgaben gemacht und 
nehmen ihre Herausforderungen an. Die deutsche Automo-
bilindustrie investiert jährlich einen zweistelligen Milliarden-
betrag in Forschung und Entwicklung und ist damit der for-
schungsintensivste Wirtschaftszweig. Jeder dritte For-
schungs-Euro im Inland geht in die Automobilindustrie. Na-
türlich ist ein großer Teil dieser F&E Aktivitäten auf neue 
Produkte fokussiert. Aber ein nicht unerheblicher Anteil dient 
der Effizienzsteigerung. Es sind auch die Prozessinnovatio-
nen, die eine Fertigung im Hochlohnland ermöglichen. 

Deutschland ist und bleibt ein Hochlohnland. Es geht in 
Deutschland nicht um ein Lohnniveau wie in Niedriglohnlän-
dern, aber es geht sehr wohl um das mögliche 
Kostenbewusstsein für die Wettbewerbsfähig-
keit zuhause – wir konkurrieren mit Ländern 
wie China, Brasilien, Mexiko und Russland. 

Der Standort Deutschland kann, aber er 
muss sich auch ständig neu behaupten. Bei 
jedem neuen Modell stehen deutsche Stand-
orte im Wettbewerb mit ihren Schwesterwer-
ken auf der Welt. Und dieser Wettbewerb ist 
nicht einfach zu bestehen. Lohnkosten, Lo-
gistikkosten, Energiekosten bis hin zu wach-
senden handelspolitischen Hürden, das sind 
alles Faktoren, die eine Rolle bei der Vergabe 
spielen. Die Energiekosten in Deutschland 
bleiben auch nach der EEG-Reform im inter-
nationalen Vergleich zu hoch, die Lohnstück-

kosten müssen wettbewerbsfähig sein und bleiben. Das 
Erreichte dürfen wir nicht aufs Spiel setzen.

Die Logistikkosten steigen mit jeder Brückensperrung, mit 
jedem Stau, mit jeder Verzögerung weiter an. 47% aller Brü-
cken im Bundesfernstraßennetz haben den kritischen Zu-
standswert überschritten, so dass sie beobachtet und ggf. 
Baumaßnahmen eingeleitet werden müssen. 2013 gab es 
alleine auf deutschen Autobahnen 415 000 Staus mit einer 
Gesamtlänge von 830 000 Kilometern. Die Verkehrsprog-
nosen bis 2030 erwarten einen Anstieg des Pkw-Verkehrs 
um 10%, des Lkw-Verkehrs um annähernd 40% gegenüber 
2010. Ein gezielter Ausbau von Engpässen drängt, aber die 
im Bundeshaushalt geplanten Mittel für 2014 und 2015 sind 
mit 5,09 Mrd. und 5,15 Mrd. geringer als im Schnitt der ver-
gangenen Legislaturperiode. Die von der Koalition verein-
barte Mittelaufstockung für 2016 und 2017 macht Mut, al-
lerdings droht bereits 2018 wieder ein Rückfall auf das nied-
rige Ausgangsniveau. Damit wird es schwierig, die Blutbah-
nen unserer Volkswirtschaft verstopfungsfrei und damit ef-
fizient zu halten, denn der Bedarf für jährliche Investitionen 

 

 0

2 000

4 000

6 000

8 000

10 000

12 000

14 000

16 000

18 000

20 000

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Interne F&E-Aufwendungen der deutschen Automobilindustrie im Inland

Quelle: Stifterverband.

Mill. Euro

Abb. 9

 

5.2

9.1

7.2

14.0

11.7

8.7
9.5 9.2

10.4
11.5

12.1

15.9

9.7

USA China Indien Deutsch-
land

EU Türkei Frank-
reich

Polen Tsche-
chien

UK Spanien Italien Däne-
mark

Strompreise für KMU

Quelle: BDI.

€ct/kWh

+19%

Abb. 10



ifo Schnelldienst 18/2014 – 67. Jahrgang – 25. September 2014

15Zur Diskussion gestellt

in Bundesfernstraßen wird auf mindestens 8 Mrd. Euro ge-
schätzt.

Bei den Energiekosten sehen wir einen erheblichen Nachteil 
gegenüber unseren Wettbewerbern. Nicht nur in den USA 
oder Asien, auch in Europa sind die Strompreise sehr un-
terschiedlich. Wir haben uns politisch dem ehrgeizigen Ziel 
der Energiewende verschrieben – aber auch hier dürfen wir 
die Wirtschaftlichkeit nicht aus den Augen verlieren. Die Au-
tomobilindustrie ist keine stromintensive Branche im Sinne 
des Gesetzgebers. Aber noch nie haben Energiekosten ei-
ne derart zentrale Rolle im Kostenblock auch unserer Her-
steller und Zulieferer gespielt. 

Die Politik darf sich nicht davon blenden lassen, dass 
Deutschland im Jahr 2014 gut dasteht. Das konjunkturelle 
Umfeld ist im Jahresverlauf 2014 bereits schwieriger gewor-
den. Zur Wachstumsschwäche Europas gesellen sich poli-
tische Risiken nicht nur in Russland und der Ukraine. Auch 
in den Schwellenländern ist derzeit kein Wachstumsauto-
matismus zu erkennen. Dennoch erleben wir derzeit eine 
politische Verteilungs- und Sozialdebatte, die die Leistungs-
fähigkeit der deutschen Industrie praktisch als gegeben vor-
aussetzt. Einen neuen Belastbarkeitstest kann die deutsche 
Industrie nicht brauchen. »Sparprogramme« der deutschen 
Automobilindustrie sollte die Politik für ein Kostenbewusst-
sein bei öffentlichen Ausgaben beherzigen und zugleich 
durch vernünftige Maßnahmen im Bereich der Bildungs-, 
der Infrastruktur-, der Handels- und Umweltpolitik begleiten. 
Nur dann, aber dann kann der Standort auch in Zukunft 
wettbewerbsfähig und attraktiv bleiben. 
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Ergebnisse des ersten ifo Bildungsbarometers*
Was die Deutschen über die Bildungspolitik denken – 

Ludger Wößmann, Philipp Lergetporer, Franziska Kugler und Katharina Werner

Die überwiegende Mehrheit der deutschen Bevölkerung ist für einen verpflichtenden Kindergar-

tenbesuch, für eine Abschaffung der Kindergartengebühren, für ein Ganztagsschulsystem für alle 

Kinder bis 15 Uhr, für deutschlandweit einheitliche Abschlussprüfungen im Abitur – und findet es 

wichtig, dass Deutschland beim PISA-Test gut abschneidet. Gleichzeitig ist eine deutliche Mehr-

heit gegen die Abschaffung von Schulnoten, gegen höhere Lehrergehälter und gegen die Verbe-

amtung von Lehrern. Die Deutschen sprechen sich auch mehrheitlich dafür aus, die staatlichen 

Ausgaben für Schulen zu erhöhen – aber es ist nur noch eine Minderheit, wenn auf die Notwendig-

keit der Steuererhöhung für die staatliche Finanzierung hingewiesen wird. Eine relative Mehrheit 

gegen Studiengebühren verwandelt sich ebenfalls in eine relative Minderheit, sobald sie über den 

Einkommensunterschied von Personen mit und ohne Studium informiert wird. Wenn die Studien-

gebühren erst nach dem Studium und erst ab einem gewissen Jahreseinkommen zurückgezahlt 

werden müssen, ist sogar eine deutliche Mehrheit dafür. Mehrheiten finden sich auch gegen das 

Betreuungsgeld und gegen das G8, aber für Leistungszulagen für in Problemschulen unterrichten-

de Lehrkräfte und für die Einführung von zweijährigen Ausbildungsberufen. Nach Ansicht der meis-

ten Deutschen sollten Arbeitgeber und Staat mehr für Fort- und Weiterbildung ausgeben – nicht 

aber die Personen selbst. Und nahezu alle sind der Meinung, dass gute Schülerleistungen für den 

zukünftigen Wohlstand unseres Landes wichtig sind. Dies und mehr geht aus dem ersten ifo Bil-

dungsbarometer hervor, einer repräsentativen Meinungsumfrage der erwachsenen Bevölkerung in 

Deutschland. 

Was denken die Deutschen über die Bil
dungspolitik? Sind sie für oder gegen Be
treuungsgeld, kleinere Schulklassen, In
klusion, Ganztagsschule, frühe Aufteilung 
zwischen Schularten, G8, Deutschland
abitur, Studiengebühren und weitere Aka
demisierung? Sollten mit sinkenden 
Schülerzahlen auch die Lehrerstellen sin
ken? Sollten zusätzliche Mittel eher in die 
frühkindliche Bildung, die Schulen, die 
Berufsausbildung oder die Universitäten 
fließen? Antworten auf diese Fragen sind 
nicht nur für sich genommen interessant. 
Sie sind auch relevant für die Akzeptanz 
und Umsetzbarkeit bildungspolitischer 
Reformen. 

Öffentliche Meinung und 
Reformfähigkeit im politischen 
Prozess 

Seit dem PISASchock von 2001 sind 
hierzulande einige Veränderungen zu be
obachten: eine empirische Wende in den 
Bildungswissenschaften, eine stärkere 
Evidenzorientierung in der Bildungspolitik 
und zumeist auch eine Entideologisierung 
der bildungspolitischen Debatten. Gleich
wohl sind bei vielen Reformbemühungen 
nur begrenzte Fortschritte oder aber deut
liche Widerstände zu erkennen. Dafür gibt 

es sicherlich zahlreiche Gründe, die zum 
Teil in den Besonderheiten jeder einzelnen 
Reformbemühung zu finden sind.

Aus politökonomischer Sicht könnte 
aber ein wichtiger übergreifender Grund 
für die Diskrepanz zwischen politischem 
Bewusstsein und Handeln im Zusam
menspiel politischer Kräfte mit öffentli
chen Meinungen liegen. Politiker können 
nicht uneingeschränkt das tun, was sie 
für das Richtige halten – quasi eine wie 
auch immer geartete »soziale Wohl
fahrtsfunktion« maximieren. Sie müssen 
sich Wahlen stellen. Die Wähler haben 
aber ihre eigenen Meinungen und Inter
essen, und diese können sich zwischen 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen 

 * Der Artikel ist im Rahmen des im ifo Zentrum für 
Bildungs und Innovationsökonomik bearbeiteten 
SAWProjekts »Die politische Ökonomie der Bil
dungspolitik: Erkenntnisse aus einer Meinungs
umfrage« entstanden. Wir danken der Leib
nizGemeinschaft für die finanzielle Unterstützung 
im LeibnizWettbewerb für die Jahre 2014–2016, 
Guido Schwerdt für die Unterstützung von Antrag 
und Projekt, den Mitgliedern des Wissenschaftli
chen Beirats des Projekts – Marius Busemeyer, 
Olaf Köller, Kerstin Martens, Beatrice Rammstedt 
und Stefan Wolter –, Natalja Menold, Joachim 
Winter und den Kollegen im ifo Zentrum für Bil
dungs und Innovationsökonomik für Anmerkun
gen zum Fragebogen sowie TNS Infratest – ins
besondere Thomas Gensicke und Sarah Schmidt 
– für die hervorragende Zusammenarbeit bei der 
Durchführung der Meinungsumfrage. 
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deutlich unterscheiden. Das macht es der Politik und der 
Verwaltung häufig schwer, Reformen umzusetzen, die sie 
als vorteilhaft für die Gesellschaft ansehen. Als Beispiel 
dafür können wesentliche Teile der Hamburger Schulreform 
von 2010 angesehen werden, die von allen vier in der Ham
burger Bürgerschaft vertretenen Parteien einstimmig be
schlossen, aber letztlich durch einen Volksentscheid ver
hindert wurden. Die spezifischen (Eigen)Interessen von 
Wählern, Politikern und Verwaltung machen die Steuerung 
der Bildungspolitik zu einem hoch komplexen Entschei
dungsprozess.1 

Damit stellt sich für die Akzeptanz und Umsetzbarkeit von 
Reformen auch eine weitere Frage: Was beeinflusst die öf
fentliche Meinung zur Bildungspolitik? Kann die Politik die 
Ansichten der Bevölkerung beispielsweise durch Informati
onskampagnen über zugrunde liegende 
Fakten und Zusammenhänge verändern? 

Um Antworten auf diese Fragen etwas näher 
zu kommen, haben wir zwischen April und 
Juli 2014 eine Meinungsumfrage unter mehr 
als 4 000 Befragten durchgeführt, die eine 
repräsentative Stichprobe der Bevölkerung 
in Deutschland ab 18 Jahren darstellen (vgl. 
Kasten 1 »Methodik der Befragung« für me
thodische Details).2 Mit ihr können wir die 
Meinungen der deutschen Wahlbevölkerung 
zu wichtigen Themen der Bildungspolitik ab
bilden. 

Darüber hinaus können wir auch untersu
chen, ob sich die Meinungen durch die Be
reitstellung von Informationen und Argumen
ten beeinflussen lassen. Dazu haben wir in 
unserer Befragung bei einigen Fragen eine 
methodische Besonderheit eingeführt: Je

 1 Klassische Beiträge zur modernen politischen Öko
nomie modellieren den politischen Prozess als Wett
bewerb um Wählerstimmen und um Unterstützung 
von Interessengruppen (vgl. etwa Buchanan und Tul
lock 1962; Olson 1965). Aktuelle Forschung zur poli
tischen Ökonomie der Bildung behandelt insbeson
dere Themen der Bildungsfinanzierung, der relativen 
Rolle von Markt und Staat sowie möglicher Zielkon
flikte zwischen Wachstum und Ungleichheit (vgl. 
Gradstein, Justman und Meier 2005; Glomm, Ravi
kumar und Schiopu 2011). Empirische Studien zur 
Rolle der öffentlichen Meinung in der politischen 
Ökonomie der Bildungspolitik liefern Cattaneo und 
Wolter (2009) für die Schweiz und verschiedene Stu
dien von Busemeyer und Koautoren für den interna
tionalen Vergleich (vgl. etwa Busemeyer und Tram
pusch 2012).

 2 Das Projekt wird in Kooperation mit Politikwissen
schaftlern des Program of Education Policy and 
Governance (PEPG) der Harvard Universität durch
geführt, deren langjährige Erfahrungen mit bildungs
politischen Meinungsbefragungen in den USA (vgl. 
etwa Howell, West und Peterson 2007; Henderson, 
Howell und Peterson 2014) in die Entwicklung unse
res Fragebogens eingeflossen sind.

weils einem zufällig ausgewählten Teil der Befragten wurden 
bestimmte Informationen zur Verfügung gestellt, bevor sie 
dieselbe Frage beantworten wie der andere Teil der Befrag
ten, der diese Informationen nicht erhalten hat. Aufgrund 
der zufälligen Aufteilung lassen sich so Aussagen darüber 
machen, wie die deutsche Bevölkerung mit und ohne Be
reitstellung dieser Informationen zu der jeweiligen Frage 
steht – und somit auch darüber, ob und in welchem Ausmaß 
sich die angegebene Meinung durch die Bereitstellung der 
Information verändert. 

Bildungspolitik und Bildungsausgaben 

Der vorliegende Beitrag stellt erste Ergebnisse des ersten 
ifo Bildungsbarometers über die Meinung der Bevölkerung 

Die Befragung für das ifo Bildungsbarometer wurde zwischen April und Juli 2014 
von TNS Infratest Sozialforschung durchgeführt. Im Rahmen einer repräsentativen 
Stichprobe der Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren wurden 4 171 Perso
nen befragt. Die Ziehung der Stichprobe erfolgte in zwei Teilen: Die Bevölkerung 
mit privater Internetnutzung (75%) wurde mit Hilfe eines OnlineFragebogens in 
einem OnlinePanel befragt. Die Bevölkerung ohne private Internetnutzung (25%) 
wurde im Rahmen einer persönlichen Befragung in der Wohnung der Befragten 
gebeten, den Fragebogen auf einem zur Verfügung gestellten Gerät elektronisch 
– auf Wunsch mit Unterstützung des Interviewers – auszufüllen. Um eine reprä
sentative Abbildung der gesamten deutschen Bevölkerung sicherzustellen, wur
den die Beobachtungen anhand der amtlichen Statistik nach Alter, Geschlecht, 
Bundesland, Schulabschluss und Gemeindegrößenklasse gewichtet. 
Eine methodische Besonderheit der Befragung besteht darin, dass die Befragten 
bei einigen Fragen per Zufall auf zwei bis vier unterschiedliche Teilgruppen aufge
teilt wurden. Diese Teilgruppen erhielten die Frage dann jeweils in einer anderen 
Version, zum Beispiel mit und ohne Bereitstellung von Informationen über tat
sächliche Ausgabenniveaus wie in den Abbildungen 3 und 5. Aufgrund der aus
reichenden Stichprobengröße lassen sich so auch Aussagen über die Meinungen 
der deutschen Bevölkerung in diesen jeweiligen Teilgruppen machen. 
Wie sicher von einer repräsentativen Umfrage auf die Gesamtbevölkerung 
geschlossen werden kann, lässt sich anhand von statistischen Wahrscheinlich
keiten angeben. Da der Stichprobenumfang in der vorliegenden Studie ver
gleichsweise groß ist, liegt der Fehlerbereich für Fragen, die allen Befragten 
gestellt wurden, nur zwischen rund 1 und 1,5 Prozentpunkten. Das heißt, wenn 
z.B. 50% der Befragten einer Frage zustimmen, liegt der wahre Wert der Zustim
mung in der Gesamtbevölkerung mit 95%iger Wahrscheinlichkeit zwischen 
48,5% und 51,5%. Bei der Betrachtung von Teilgruppen mit geringeren Fallzah
len ist der Fehlerbereich etwas größer – beispielsweise 2–3 Prozentpunkte bei 
Fragen, die von einer zufälligen Teilgruppe von gut 1 000 Befragten beantwortet 
werden. 
Personen, die zu einer Frage keine Angabe machen, werden in der vorliegenden 
Auswertung nicht berücksichtigt. Dieser Anteil der Personen ohne Angabe ist bei 
allen Meinungsfragen des ifo Bildungsbarometers sehr klein: Im Durchschnitt 
liegt er bei nur 1%, bei keiner Frage erreicht er 2% (einzige Ausnahme sind die 
Fragen im unteren Teil von Abbildung 12, bei denen er 2,9% erreicht). 
Um die Ergebnisse übersichtlich zu präsentieren, sind in den Abbildungen bei 
Zustimmungsfragen die Antwortkategorien in der Reihenfolge »sehr dafür«, »eher 
dafür«, »weder dafür noch dagegen« »eher dagegen« und »sehr dagegen« ange
geben. Im Fragebogen wurde jedoch die Kategorie »weder dafür noch dagegen« 
stets als letzte Antwortmöglichkeit der Liste präsentiert. 
Im vorliegenden Text und in den Abbildungen werden Prozentwerte berichtet, die 
auf den jeweils nächsten Prozentpunkt gerundet sind. Aufgrund der Rundungen 
kann die Summe der berichteten Prozentanteile von 100 abweichen. Ebenso 
kann die tatsächliche Summe mehrerer Anteile leicht von der Summe der berich
teten gerundeten Werte abweichen. 

Kasten 1
Methodik der Befragung
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zu Bildung und Bildungspolitik vom vorschulischen Alter 
über Schulen und Berufsausbildung bis hin zu Studium und 
Weiterbildung vor. Bevor wir zu Fragen der einzelnen Bil
dungsphasen kommen, betrachten wir einige übergreifende 
Fragen zu Bildungspolitik und Bildungsausgaben. 

Beurteilung der Bildungspolitik 

Eine erfolgreiche Bildungspolitik ist der deutschen Bevölke
rung ein wichtiges Anliegen: Über drei Viertel (79%) der Be
völkerung geben an, dass es ihrer Meinung nach (sehr oder 
eher) wichtig ist, dass deutsche SchülerInnen bei internati
onalen Tests von Schülerleistungen im Vergleich zu anderen 
Ländern gut abschneiden (vgl. Abb. 1). 

Da in den Medien und Schulen in letzter Zeit häufig be
hauptet wird, die Bevölkerung sei »PISAmüde«, haben wir 
einem Teil der Befragten die Frage in leicht geänderter Fas
sung gestellt: Statt von »internationalen Tests von Schü
lerleistungen« zu sprechen, sprechen wir explizit vom »in
ternationalen PISATest». Trotz der angeblichen PISAMü
digkeit der Bevölkerung ändert dies die Ein
schätzung nicht wesentlich: 73% der Be
völkerung finden es (sehr oder eher) wichtig, 
dass Deutschland beim PISATest im Ver
gleich zu anderen Ländern gut abschneidet. 

Der Anteil, der ein gutes Abschneiden bei 
internationalen Tests für wichtig hält, ändert 
sich ebenfalls kaum (79%) bei dem weiteren 
Teil der Befragten, der explizit nach der Wich
tigkeit »für den zukünftigen Wohlstand unse
res Landes« gefragt wird. Allerdings steigt 
dabei der Anteil, der die Schülerleistungen 
für »sehr« (und nicht nur »eher«) wichtig hält, 
von 25% auf 31%. 

Fragt man einen vierten Teil der Befragten in 
einer weiteren Fragevariante schließlich all
gemeiner nach guten Schülerleistungen (oh
ne Hinweis auf internationale Tests), so hal
ten sage und schreibe 97% der Bevölkerung 
gute Schülerleistungen für (sehr oder eher) 
wichtig für den zukünftigen Wohlstand un
seres Landes, und mehr als zwei Drittel 
(70%) halten sie sogar für sehr wichtig. An 
Bewusstsein für die große wirtschaftliche Be
deutung guter Bildung (vgl. etwa Hanushek 
und Wößmann 2012) mangelt es in der deut
schen Bevölkerung also nicht. 

Insofern ist es bemerkenswert, dass die Be
völkerung die Bildungspolitik relativ schlecht 
bewertet (vgl. Abb. 2). Nur 1% der Deut
schen würde der Bildungspolitik in ihrem 

Bundesland insgesamt die Schulnote 1 geben. Über die 
Hälfte der Bevölkerung erteilt der Bildungspolitik lediglich 
die Schulnote 3, ein knappes Viertel benotet sie sogar 
schlechter. Allerdings gibt es bei dieser Frage gewisse regi
onale Unterschiede: Während die Vergabe der Note 1 kaum 
variiert, geben 31% der Bayern der Bildungspolitik in ihrem 
Bundesland die Note 2, aber nur 17% der Einwohner in 
NordrheinWestfalen. Zwischen den restlichen westlichen 
und den östlichen Bundesländern findet sich hingegen kaum 
ein Unterschied in der Benotung der Landesbildungspolitik. 
Insgesamt scheint es nach Ansicht der Bevölkerung aber 
überall deutlich Raum für Verbesserungen in der Bildungs
politik zu geben. 

Ausgaben im Schulsystem 

Dass gute Bildung der deutschen Bevölkerung wichtig ist, 
spiegelt sich auch in der Bereitschaft zu Ausgabenerhöhun
gen im Bildungsbereich wider. So sind über zwei Drittel 
(71%) der Meinung, die staatlichen Ausgaben für Schulen 
sollten steigen (vgl. Abb. 3). 
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wichtig
31%

48%
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Wie wichtig sind gute Schülerleistungen?
Sie sind den Deutschen sehr wichtig – gerade für den zukünftigen Wohlstand

"bei internationalen Tests für 
zukünftigen Wohlstand"

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
bei internationalen Tests [für zukünftigen Wohlstand] Deutsche Schülerinnen und
Schüler nehmen regelmäßig an internationalen Tests von Schülerleistungen teil. Wie
wichtig ist es Ihrer Meinung nach [für den zukünftigen Wohlstand unseres Landes],
dass Deutschland bei diesen Tests im Vergleich zu anderen Ländern gut abschneidet?
beim PISA-Test Deutsche Schülerinnen und Schüler nehmen regelmäßig am
internationalen PISA-Test teil. Wie wichtig ist es Ihrer Meinung nach, dass
Deutschland beim PISA-Test im Vergleich zu anderen Ländern gut abschneidet?
für zukünftigen Wohlstand Wie wichtig sind Ihrer Meinung nach gute Schüler-
leistungen für den zukünftigen Wohlstand unseres Landes?

"bei internationalen Tests" "beim PISA-Test"
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Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.
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Diese Zustimmungsrate verringert sich allerdings deutlich 
auf 50% in der Teilgruppe der Befragten, die vor der Beant
wortung der Frage darüber informiert wurde, 
dass die durchschnittlichen Bildungsausga
ben pro SchülerIn jährlich 6 400 Euro betra
gen (Datenquelle: Statistisches Bundesamt 
2013). Interessant ist dabei eine Betrachtung 
des ursprünglichen Informationsstandes der 
Bevölkerung. Dazu wurden die TeilnehmerIn
nen unabhängig von dieser Frage und deut
lich vorher im Fragebogen gebeten zu schät
zen, wie viel durchschnittlich jedes Jahr pro 
SchülerIn an öffentlichen allgemeinbildenden 
Schulen ausgegeben wird. Es zeigt sich, 
dass der Großteil der Befragten (77%) das 
tatsächliche Ausgabenniveau deutlich (um 
mehr als 1 000 Euro) unterschätzt. Diese Be
fragten wurden also von der tatsächlichen 
Höhe der Ausgaben überrascht. Dement
sprechend fällt bei ihnen der Rückgang der 
Zustimmung zu Ausgabenerhöhungen auf
grund der Informationsbereitstellung mit 
24 Prozentpunkten auch weit deutlicher aus 
als bei denen, die das Ausgabenniveau über
schätzt hatten (8 Prozentpunkte).3 Das Aus
maß, in dem der Hinweis auf das tatsächli
che Ausgabenniveau Meinungen beeinflusst, 
hängt also deutlich vom ursprünglichen In
formationsstand der Befragten ab. 

Besonders niedrig fällt die Zustimmung zur 
Erhöhung staatlicher Ausgaben für Schulen 
in der Teilgruppe der Befragten aus, die in 

 3 An diesen Werten ändert sich kaum etwas, wenn 
man die Unter bzw. Überschätzung nicht mit einem 
Bereich von 1 000 Euro, sondern alternativ mit 10% 
oder 20% der tatsächlichen Ausgaben berechnet. 

der Frage explizit auf die Notwendigkeit von Steuererhöhun
gen für zusätzliche Staatsausgaben hingewiesen wurde: Nur 
ein Viertel findet, dass Steuern für die Finanzierung von 
Schulen steigen sollten. Wird der Hinweis auf Steuererhö
hungen mit Informationen zur Höhe der Bildungsausgaben 
kombiniert, hat die zusätzliche Ausgabeninformation keinen 
wesentlichen zusätzlichen Effekt. Es ist bemerkenswert, 
dass sich eine deutliche Mehrheit für staatliche Ausgaben
erhöhungen für Schulen in eine deutliche Minderheit ver
wandelt, sobald die Notwendigkeit von Steuerfinanzierung 
deutlich gemacht wird.4 

Als nächstes gehen wir der Frage nach, wofür zusätzliche 
Ausgaben im Schulsystem nach Meinung der Deutschen 
gegebenenfalls eingesetzt werden sollten. Zunächst geben 
wir drei Antwortmöglichkeiten vor: Schulklassen verklei

 4 Interessanterweise ist die Zustimmung zu steigenden Bildungsausgaben 
ohne weitere Information bei Personen über dem mittleren Einkommen 
signifikant höher (76%) als bei Personen bis zu einem mittleren Einkom
men (66%). Dieser Unterschied wird aber wesentlich geringer und statis
tisch insignifikant, sobald auf das derzeitige Ausgabenniveau oder die 
Steuerfinanzierung hingewiesen wird. 
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53%
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17%
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oder 6

7%

Welche Note geben die Deutschen der Bildungspolitik?
Die Mehrheit gibt nur eine 3

Frage: 
Ganz allgemein gefragt: Welche Schulnote würden Sie der Bildungspolitik in Ihrem Bundesland insgesamt
geben?

Note 1

Abb. 2
Welche Note geben die Deutschen der Bildungspolitik?
Die Mehrheit gibt nur eine 3

Frage: 
Ganz allgemein gefragt: Welche Schulnote würden Sie der Bildungspolitik in 
Ihrem Bundesland insgesamt geben?

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.
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Sollten die staatlichen Ausgaben für Schulen steigen?
Information über Ausgabenniveau und Hinweis auf Steuerfinanzierung senken 
die Zustimmung deutlich

mit Hinweis auf Steuern

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
ohne Information [mit Information über derzeitige Ausgaben] [Die staatlichen
Bildungsausgaben in Deutschland betragen im Durchschnitt jährlich 6 400 Euro pro
Schülerin/Schüler.] Sollten die staatlichen Ausgaben für Schulen in Deutschland Ihrer
Meinung nach steigen, sinken oder unverändert bleiben?
mit Hinweis auf Steuern [und Information über derzeitige Ausgaben] [Die
staatlichen Bildungsausgaben in Deutschland betragen im Durchschnitt jährlich 6 400
Euro pro Schülerin/Schüler.] Sollten Steuern für die staatliche Finanzierung von
Schulen in Deutschland Ihrer Meinung nach steigen, sinken oder unverändert
bleiben?
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nern, Lehrergehälter erhöhen oder neue Schulbücher, Com
puter und andere Lehrmittel anschaffen. Können sich die 
Befragten für mehrere dieser Möglichkeiten aussprechen, 
sind drei Viertel (75%) dafür, mehr Geld für die Verkleinerung 
von Klassengrößen einzusetzen (vgl. Abb. 4). Die Anschaf
fung neuer Lehrmittel wie Schulbücher und Computer be
fürworten 53%, eine Erhöhung von Lehrergehältern hinge
gen nur 14%. 

Um deutlich zu machen, dass verschiedene Verwendungen 
der zusätzlichen Mittel zueinander in Konkurrenz stehen, 
musste sich eine andere Teilgruppe der Befragten für nur 
eine der drei Möglichkeiten entscheiden. In diesem Fall sinkt 
die Zustimmung für kleinere Schulklassen auf 64%, die für 
zusätzliche Lehrmittel auf 32% und die für höhere Lehrer
gehälter auf 4%. Eine sehr deutliche Mehrheit der deutschen 
Bevölkerung zieht also kleinere Klassen den anderen Aus
gabenmöglichkeiten im Schulsystem vor. Das ist insofern 
bemerkenswert, als Klassenverkleinerungen 
zwar mit sehr hohen Kosten verbunden sind, 
nach vorliegenden umfangreichen For
schungsergebnissen aber zumeist nicht sys
tematisch mit besseren Schülerleistungen 
einhergehen.5 

Um die tatsächlichen Abwägungen deutlich 
zu machen, haben wir eine weitere Teilgrup
pe der Befragten darauf hingewiesen, wie 
viel man mit derselben Ausgabensumme von 
den verschiedenen Verwendungsmöglich
keiten kaufen könnte. Konkret erfahren diese 
Befragten, dass eine Verkleinerung der 
Schulklassen um drei SchülerInnen in etwa 
so viel kosten würde, wie die Lehrergehälter 
um 15% zu erhöhen oder neue Lehrmittel im 
Wert von jährlich 20 000 Euro für jede Klas
se anzuschaffen. Dieser Hinweis verringert 
die Zustimmung zu Klassenverkleinerungen 
deutlich von 64% auf 48%, wohingegen die 
Zustimmung für zusätzliche Lehrmittel von 
32% auf 46% ansteigt. Informationen über 
die Kosten der einzelnen Maßnahmen haben 
also bedeutende Auswirkungen auf deren 
Akzeptanz. 

Wird bei dieser Fragestellung die Möglich
keit, in Schulgebäude zu investieren, als 
vierte Option hinzugefügt, so sprechen sich 
10% für diese Option aus. Als Folge sind nur 
mehr 40% für kleinere Klassen, aber 44% 
für zusätzliche Lehrmittel. Es wird deutlich, 
dass die Zustimmung zu kleineren Klassen 
zunehmend sinkt, je mehr die Bevölkerung 

 5 Für Überblicksartikel vgl. etwa Hanushek (2003) und 
Hanushek und Wößmann (2011). 

auf alternative Verwendungsmöglichkeiten der Mittel hinge
wiesen wird. 

Ausgaben für unterschiedliche staatliche Aufgaben und 
Bildungsbereiche 

Bildungsausgaben sind der deutschen Bevölkerung im Ver
gleich zu anderen staatlichen Aufgabenbereichen besonders 
wichtig. So sind 71% der Befragten der Meinung, dass der 
Staat im Vergleich zu heute zukünftig mehr Geld für Bildung 
ausgeben sollte (vgl. Abb. 5). Rund die Hälfte wünscht sich 
Ausgabenerhöhungen in den Bereichen soziale Sicherung 
und öffentliche Sicherheit, aber nur 21% sind für höhere 
Kulturausgaben und 10% für höhere Verteidigungsausga
ben. Einem Teil der Befragten wurde mitgeteilt, dass der 
Anteil der Bildungsausgaben an den gesamten Staatsaus
gaben in Deutschland geringer ist als in den meisten ande
ren Industrieländern. Diese Information hatte keinen signifi
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in Schulgebäude
 investieren* 

neue Schulbücher,
 Computer und andere
 Lehrmittel anschaffen

Lehrergehälter
 erhöhen

Schulklassen
 verkleinern

mehrere Möglichkeiten wählbar
nur eine Möglichkeit wählbar
mit Hinweis auf kostengleiche Alternativen 
mit vierter Möglichkeit

Wofür sollten zusätzliche Gelder im Schulsystem ver- 
wendet werden?
Zustimmung für kleinere Klassen sinkt, wenn kostengleiche Alternati- 
ven aufgezeigt werden

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
mehrere Möglichkeiten wählbar Stellen Sie sich vor, die Regierung plant, die
Ausgaben für das Schulsystem zu erhöhen. Für welche der folgenden
Möglichkeiten sind Sie? Wählen Sie mindestens eine Möglichkeit.
nur eine Möglichkeit wählbar Stellen Sie sich vor, die Regierung plant, die
Ausgaben für das Schulsystem zu erhöhen. Für welche der folgenden
Möglichkeiten sind Sie? 
mit Hinweis auf kostengleiche Alternativen Stellen Sie sich vor, die Regie-
rung plant, die Ausgaben für das Schulsystem zu erhöhen. Die Schulklassen um
drei Schülerinnen/Schüler zu verkleinern, würde in etwa so viel kosten, wie die
Lehrergehälter um 15% zu erhöhen oder neue Lehrmittel im Wert von jährlich
20 000 Euro für jede Klasse anzuschaffen. Für welche dieser Möglichkeiten sind
Sie?
mit vierter Möglichkeit Stellen Sie sich vor, die Regierung plant, die Ausgaben
für das Schulsystem zu erhöhen.  Die Schulklassen um drei Schülerinnen/Schüler
zu verkleinern, würde in etwa so viel kosten, wie die Lehrergehälter um 15% zu
erhöhen, neue Lehrmittel im Wert von jährlich 20 000 Euro für jede Klasse
anzuschaffen oder diesselbe Summe in Schulgebäude zu investieren. Für welche
dieser Möglichkeiten sind Sie?

* Diese Antwortmöglichkeit stand nur einem Teil der Befragten zur Verfügung.

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.
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kanten Einfluss auf die Meinung der deut
schen Bevölkerung zu dieser Frage. 

Im Gegensatz dazu fällt die Bereitschaft zu 
Ausgabenerhöhungen in allen staatlichen 
Aufgabenbereichen leicht niedriger aus, 
wenn die Befragten über die Höhe der der
zeitigen Ausgaben in den verschiedenen Be
reichen informiert werden. Derzeit liegt das 
Ausgabenniveau für Bildung bei 95 Mrd. Eu
ro, für soziale Sicherung bei 227 Mrd. Euro, 
für öffentliche Sicherheit bei 38 Mrd. Euro, 
für Verteidigung bei 27 Mrd. Euro und für 
Kultur bei 10 Mrd. Euro (Datenquelle: Sta
tistisches Bundesamt 2014b). In der dar
über informierten Befragtengruppe wün
schen sich 58% zusätzliche Ausgaben für 
Bildung, 47% für soziale Sicherung, 43% für 
öffentliche Sicherheit, 18% für Kultur und 
6% für Verteidigung. 

Im Gegensatz zu der Untersuchung von Cat
taneo und Wolter (2009) für die Schweiz zeigt 
sich in Deutschland kein deutlicher Trend, 
dass die Zustimmung für Bildungsausgaben 
mit dem Alter abnimmt. Teilt man die Stich
probe in zwei in etwa gleich große Alters
gruppen der bis unter und ab 50Jährigen, 
so unterscheidet sich die Zustimmung in den 
beiden Teilgruppen mit 72% und 71% nicht 
signifikant voneinander. Zwar liegt die Zu
stimmung bei den mindestens 65Jährigen 
mit 69% leicht niedriger, aber der Unter
schied zum Rest der Bevölkerung ist nur 
marginal signifikant. Insgesamt gibt es dies
bezüglich also keine stark ausgeprägten sys
tematischen Altersunterschiede in der deut
schen Bevölkerung. 

Darüber, welcher spezifische Bildungsbe
reich am ehesten von Ausgabenerhöhungen 
profitieren sollte, haben die Deutschen sehr 
unterschiedliche Meinungen. Mit jeweils 31% 
werden die frühkindliche Bildung und weiter
führende Schulen am häufigsten genannt 
(vgl. Abb. 6). Gut ein Viertel der Befragten 
(26%) ist für Ausgabenerhöhungen im 
Grundschulbereich, während sich nur jeweils 
6% für Erhöhungen im Berufsschul und 
Hochschulbereich aussprechen.6 

Diese Anteile unterscheiden sich bei den Be
fragten, die über die derzeitigen jährlichen 
Ausgabenniveaus in den verschiedenen Be

 6 Bei dieser Frage gibt es einen deutlichen 
OstWestUnterschied dergestalt, dass die Befür
wortung von Ausgabenerhöhungen in der frühkindli
chen Bildung in Ostdeutschland 11 Prozentpunkte 
höher ist, in den weiterführenden Schulen hingegen 
10 Prozentpunkte niedriger. 
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Wie sollten sich die staatlichen Ausgaben entwickeln?
Auch bei Information über derzeitige Niveaus möchte die Mehrheit 
höhere Ausgaben für Bildung, nicht aber für andere Bereiche

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
ohne Informationa) [mit Information] Wie viel sollte der Staat Ihrer Meinung nach
zukünftig in den folgenden Bereichen im Vergleich zu heute ausgeben? [In
Klammern sehen Sie, wie viel die öffentlichen Haushalte (ohne Sozialversicherung)
derzeit pro Jahr für die einzelnen Bereiche ausgeben.] Denken Sie daran, dass
höhere Staatsausgaben gegebenenfalls durch Steuererhöhungen finanziert werden
müssen.
[Ausgabenniveaus (in Mrd. Euro): Bildung: 95, Soziale Sicherung: 227, Öffentliche
Sicherheit: 38, Verteidigung: 27, Kultur: 10]
a) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit zusätzlichem Hinweis auf die
Ausgabensituation in anderen Industrieländern gestellt. Da sich das Antwortver-
halten statistisch nicht von der Version ohne Information unterscheidet, wurden
diese unter „ohne Information“ zusammengefasst.

Bildung

Soziale Sicherung

Öffentliche Sicherheit

Kultur

Verteidigung

Abb. 5

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.
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Kitas, Krippen, Kindergärten Grundschulen
weiterführende Schulen Berufsschulen
Universitäten und Hochschulen

Welcher Bildungsbereich sollte von zusätzlichen Geldern profitieren?
Information über derzeitige Ausgabenniveaus erhöht Zustimmung für Grundschulen

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
ohne Information [mit Information] Nun stellen Sie sich vor, dass der Staat eine Erhöhung der
Bildungsausgaben plant. [In Klammern sehen Sie, wie hoch derzeit die Ausgaben je Kind,
Schülerin/Schüler bzw. Studierenden pro Jahr sind.] Wenn nur ein Bildungsbereich von dieser
Erhöhung profitieren könnte, welcher Bereich sollte das Ihrer Meinung nach sein?
[Ausgabenniveaus (in Euro): Kitas, Krippen, Kindergärten: 6 100, Grundschulen: 5 200, weiter-
führende Schulen: 7 000, Berufsschulen: 4 000, Universitäten und Hochschulen: 8 300]

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014).
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reichen informiert werden: Derzeit werden 6 100 Euro je Kind 
in Kindertagesstätten, Krippen und Kindergärten, 5 200 Eu
ro je SchülerIn in Grundschulen, 7 000 Euro je SchülerIn in 
weiterführenden Schulen, 4 000 Euro je SchülerIn in Berufs
schulen und 8 300 Euro je Studierenden an Universitäten 
und Hochschulen ausgegeben (Datenquelle: Statistisches 
Bundesamt 2013; 2014a). Über diese Ausgabenniveaus in
formiert, sind die meisten Befragten (33%) für Ausgabener
höhungen im Grundschulbereich, während jeweils noch in 
etwa ein Viertel (26%) dafür ist, zusätzliche Mittel in frühkind
liche Bildung und weiterführende Schulen zu investieren. Die 
Zustimmung zu einer Ausweitung der Berufsschul und 
Hochschulfinanzierung bleibt auch mit Kosteninformation 
relativ gering. Tendenziell scheinen die Befragten also für 
eine Angleichung der Ausgaben in den verschiedenen Bil
dungsbereichen zu sein. 

Was sind nun die Bildungsthemen, die der 
deutschen Bevölkerung persönlich wichtig 
sind? Aus einer bereitgestellten Liste mit 16 
Themen wurden Klassengrößen (50%), Kin
dergärten/Krippen/Tagesstätten (43%), Be
rufsausbildung/Berufsschulen/Lehre (42%), 
Ganztagsschule (37%), Fort und Weiterbil
dung im Erwachsenenalter (34%) und Com
puter in der Schule (33%) besonders häufig 
erwähnt. Die Schlusslichter waren Entloh
nung und Verbeamtung von LehrerInnen 
(14%) und Akademisierungswahn (13%).7 
Was die Bevölkerung zu diesen Themen im 
Einzelnen meint, berichten wir im Folgenden. 

Kindergärten und frühkindliche 
Bildung

Für die meisten deutschen Kinder ist der Be
such des Kindergartens oder einer anderen 
frühkindlichen Einrichtung der erste Kontakt 
mit dem formalen Bildungssystem. Derzeit 
steht es den Eltern frei, ob ihre Kinder in den 
Kindergarten gehen oder nicht. Eine deutli
che Mehrheit der Deutschen (68%) spricht 
sich jedoch (sehr oder eher) dafür aus, dass 
die Teilnahme am Kindergarten für Kinder ab 
einem gewissen Alter verpflichtend sein soll
te (vgl. Abb. 7). Lediglich 21% sprechen sich 
gegen einen verpflichtenden Kindergarten
besuch aus, 11% sind weder dafür noch da

 7 Die weiteren in der Liste bereitgestellten Themen mit 
einer Zustimmung von jeweils zwischen 20% und 
29% waren Betreuungsgeld, gemeinsamer Unter
richt von Kindern mit und ohne Behinderung, Sitzen
bleiben/Schulnoten, Aufteilung auf verschiedene 
Schularten, 8jähriges oder 9jähriges Gymnasium, 
Zentralabitur, Universitäten/Hochschulen/Studienbe
dingungen und Studiengebühren. 

gegen. Nach dem Alter befragt, ab dem die Teilnahme am 
Kindergarten verpflichtend sein sollte, spricht sich die Mehr
heit (54%) derer, die für eine Verpflichtung sind, für eine Kin
dergartenpflicht ab einem Alter von drei Jahren aus. 

Auch bezüglich der Finanzierung der Kindergärten ist eine 
deutliche Mehrheit für eine Änderung des Status quo: 84% 
der Deutschen sind dafür, dass der Staat die Kindergarten
gebühren übernimmt, damit alle Kinder ab dem Alter von 
vier Jahren kostenfrei in den Kindergarten gehen können. 
Lediglich 10% sind dagegen, 57% sind sogar »sehr« dafür. 
Dieser Anteil fällt allerdings mit 48% niedriger aus, wenn die 
Gebühren statt für alle Kinder nur für Kinder aus einkom
mensschwachen Familien übernommen werden sollen. Die
ser Rückgang in der Zustimmung ist allerdings komplett auf 
Personen mit höheren Einkommen zurückzuführen: Bei Per
sonen bis zu einem mittleren Einkommen verringert sich die 
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Was meinen die Deutschen zu Themen der frühkindlichen 
Bildung?
Deutliche Mehrheit für verpflichtenden und kostenfreien Kindergarten, 
jedoch nicht für Betreuungsgeld

Frage 1:
Kindergarten – verpflichtender Kindergartenbesuch In Deutschland steht es
Eltern derzeit frei, ob ihre Kinder in den Kindergarten gehen oder nicht. Sind Sie für
oder gegen eine verpflichtende Teilnahme für Kinder ab einem gewissen Alter?
Frage 2 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Kindergarten – kostenfrei für alle Familien Wären Sie dafür oder dagegen, dass
der Staat die Kindergartengebühren übernimmt, damit alle Kinder ab dem Alter von
vier Jahren kostenfrei in den Kindergarten gehen können?
Kindergarten – kostenfrei für einkommensschwache Familien Wären Sie dafür
oder dagegen, dass der Staat die Kindergartengebühren für alle Kinder aus
einkommensschwachen Familien ab dem Alter von vier Jahren übernimmt, damit
diese kostenfrei in den Kindergarten gehen können?
Frage 3 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Betreuungsgeld – ohne Nennung von Argumenten [Argumente dafür und
dagegen] [Manche sagen, dass Eltern, die ihre Kleinkinder privat betreuen, vom
Staat finanziell unterstützt werden sollten. Andere sagen, dass ein Krippenbesuch
sehr wichtig für die Entwicklung von Kleinkindern ist, besonders wenn sie zu Hause
wenig gefördert werden.] Sind Sie dafür oder dagegen, dass Eltern, die ihre Kinder
im Alter von zwei bis drei Jahren nicht bei einer Krippe oder Kindertagesstätte
anmelden, sondern privat betreuen, vom Staat zusätzlich zum Kindergeld ein
Betreuungsgeld erhalten?

Kindergarten

Betreuungsgeld

kostenfrei 

kostenfrei 

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.
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Zustimmung nicht in signifikanter Weise, bei Personen über 
dem mittleren Einkommen geht sie hingegen signifikant von 
56% auf 40% zurück. Insgesamt findet sich aber auch für 
diesen Vorschlag eine unverändert deutliche Zustimmung 
– 83% sind sehr oder eher dafür. 

Weniger einig sind sich die Deutschen bei der Bewertung des 
Betreuungsgeldes. Dazu wurden sie gefragt, ob sie dafür oder 
dagegen sind, dass Eltern, die ihre Kinder im Alter von zwei 
bis drei Jahren nicht bei einer Krippe oder Kindertagesstätte 
anmelden, sondern privat betreuen, vom Staat zusätzlich zum 
Kindergeld ein Betreuungsgeld erhalten. 39% der Befragten 
befürworten das Betreuungsgeld, eine knappe Mehrheit von 
51% lehnt es ab (die verbleibenden 11% sind weder dafür 
noch dagegen). Der Anteil gegen ein Betreuungsgeld steigt 
leicht auf 55% (und der für ein Betreuungsgeld sinkt auf 33%) 
bei denjenigen Befragten, die explizit auf 
wichtige Argumente von Befürwortern und 
Gegnern eines Betreuungsgeldes hingewie
sen wurden. Dazu erhielt dieser Teil der Be
fragten folgende Aussage: »Manche sagen, 
dass Eltern, die ihre Kleinkinder privat betreu
en, vom Staat finanziell unterstützt werden 
sollten. Andere sagen, dass Krippenbesuch 
sehr wichtig für die Entwicklung von Kleinkin
dern ist, besonders wenn sie zu Hause wenig 
gefördert werden.«8 Gerade, wenn die Argu
mente beider Seiten bewusst gemacht wer
den, scheint also eine klare Mehrheit das Be
treuungsgeld abzulehnen. 

Schulen 

Zahlreiche Fragen des ifo Bildungsbarome
ters sind der Meinung der deutschen Bevöl
kerung zu Reformvorhaben im Schulbereich 
gewidmet. Sie beschäftigen sich mit Themen 
des Unterrichts, der Struktur des Schulsys
tems sowie der allgemeinen Bewertung der 
Schulen in Deutschland. 

Unterricht 

Computer und das Internet haben viele Be
reiche des Lebens grundlegend verändert. 
Viele Experten meinen, dass sie auch den 
Schulunterricht fundamental verändern 
könnten, wobei Deutschland insgesamt auf 
diesem Weg noch nicht besonders weit vor
angeschritten zu sein scheint. Aber eine deut
liche Mehrheit der deutschen Bevölkerung 

 8 Zwei weitere Teilgruppen, die jeweils eines dieser 
beiden Argumente allein erhalten haben, weichen 
nicht signifikant von der Teilgruppe ohne Nennung 
von Argumenten ab. 

spricht sich für einen verstärkten Einsatz von Computern im 
Unterricht aus. 71% der Befragten sind dafür, dass sich 
SchülerInnen den Lernstoff im Unterricht häufiger selbständig 
am Computer erarbeiten sollten (vgl. Abb. 8). 

Ein weiteres viel diskutiertes Thema der Schulpolitik ist die 
Inklusion, der gemeinsame Unterricht von Kindern mit und 
ohne Behinderung. Die Deutschen stehen diesem Thema 
eher positiv gegenüber: 59% der Befragten sprechen sich 
dafür aus, SchülerInnen mit und ohne Behinderung oder Lern
schwäche gemeinsam in einer Schulklasse zu unterrichten. 

Mit seiner Forderung nach einer Abschaffung von Schulno
ten und Sitzenbleiben ist der Publizist Richard David Precht 
jüngst auf breite Resonanz gestoßen. Aktuell wurden in 
SchleswigHolstein die Ziffernnoten an Grundschulen abge
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Was denkt die Bevölkerung über das Schulsystem?
Klare Zustimmung zu Einsatz von Computern, Inklusion, Schulnoten 
und Sitzenbleiben

Unterricht

Klassenwiederholung

Frage 1:
Unterricht – Einsatz von Computern Sind Sie dafür oder dagegen, dass Schüle-
rinnen und Schüler sich den Unterrichtsstoff im Unterricht häufiger selbständig am
Computer erarbeiten?
Frage 2:
Unterricht – Inklusion Sind Sie dafür oder dagegen, dass Kinder mit und ohne
Behinderung oder Lernschwäche gemeinsam in einer Schulklasse unterrichtet
werden?
Frage 3:
Unterricht – Abschaffung von Schulnoten Sind Sie dafür oder dagegen, dass
Schulnoten abgeschafft werden?
Frage 4 (jeweils  einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Klassenwiederholung – ohne Informationa) [mit Information über Kosten]
{mit Hinweis auf Förderung} [Laut einer Studie kosten Klassenwiederholungen
insgesamt fast 1 Mrd. Euro pro Jahr.] {Manche sagen, Schülerinnen und Schüler
mit schlechten Leistungen sollten die Klasse wiederholen. Andere sagen, sie
sollten die Klasse nicht wiederholen, sondern stattdessen individuell gefördert
werden.} Sind Sie dafür oder dagegen, dass Schülerinnen und Schüler mit
schlechten Leistungen die Klasse wiederholen müssen?
a) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusätzlichen Hinweis auf die
Anzahl der jährlichen Klassenwiederholungen gestellt. Da sich das Antwort-
verhalten statistisch nicht von der Version ohne Information unterscheidet, wurden
diese unter „ohne Information“ zusammengefasst.

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.
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schafft, in der Diskussion ist auch eine Abschaffung in dar
über hinausgehenden Klassenstufen. Die deutsche Bevöl
kerung erteilt diesen Reformvorschlägen jedoch eine klare 
Absage: Mehr als drei Viertel (77%) der Befragten sind gegen 
die Abschaffung von Schulnoten, die Hälfte ist sogar »sehr« 
dagegen. 

Gleichzeitig spricht sich eine überwiegende Mehrheit von 
79% dafür aus, dass SchülerInnen mit schlechten Leistun
gen die Klasse wiederholen müssen. Die Information, dass 
Klassenwiederholungen den Staat jährlich fast 1 Mrd. Eu
ro kosten (Datenquelle: Klemm 2009), hat nur wenig Ein
fluss auf diesen Wert: Auch mit Kosteninformation sind 
74% für das Sitzenbleiben. Für Kritiker der Klassenwieder
holung besteht die wichtigste Alternative darin, dass Schü
lerInnen mit schlechten Leistungen individuell gefördert 
werden sollten. Von den Befragten, die in der Frage expli
zit auf die individuelle Förderung als Alternative zum Sit
zenbleiben hingewiesen werden, sind deutlich weniger für 
das Sitzenbleiben. Aber selbst in diesem Fall spricht sich 
immer noch eine klare Mehrheit von 56% für die Beibehal

tung von Klassenwiederholungen aus, nur 
30% sind dagegen. Die Ergebnisse zu 
Schulnoten und Versetzung legen nahe, 
dass den meisten Deutschen eine klare 
Leistungsorientierung in den Schulen wich
tig ist. 

Struktur des Schulsystems

Der Ausbau von Ganztagsklassen und 
schulen ist eine der großen Reforman
strengungen im deutschen Schulsystem 
der letzten Jahre (vgl. etwa Aktionsrat Bil
dung 2013). Eine flächendeckende Einfüh
rung von Ganztagsschulen wird von der 
deutschen Bevölkerung deutlich befürwor
tet: 60% der Befragten sind dafür, dass 
Deutschland generell zu einem Ganztags
schulsystem wechselt, in dem alle Kinder 
bis 15 Uhr in der Schule sind (vgl. Abb. 9). 
Nur 28% lehnen ein Ganztagsschulsystem 
für alle Kinder ab. 

Auch wenn man ganz explizit darauf hin
weist, dass alle Kinder »verpflichtet« sind, bis 
15 Uhr in der Schule zu bleiben, ändert sich 
diese Zustimmung nicht in signifikanter Wei
se (57% Zustimmung, 29% Ablehnung). 
Wird ein Hinweis darauf gegeben, dass das 
flächendeckende Anbieten von Ganztags
schulen gut 9 Mrd. Euro im Jahr kosten wür
de, so ist die Zustimmungsrate zwar statis
tisch signifikant niedriger, trotzdem ist eine 
Mehrheit von 55% für das Ganztagsschul

system (35% Ablehnung). Fragt man statt nach einem Sys
tem, in dem alle Kinder bis 15 Uhr in der Schule bleiben, 
nach einem System, in dem alle Kinder die Möglichkeit ha-
ben, bis 15 Uhr in der Schule zu bleiben, so liegt die Zustim
mung noch höher bei 70%, mit einer Ablehnung von 20%. 

Die Aufteilung der SchülerInnen auf verschiedene Schularten 
nach der Grundschule kann wichtige Implikationen für die 
soziale Gerechtigkeit des Bildungssystems haben. So zei
gen wissenschaftliche Studien, dass die Chancengleichheit 
für Kinder aus sozial schwachen Verhältnissen in Bundes
ländern mit nur zwei weiterführenden Schularten (Gymnasi
um und eine weitere Sekundarstufe) höher ist als in Ländern 
mit mehreren Schularten (vgl. etwa Baumert, Stanat und 
Watermann 2006). Mehrere Bundesländer haben in den letz
ten Jahren entsprechend die Anzahl der Schularten auf zwei 
reduziert. Ungeachtet dessen ist nur ein Drittel (33%) der 
deutschen Bevölkerung dafür, nur eine weitere Schulart ne
ben dem Gymnasium zu haben (vgl. Abb. 10). Zwei Drittel 
(67%) meinen, es sollte mehrere Schularten neben dem 
Gymnasium geben. 
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Soll Deutschland zu einem Ganztagsschulsystem wechseln?
Deutliche Zustimmung für Schulzeit bis 15 Uhr für alle

freiwillige Ganztagsschule

Jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellte Frage:
ohne Information [mit Information über Kosten] [In Deutschland flächendeckend
Ganztagsschulen anzubieten, würde gut 9 Mrd. Euro im Jahr kosten.] Sind Sie dafür
oder dagegen, dass Deutschland generell zu einem Ganztagsschulsystem wechselt, in
dem alle Kinder bis 15 Uhr in der Schule sind?
freiwillige Ganztagsschule Sind Sie dafür oder dagegen, dass Deutschland generell
zu einem Ganztagsschulsystem wechselt, in dem alle Kinder die Möglichkeit haben,
bis 15 Uhr in der Schule zu bleiben?
verpflichtende Ganztagsschule Sind Sie dafür oder dagegen, dass Deutschland
generell zu einem Ganztagsschulsystem wechselt, in dem alle Kinder verpflichtet sind,
bis 15 Uhr in der Schule zu bleiben?

ohne Information mit Information über Kosten

verpflichtende Ganztagsschule

weder dafür
noch dagegen

weder dafür
noch dagegen
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 dafür noch

 dagegen
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sehr dafür

eher dafür

sehr 
dagegen

11%

eher 
dagegen 

24%

34%
eher dafür
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38%

sehr dafür
32%

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.
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Neben der Anzahl der Schularten ist auch der Zeitpunkt der 
Aufteilung der SchülerInnen auf verschiedene Schularten 
nach der Grundschule ein wichtiges Merkmal der Struktur 
des Schulsystems. Auch der Zeitpunkt der Aufteilung hat 
wissenschaftlich belegte Auswirkungen auf die Chancen
gleichheit im Bildungssystem: Eine spätere Aufteilung ent
koppelt Schülerleistungen stärker vom familiärem Hinter
grund und führt somit zu mehr Gerechtigkeit, ohne das all
gemeine Leistungsniveau negativ zu beeinflussen.9 Obwohl 
in den meisten Bundesländern die Aufteilung nach der vier
ten Klasse erfolgt, ist fast die Hälfte der deutschen Bevöl
kerung (48%) für eine Aufteilung frühestens nach der sechs
ten Klasse, und nur 34% sind dafür, die Kinder bereits nach 
vier Schuljahren oder früher aufzuteilen. 

 9 Vgl. etwa Wößmann (2009) und Pekkarinen (2014) für einen Überblick 
über wissenschaftliche Studien. 

Eine Teilgruppe der Befragten wurde darüber 
informiert, dass einige Studien finden, dass 
diese frühe Aufteilung die Chancen von Kin
dern aus benachteiligten Verhältnissen ver
ringert, ohne dass andere Kinder davon pro
fitieren. In diesem Fall verschiebt sich das 
Meinungsbild leicht in Richtung einer späte
ren Aufteilung: 52% sprechen sich hier für 
eine Aufteilung frühestens nach der sechsten 
Klasse aus und lediglich 26% für die Mehr
gliedrigkeit bereits nach der vierten Klasse 
oder früher. Ähnlich ändert sich das Antwort
verhalten, wenn darauf hingewiesen wird, 
dass die Wahrscheinlichkeit, ein Gymnasium 
zu besuchen, für Akademikerkinder viermal 
so hoch ist wie für Kinder aus Arbeiterfami
lien mit demselben schulischen Wissen. In 
diesem Fall sind 52% für eine Aufteilung frü
hestens nach der sechsten Klasse und 29% 
für eine Aufteilung nach der vierten Klasse 
oder früher. 

Deutschland und Österreich sind weltweit 
die einzigen Länder, in denen die Aufteilung 
bereits nach der vierten Klasse erfolgt. In 
den meisten industrialisierten Ländern wer
den alle Kinder bis zur neunten oder zehnten 
Klasse gemeinsam unterrichtet. Diese Infor
mation über den internationalen Vergleich 
hat einen noch größeren Einfluss auf die 
Meinung der Befragten: Mit Erwähnung der 
weltweiten Sonderstellung Deutschlands ist 
eine deutliche Mehrheit der Bevölkerung 
(62%) für eine Aufteilung frühestens nach 
der sechsten Klasse, und nur 23% sind für 
eine Aufteilung spätestens nach der vierten 
Klasse. Gerade bei Information über die 
Ausnahmesituation Deutschlands besteht 

also eine deutliche Mehrheit für eine spätere Aufteilung der 
SchülerInnen auf verschiedene Schularten. 

Schließlich hat das ifo Bildungsbarometer auch zwei The
men aus dem Gymnasialbereich aufgegriffen. Die Debatte 
um die Dauer der Gymnasialzeit spaltet die deutsche Be
völkerung wie kaum ein anderes Bildungsthema. Obwohl 
die Gymnasialzeit in den meisten Bundesländern von neun 
auf acht Jahre verkürzt wurde, ist nur eine Minderheit von 
30% dafür, dass die SchülerInnen ihr Abitur üblicherweise 
nach acht Jahren Gymnasium (G8) statt nach neun Jahren 
Gymnasium (G9) machen (vgl. Abb. 11). Eine Mehrheit der 
Befragten (55%) spricht sich gegen das G8 aus. Die Zu
stimmung für ein neunjähriges Gymnasium ist nur marginal 
höher (33%), wenn das Schlagwort »G8« vermieden und 
stattdessen gefragt wird, ob SchülerInnen ihr Abitur übli
cherweise nach zwölf Schuljahren statt nach dreizehn 

23

29

26

34

15

18

22

18

25

28

30

28

31

19

16

14

6

6

6

6

33 67

0 25 50 75 100 %

internat. Vergleich

familiären Einfluss

Chancengleichheit

ohne Information

Anzahl der Schularten
neben dem Gymnasium

4. Klasse oder früher 5. Klasse 6. Klasse 7.–10. Klasse 11. Klasse oder später

Wann sollten Kinder auf verschiedene Schularten 
aufgeteilt werden?
Hinweis auf Ausnahmesituation Deutschlands erzeugt Mehrheit für 
Aufteilung frühestens nach der 6. Klasse

Weiterführende Schulen

Zeitpunkt der Aufteilung

              nur eine                     mehrere     

nach der

 

Frage 1:
Weiterführende Schulen – Anzahl der Schularten Was meinen Sie, sollte es
neben dem Gymnasium eine oder mehrere Schularten geben?
Frage 2 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Zeitpunkt der Aufteilung – ohne Information In den meisten Bundesländern er-
folgt die Aufteilung auf verschiedene Schularten nach der 4. Klasse. Wann sollten
Kinder Ihrer Meinung nach zwischen Gymnasium und anderen Schularten aufgeteilt
werden?
Zeitpunkt der Aufteilung – mit Information über Chancengleichheit (Die Frage
"ohne Information" wurde um folgenden Hinweis ergänzt:) Einige Studien finden,
dass diese frühe Aufteilung die Chancen von Kindern aus benachteiligten
Verhältnissen verringert, ohne dass andere Kinder davon profitieren. 
Zeitpunkt der Aufteilung – mit Information über familiären Einfluss (Die Frage
"ohne Information" wurde um folgenden Hinweis ergänzt:) Dabei besuchen Kinder
aus Akademikerfamilien mit viermal so hoher Wahrscheinlichkeit ein Gymnasium
wie Kinder aus Arbeiterfamilien mit demselben schulischen Wissen. Manche
argumentieren, dass eine spätere Aufteilung diese Ungleichheit verringern würde. 
Zeitpunkt der Aufteilung – mit Information über internationalen Vergleich
Deutschland und Österreich sind die einzigen Länder weltweit, in denen die
Aufteilung auf verschiedene Schularten schon nach der 4. Klasse erfolgt. Im
Großteil der Industrieländer werden die Kinder frühestens nach der 9. oder 10.
Klasse aufgeteilt. Wann sollten Kinder Ihrer Meinung nach zwischen Gymnasium
und anderen Schularten aufgeteilt werden?

  

mit Information über

mit Information über

mit Information über

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.
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Schuljahren machen sollten. Auch die Information, dass 
die meisten Bundesländer das Gymnasium in den letzten 
Jahren von neun auf acht Jahre verkürzt haben und in ei
nigen anderen Bundesländern das Gymnasium seit langem 
achtjährig ist, verändert die Meinung der Bevölkerung nicht 
signifikant. 

Vor allem in Ostdeutschland gibt es seit jeher das achtjäh
rige Gymnasium. Dementsprechend gibt es auch einen 
deutlichen OstWestUnterschied bei der Meinung zum G8: 
Während sich im Osten 52% der Befragten für ein achtjäh
riges Gymnasium aussprechen, sind es im Westen 25%. 
Unterschiedliche Erfahrungshorizonte scheinen hier zu deut
lich unterschiedlichen Meinungsbildern zu führen. 

Eine Wahlfreiheit zwischen acht und neunjährigem Gym
nasium findet ebenfalls keinen großen Anklang. Wird diese 

zusätzliche Antwortmöglichkeit eingeräumt, 
so wird diese nur von 15% der Befragten 
befürwortet, während die Mehrheit (52%) 
auch in dieser Fragevariante gegen das 
achtjährige Gymnasium ist. 

Regelmäßig wird eine bessere Vergleichbar
keit der Abiturprüfungen zwischen den Bun
desländern diskutiert (vgl. etwa Aktionsrat 
Bildungsrat 2011). Hier ist die Meinung der 
Deutschen eindeutig: Eine überwältigende 
Mehrheit von 85% der Bevölkerung ist dafür, 
deutschlandweit einheitliche Abschlussprü
fungen im Abitur einzuführen. Ein Hinweis 
darauf, dass Studien gezeigt haben, dass 
selbst bei gleichen Noten die AbiturientInnen 
in manchen Bundesländern deutlich mehr 
wissen als in anderen und dass Universitäten 
gleichzeitig bei der Studienplatzvergabe die 
Abiturnoten aus allen Bundesländern gleich 
werten müssen, hat keinen signifikanten Ein
fluss auf die bereits sehr hohe Zustimmungs
rate zu deutschlandweit einheitlichen Ab
schlussprüfungen im Abitur. 

Hingegen fällt die Zustimmung nochmals et
was höher aus (89%), wenn sich die Frage 
auf einen Teil der Abituraufgaben in den 
Kernfächern Mathematik, Deutsch und Eng
lisch bezieht statt generell auf die Abschluss
prüfungen. 

Allgemeine Bewertung der Schulen 

Wie schon die Beurteilung der Bildungspo
litik insgesamt fällt auch die Bewertung der 
allgemeinbildenden Schulen in Deutschland 

eher mittelmäßig aus. Während 29% der Bevölkerung die 
Schulen in ganz Deutschland mit der Schulnote 1 oder 2 
beurteilen, vergibt die Mehrheit (54%) die Schulnote 3, und 
17% vergeben sogar die Noten 4, 5 oder 6 (vgl. Abb. 12). 
Nach den Schulen im eigenen Bundesland gefragt, erhöht 
sich der Anteil von guten oder sehr guten Beurteilungen auf 
38%. Die allgemeinbildenden Schulen bei den Befragten 
vor Ort werden wiederum besser benotet: 42% geben ihnen 
die Note 1 oder 2. Auch wenn sich die Bewertung der Schu
len vor Ort bei konsistenter Beurteilung zur gleichen Bewer
tung aufsummieren sollte wie die Bewertung der Schulen 
in ganz Deutschland, bewerten die Deutschen ihre Schulen 
vor Ort im Durchschnitt signifikant besser als die Schulen 
in Deutschland insgesamt. 

Neben einer generellen Beurteilung der Schulen erfragt das 
ifo Bildungsbarometer auch eine Beurteilung der Schulen 
vor Ort in Bezug darauf, auf die Bedürfnisse bestimmter 
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Was denken die Deutschen zu Gymnasialzeit und Abitur?
Ablehnung des achtjährigen Gymnasiums, klarer Wunsch nach deutsch- 
landweiten Abiturprüfungen

Dauer der Gymnasialzeit

Deutschlandweit einheitliche Abiturprüfungen

Frage 1 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Dauer der Gymnasialzeit – achtjähriges Gymnasiuma) [mit zusätzlicher Ant-
wortoption "Jeder sollte selbst wählen können"] Sind Sie dafür oder dagegen,
dass Schülerinnen und Schüler ihr Abitur üblicherweise nach acht Jahren
Gymnasium (G8) statt nach neun Jahren Gymnasium (G9) machen? 
Frage 2 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Deutschlandweit einheitliche Abiturprüfungen – allgemeinb) Was meinen Sie,
sollten deutschlandweit einheitliche Abschlussprüfungen im Abitur eingeführt
werden?
Deutschlandweit einheitliche Abiturprüfungen – in Kernfächern Was meinen
Sie, sollte in den Kernfächern Mathematik, Deutsch und Englisch ein Teil der
Abituraufgaben deutschlandweit einheitlich sein?

* Diese Antwortoption stand nur bei der Frage zum achtjährigen Gymnasium und
hier nur einem Teil der Befragten zur Verfügung.

a) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit zusätzlichem Hinweis auf den Status
quo gestellt. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der Version ohne
Hinweis unterscheidet, wurden diese hier zusammengefasst.
b) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit zusätzlichem Hinweis auf die
mangelnde Vergleichbarkeit von Abiturnoten zwischen Bundesländern bzw. deren
Relevanz für die Studienplatzvergabe trotz mangelnder Vergleichbarkeit gestellt. Da
sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der Version ohne Hinweis
unterscheidet, wurden diese hier zusammengefasst. 

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.
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Schülergruppen einzugehen. Mit dem Hinweis darauf, dass 
einige Schulen gut darin sind, bestimmte SchülerInnen zu 
unterrichten, aber nicht so gut darin, andere SchülerInnen 
zu unterrichten, sollte jeweils eine Teilgruppe der Befragten 
den Schulen dafür Noten geben, wie sie auf die Bedürfnis
se von besonders/weniger begabten SchülerInnen, von 
SchülerInnen aus einkommensstarken/schwachen Famili
en und von SchülerInnen ohne und mit Migrationshinter
grund eingehen. 

Dabei zeigen sich deutliche Unterschiede. 45% der Befrag
ten beurteilen die Leistung der Schulen bei der Betreuung 
von besonders begabten SchülerInnen mit gut oder sehr 
gut, aber nur 31% bei der Betreuung von weniger begabten 
SchülerInnen. 58% geben den Schulen die Note 1 oder 2 
beim Eingehen auf die Bedürfnisse von SchülerInnen aus 
einkommensstarken Familien, aber nur 32% bei SchülerIn
nen aus einkommensschwachen Familien. Beim Eingehen 
auf die Bedürfnisse von SchülerInnen ohne Migrationshin
tergrund geben 46% der Deutschen den Schulen mindes
tens eine gute Note, beim Eingehen auf die Bedürfnisse von 

SchülerInnen mit Migrationshintergrund sind 
es hingegen nur 28%. Die Benotung der all
gemeinbildenden Schulen fällt also deutlich 
schlechter aus, wenn es um SchülerInnen 
mit benachteiligtem Hintergrund – weniger 
begabt, aus einkommensschwachen Fami
lien oder mit Migrationshintergrund – geht. 

Lehrkräfte

Das ifo Bildungsbarometer fragt auch nach 
der Meinung der Bevölkerung zu den Lehre
rInnen an deutschen Schulen. Danach be
fragt, wie sich die Gehälter der LehrerInnen 
entwickeln sollten, ist der Großteil (63%) der 
Meinung, dass diese in etwa unverändert 
bleiben sollten (vgl. Abb. 13). Der Ansicht, 
dass die Gehälter der Lehrkräfte steigen soll
ten, sind 29% der Befragten. In der Teilgrup
pe der Befragten, die die Information erhält, 
dass vollzeitbeschäftigte Lehrkräfte im 
Durchschnitt derzeit rund 3 000 Euro netto 
im Monat verdienen (Datenquelle: Berech
nungen anhand des Mikrozensus und der 
Verdienststrukturerhebung), liegt der Anteil, 
der sich für Gehaltssteigerungen ausspricht, 
nur bei 17%. Dementsprechend verdoppelt 
sich der Anteil der Befragten, die für eine Re
duzierung der Lehrergehälter sind, von 8% 
auf 16%, wenn die Information zur Gehalts
höhe gegeben wird. 

Wie schon bei den Ausgaben für Schulen 
wurden die Befragten unabhängig von dieser 

Frage und deutlich vorher im Fragebogen gebeten, das 
durchschnittliche Nettomonatsgehalt einer Vollzeitlehrkraft 
zu schätzen. Rund ein Fünftel schätzt das Gehaltsniveau in 
etwa richtig ein (höchstens 10% Abweichung vom tatsäch
lichen Wert),10 15% überschätzen das Gehaltsniveau deut
lich, knapp zwei Drittel unterschätzen es deutlich. Interes
santerweise hat die Informationsbereitstellung bei diesen 
drei Gruppen sehr unterschiedliche Effekte: Bei denjenigen, 
die das Gehalt bereits recht genau geschätzt hatten, ändert 
sich die Zustimmung zu Gehaltserhöhungen zwischen der 
Teilgruppe ohne und der Teilgruppe mit Gehaltsinformation 
nicht nennenswert (von 22,3% auf 22,7%). Bei denjenigen, 
die das Gehalt unterschätzt hatten – die also dergestalt 
überrascht wurden, dass das Gehalt höher liegt, als sie 
dachten – sinkt die Zustimmung zu Gehaltserhöhungen in 
der Teilgruppe mit Gehaltsinformation sehr stark (von 34,1% 
auf 13,6%). Genau umgekehrt verhält es sich bei denjenigen, 
die das Gehalt überschätzt hatten: Bei ihnen steigt die Zu

 10 Rund die Hälfte der Schätzungen fällt in ein Intervall von höchstens 20% 
Über oder Unterschätzung.
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Welche Note bekommen die deutschen Schulen?
Schulen vor Ort werden besser beurteilt als Schulen insgesamt – 
schlechte Noten vor allem für Umgang mit Benachteiligten

Frage 1:
Benotung der allgemeinbildenden Schulen Welche Schulnote würden Sie den
allgemeinbildenden Schulen geben?
Frage 2 (drei zufällig ausgewählten Teilgruppen gestellt, jeweils beide 
Fragen je Schülereigenschaft):
Benotung des Umgangs mit Schülerinnen und Schülern Einige Schulen sind
gut darin, bestimmte Schülerinnen und Schüler zu unterrichten, aber nicht so gut
darin, andere Schülerinnen und Schüler zu unterrichten. Welche Schulnote
würden Sie den Schulen bei Ihnen vor Ort dafür geben, auf die Bedürfnisse
folgender Schülergruppen einzugehen?

Benotung der allgemeinbildenden Schulen

Benotung des Umganges mit Schülerinnen und Schülern
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ohne Migrationshinter-
grund
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Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.
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stimmung zu Gehaltserhöhungen in der Teilgruppe mit Ge
haltsinformation von 19,8% auf 23,4%. Für die Effekte der 
Informationsbereitstellung kommt es also sehr darauf an, 
wie gut die Befragten Bescheid wissen und ob und in wel
cher Richtung sie von der Information überrascht wurden. 

Neben dem allgemeinen Gehaltsniveau haben wir die Teil
nehmer auch gefragt, wie sie zu flexibleren Vergütungssys
temen für Lehrkräfte stehen, ob also ein Teil des Gehalts der 
LehrerInnen von bestimmten Bedingungen abhängig ge
macht werden sollte. Bei der Frage, ob ein Teil des Gehalts 
der Lehrkräfte davon abhängen sollte, wie viel ihre Schüle
rInnen lernen, ist die Meinung geteilt: 44% sind dafür, 39% 
sind dagegen. Ganz ähnlich verhält es sich bei der Frage, ob 

ein Teil des Gehalts der Lehrkräfte davon ab
hängig gemacht werden sollte, ob sie Fächer 
unterrichten oder nicht, bei denen es – wie in 
Mathematik und Naturwissenschaften – in 
manchen Schulen einen deutlichen Lehrer
mangel gibt: 43% sind dafür, 37% sind da
gegen. Bei den Fragen einer leistungsbezo
genen Komponente oder einer fachabhängi
gen Flexibilisierung der Lehrergehälter zeigt 
sich also kein eindeutiges Meinungsbild. 

Im Gegensatz dazu spricht sich eine Mehrheit 
der Deutschen (55%) dafür aus, dass ein Teil 
des Gehalts der Lehrkräfte davon abhängig 
gemacht werden sollte, ob sie in Schulen mit 
vielen SchülerInnen aus benachteiligten Ver
hältnissen unterrichten oder nicht. Nur 23% 
sind gegen eine höhere Flexibilität der Leh
rergehälter in diesem Bereich. Ein »Problem
schulbonus« für Lehrkräfte würde in Deutsch
land offensichtlich breite Akzeptanz finden. 

Im Großteil der Bundesländer sind die meis
ten Lehrkräfte zurzeit Beamte, während in 
anderen Bundesländern die meisten Lehr
kräfte Angestellte sind. Danach befragt, ob 
sie dafür oder dagegen sind, dass LehrerIn
nen verbeamtet werden, befürwortet nur ein 
Viertel der Befragten (25%) die Verbeamtung 
von Lehrkräften. Deutlich über die Hälfte 
(59%) spricht sich gegen die Verbeamtung 
aus. Dieses Meinungsbild unterscheidet sich 
nicht signifikant in der Teilgruppe der Befrag
ten, die auf Pro und KontraArgumente zur 
Verbeamtung hingewiesen wurden.11 

Da weniger Kinder geboren werden, wird die 
Zahl der SchülerInnen in Deutschland in den 
kommenden zehn Jahren voraussichtlich um 
knapp 10% zurückgehen (Datenquelle: Kul
tusministerkonferenz 2013). Trotz dieser de

mographisch bedingt sinkenden Schülerzahl sind die Deut
schen kaum für eine entsprechende Anpassung der Anzahl 
der Lehrkräfte (vgl. Abb. 14). Nur ein Drittel (33%) der Befrag
ten hält eine Reduzierung der Anzahl der Lehrerstellen als An
passung an den Schülerrückgang für angemessen. Hingegen 
ist über die Hälfte der Befragten (57%) für eine unveränderte 
Zahl an Lehrerstellen, 11% sind sogar für einen Ausbau der 
Lehrerstellen über diesen Zeitraum. Für ein Absinken der Leh
rerstellen in etwa im gleichen Ausmaß wie die Schülerzahlen, 
welches das SchülerLehrerVerhältnis insgesamt konstant 
halten würde, sprechen sich lediglich 9% der Befragten aus. 

 11 Diese Teilgruppe erhielt folgenden Hinweis: »Manche sagen, dass der 
Beamtenstatus Lehrkräften die nötige Unabhängigkeit für ihre Aufgaben 
gibt. Andere sagen, dass es aufgrund des Beamtenstatus zu schwierig 
ist, ungeeignete Lehrkräfte zu ersetzen.«
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Frage 1 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Anpassung der Lehrergehälter – ohne Information [mit Information über Gehälter]
[In Deutschland verdienen vollzeitbeschäftigte Lehrerinnen und Lehrer im Durchschnitt
rund 3 000 Euro netto im Monat.] Was meinen Sie, sollten die Gehälter von Lehrerinnen
und Lehrern in Deutschland steigen, sinken oder unverändert bleiben? 
Frage 2 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Flexibilität der Lehrergehälter – abhängig von Lernerfolg der SchülerInnen Sind 
Sie dafür oder dagegen, einen Teil des Gehalts der Lehrerinnen und Lehrer davon
abhängig zu machen, wie viel ihre Schülerinnen und Schüler lernen?
Flexibilität der Lehrergehälter – abhängig von unterrichteten Fächern Manche
Schulen sehen sich einem deutlichen Lehrermangel in bestimmten Fächern wie
Mathematik und Naturwissenschaften gegenüber. Sind Sie dafür oder dagegen, einen
Teil des Gehalts der Lehrerinnen und Lehrer davon abhängig zu machen, ob sie diese
Fächer unterrichten oder nicht?
Flexibilität der Lehrergehälter – abhängig von Unterricht an Problemschulen
Schulen mit vielen Schülerinnen und Schülern aus benachteiligten Verhältnissen haben
deutliche Probleme, gute Lehrerinnen und Lehrer zu finden. Sind Sie dafür oder
dagegen, einen Teil des Gehalts der Lehrerinnen und Lehrer davon abhängig zu
machen, ob sie in diesen Schulen unterrichten oder nicht?
Frage 3:

Beamtenstatus – Verbeamtung der Lehrkräftea) Im Großteil der Bundesländer sind die
meisten Lehrkräfte zurzeit Beamte, während in anderen Bundesländern die meisten
Lehrkräfte Angestellte sind. Sind Sie dafür oder dagegen, dass Lehrerinnen und Lehrer
verbeamtet werden?

Beamtenstatus

stark steigen        steigen          in etwa unverändert bleiben         sinken           stark sinken

Flexibilität der Lehrergehälter

abhängig von

abhängig von

abhängig von

a)  Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit zusätzlichem Hinweis auf Pro und KontraArgu
mente gestellt. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der Version ohne Information 
unterscheidet, wurden diese hier zusammengefasst.

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.

Abb. 13
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Schließlich werden die Befragten auch gebeten, die Lehre
rInnen an den Schulen bei ihnen vor Ort für die Qualität ihrer 
Arbeit zu benoten. Dabei sollten sie nicht eine Note für alle 
LehrerInnen angeben, sondern jeweils angeben, wie viel 
Prozent der LehrerInnen die jeweilige Note bekommt. Dabei 
zeigt sich eine deutliche Streuung der Bewertung der Lehr
kräfte (vgl. Abb. 15): 14% erhalten die Note 1, 41% die No
te 1 oder 2. Gleichzeitig erhalten aber 10% die Note 5 oder 
6 und über ein Viertel die Note 4, 5 oder 6. Ein Drittel der 
Lehrkräfte wird mit der Note 3 bewertet. 

Bildung jenseits der Schulzeit 

Auch zu Fragen der Bildung jenseits der Schule hat das ifo 
Bildungsbarometer ein Meinungsbild erhoben – also zu Be
rufsausbildung, Studium und Fort und Weiterbildung. 

Berufsausbildung

In Deutschland dauert die Berufsausbildung 
im dualen System in der Regel drei Jahre. 
Allerdings bricht etwa jeder vierte Auszubil
dende die Lehre ab, und fast ein Fünftel eines 
jeden Jahrganges erzielt gar keinen berufli
chen Bildungsabschluss. Um Abbruchquo
ten zu verringern und die Ausbildungs und 
Beschäftigungschancen für benachteiligte 
Jugendliche zu verbessern, hat die Schweiz 
zusätzlich zweijährige Berufsausbildungen 
für Jugendliche mit schlechten Ausbildungs
aussichten eingeführt. 

In Deutschland spricht sich knapp die Hälfte 
der Befragten (49%) dafür aus, zusätzlich zu 

den Berufen mit dreijähriger Ausbildungsdauer auch weniger 
anspruchsvolle zweijährige Ausbildungsberufe für Jugend
liche mit schlechten Ausbildungsaussichten einzuführen (vgl. 
Abb. 16). Dagegen sprechen sich 37% aus. Dieses Mei
nungsbild ändert sich auch nicht signifikant in den Teilgrup
pen der Befragten, die darüber informiert wurden, dass 
knapp 18% eines jeden Jahrganges keinen beruflichen Bil
dungsabschluss erzielen oder dass etwa jeder vierte Lehrling 
die Lehre abbricht (Datenquelle: Autorengruppe Bildungs
berichterstattung 2012). 

Eine gewisse Verstärkung der Zustimmung kommt allerdings 
in der Teilgruppe der Befragten zustande, die darüber infor
miert wurde, dass ein anderes Land zusätzlich zweijährige 
Berufsausbildungen für Jugendliche mit schlechten Ausbil
dungsaussichten eingeführt hat: Hier steigt die Zustimmung 
von 49% ohne Information auf 53% mit dieser Information, 
die Ablehnung sinkt von 37% auf 31%. Die Einführung zwei
jähriger Ausbildungsberufe könnte also eine von der Mehr
heit akzeptierte Reform sein, um Jugendlichen mit schlech
ten Ausbildungsaussichten eine weitere Option zu geben. 

Studium 

Stetig steigende Studierendenzahlen bei gleichzeitigem Rück
gang von abgeschlossenen Ausbildungsverträgen führten un
längst zu kontrovers geführten Debatten um einen angeblichen 
»Akademisierungswahn«. In der Tat findet über die Hälfte der 
deutschen Bevölkerung (55%), dass zurzeit (viel oder eher) zu 
viele Personen in Deutschland ein Studium aufnehmen, wäh
rend nur 12% denken, es seien (viel oder eher) zu wenige. 

Allerdings zahlt sich die Aufnahme eines Studiums trotz der 
angeblichen »Überakademisierung« auf dem Arbeitsmarkt 
klar aus: Während die Arbeitslosenquote von Hochschulab
solventen etwa 2% beträgt, sind 5% der Personen mit ab
geschlossener Berufsausbildung und sogar knapp 20% der 
Personen ohne Berufsbildungsabschluss arbeitslos (Daten

11 57 23 9 1
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Anzahl der
Lehrerstellen

steigen
in etwa unverändert bleiben
sinken, jedoch deutlich weniger stark als die Schülerzahlen
in etwa in gleichem Maße sinken wie die Schülerzahlen
stärker sinken als die Schülerzahlen

Wie sollte sich die Zahl der Lehrerstellen entwickeln?
Trotz deutlich sinkender Schülerzahlen möchten die Deutschen nicht weniger 
Lehrerstellen

Frage:
Anzahl der Lehrerstellen Weil weniger Kinder geboren werden, wird die Zahl der Schülerinnen und Schüler
in Deutschland im Laufe der nächsten zehn Jahre voraussichtlich um knapp 10% sinken. Wie sollte sich Ihrer
Meinung nach die Zahl der Lehrerstellen über diesen Zeitraum entwickeln? 

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.

Abb. 14

Note 1
14%

Note 2
27%

Note 3
33%

Note 4
16%

Note 5
oder 6
10%

Welche Noten bekommen die Lehrkräfte?
Viele mit guten, aber auch viele mit schlechten Noten

Fragea) : 
Stellen Sie sich vor, Sie müssten alle Lehrerinnen und Lehrer an den Schulen bei Ihnen vor Ort für die
Qualität ihrer Arbeit benoten. Wie viel Prozent der Lehrerinnen und Lehrer würden Ihrer Meinung nach die
folgenden Noten bekommen? 
a) Antworten, die sich nicht zu 100% addieren, werden in dieser Abbildung nicht berücksichtigt.

Abb. 15
Welche Noten bekommen die Lehrkräfte?
Viele mit guten, aber auch viele mit schlechten Noten

Fragea):
Stellen Sie sich vor, Sie müssten alle Lehrerinnen und Lehrer an den Schulen 
bei Ihnen vor Ort für die Qualität ihrer Arbeit benoten. Wie viel Prozent der 
Lehrerinnen und Lehrer würden Ihrer Meinung nach die folgenden Noten 
bekommen?
a)  Antworten, die sich nicht zu 100% addieren, werden in dieser Abbildung 
nicht berücksichtigt. 

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.

Frage: 
Anzahl der Lehrerstellen Weil weniger Kinder geboren werden, wird die Zahl der Schülerinnen und 
Schüler in Deutschland im Laufe der nächsten zehn Jahre voraussichtlich um knapp 10% sinken. 
Wie sollte sich Ihrer Meinung nach die Zahl der Lehrerstellen über diesen Zeitraum entwickeln?



30 Forschungsergebnisse

ifo Schnelldienst 18/2014 – 67. Jahrgang – 25. September 2014

quelle: Weber und Weber 2013). In der Teilgruppe der Be
fragten, denen diese Information bereitgestellt wurde, sinkt 
der Anteil derer, die die Anzahl von Studienanfängern für zu 
hoch halten, auf 47%. 

Ein weiteres kontrovers diskutiertes Thema sind die Studi
engebühren. Nachdem mehrere Bundesländer Mitte der 
2000er Jahre Studiengebühren eingeführt hatten, wurden 
diese nach und nach in allen Bundesländern wieder abge
schafft. Vor diesem Hintergrund überrascht es, dass es in 
der deutschen Bevölkerung keineswegs eine absolute Mehr
heit gegen Studiengebühren gibt: 47% der Befragten sind 
dagegen, dass Studierende, die an einer Universität oder 
Hochschule in Deutschland studieren, einen Teil der Studi
enkosten durch Studiengebühren tragen, während 40% da
für sind (vgl. Abb. 17). Es ist bemerkenswert, dass der öf
fentliche Druck zur Abschaffung der Studiengebühren of
fenbar nicht von der überwiegenden Mehrheit der deutschen 

Bevölkerung ausging. Bemerkenswert ist 
auch, dass die Zustimmung zu Studienge
bühren unter den Personen ohne Hoch
schulstudium mit 42% deutlich höher ausfällt 
als unter den Personen mit Hochschulstudi
um mit 31%. Personen, die selbst studiert 
haben, identifizieren sich vermutlich beson
ders mit der Situation der Studierenden, und 
ihr Umfeld profitiert von der Situation ohne 
Studiengebühren. 

Das Meinungsbild zu Studiengebühren dreht 
sich in signifikanter Weise um in der Teilgrup
pe der Befragten, die darüber informiert wur
den, dass Personen mit einem abgeschlos
senen Studium Jahr für Jahr durchschnittlich 
rund 40% mehr verdienen als Personen mit 
einer beruflichen Ausbildung (Datenquelle: 
Berechnung anhand der PIAACDaten). Wird 
diese Information bereitgestellt, so sind 48% 
der Befragten für Studiengebühren und nur 
noch 37% dagegen. Unter den Personen oh
ne Hochschulstudium sprechen sich dann 
gut 50% für Studiengebühren aus, unter den 
Personen mit Hochschulstudium 36%. 

Zwei weitere bereitgestellte Informationen 
hatten hingegen keine signifikanten Auswir
kungen auf das Meinungsbild. Eine Teilgrup
pe der Befragten erhielt die Information, dass 
etwa 75% der Kinder aus Akademikerfami
lien und etwa 25% der Kinder aus NichtAka
demikerfamilien ein Studium aufnehmen (Da
tenquelle: Middendorff et al. 2013) und dass 
es diesen Unterschied auch schon vor der 
Einführung von Studiengebühren in Deutsch
land gab. Eine weitere Teilgruppe der Befrag

ten erhielt die Information, dass Bund und Länder derzeit 
im Durchschnitt jährlich rund 8 600 Euro für einen Studien
platz an einer Universität oder Hochschule ausgeben. In 
beiden Fällen unterscheidet sich die Meinung zu Studien
gebühren nicht signifikant von dem Fall ohne Informations
bereitstellung. 

Eine in der deutschen Debatte wenig diskutierte Alternative 
zur bisherigen Form der Studiengebühren in Deutschland ist 
die Erhebung von nachgelagerten Studiengebühren, wie sie 
etwa in Australien und Großbritannien praktiziert wird. In die
sem Modell werden die Studiengebühren erst nach Abschluss 
des Studiums erhoben, wenn die ehemaligen Studierenden 
Einkommen erzielen. Die Gebühren müssen nur dann zurück
gezahlt werden, wenn das Jahreseinkommen über einem ge
wissen Schwellenwert liegt. So werden die Studierenden nicht 
direkt während des Studiums belastet. Und sollte das Studi
um nicht zum gewünschten höheren Einkommen führen, so 
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es ist in etwa die richtige Größenordnung es sind eher zu wenige
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Wie soll es nach der Schule weitergehen?
Zweijährige Berufsausbildung könnte sinnvolle Ergänzung sein, deut- 
liche Mehrheit gegen Anstieg der Studierendenzahlen

Frage 1 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Einführung zweijähriger Berufsausbildung – ohne Informationa) [mit Infor-
mation über Umsetzung in anderem Land] In Deutschland dauert die
Berufsausbildung in der Regel drei Jahre. [In einem anderen Land wurden zusätzlich
zweijährige Berufsausbildungen für Jugendliche mit schlechten Ausbil-
dungsaussichten eingeführt.] Sind Sie dafür oder dagegen, zusätzlich weniger
anspruchsvolle zweijährige Ausbildungsberufe für Jugendliche mit schlechten
Ausbildungsaussichten einzuführen?
Frage 2 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
Anzahl der Studierenden – ohne Information [mit Information über Arbeits-
losenquote] [Personen mit Hochschulabschluss haben derzeit eine Arbeits-
losenquote von gut 2%, Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung (Lehre) gut
5% und Personen ohne Berufsbildungsabschluss knapp 20%.] Was denken Sie über
die Anzahl der Personen, die derzeit in Deutschland ein Studium aufnehmen?
a) Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit zusätzlichem Hinweis auf den Anteil
pro Jahrgang, der keinen beruflichen Bildungsabschluss erzielt, bzw. auf die
Abbrecherquote in der Lehre gestellt. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht
von der Version ohne Information unterscheidet, wurden diese unter "ohne
Information" zusammengefasst.

Einführung zweijähriger Berufsausbildung

sehr dafür          eher dafür                                                 eher dagegen           sehr dagegen

Anzahl der Studierenden

derem Land
Umsetzung in an-

noch dagegen
weder dafür

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.

Abb. 16
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besteht später auch nicht das Risiko, durch die Studienge
bühren in eine Schuldenfalle zu laufen, weil die Gebühren bei 
niedrigem Einkommen nicht zurückgezahlt werden müssen. 

Nach der oben diskutierten Frage zu den Studiengebühren 
wurden alle Befragungsteilnehmer kurz über dieses alterna
tive Modell informiert und gefragt, ob sie dafür oder dagegen 
sind, dass Studierende, die an einer Universität oder Hoch
schule in Deutschland studieren, einen Teil der Studienkosten 
durch diese alternative Form von Studiengebühren tragen. 
62% der deutschen Bevölkerung sprechen sich für dieses 
Modell der nachgelagerten Studiengebühren aus, nur ein 
knappes Viertel (24%) ist dagegen. Den Deutschen scheint 
also wichtig zu sein, dass die Studiengebühren dann und nur 
dann zu zahlen sind, wenn das Studium tatsächlich zu einem 
relativ hohen Einkommen geführt hat. Für solch ein Reform
modell der nachgelagerten Studiengebühren würde sich eine 
deutliche Mehrheit finden. 

Fort- und Weiterbildung 

Dass lebenslanges Lernen und Weiterbil
dungsmaßnahmen im Erwachsenenalter nö
tig sind, um mit den sich immer schneller wan
delnden Anforderungen des Arbeitsmarktes 
mithalten zu können, ist inzwischen hinläng
lich bekannt. Der letzte Fragenkomplex des 
ifo Bildungsbarometers beschäftigt sich da
mit, wer nach Ansicht der Bevölkerung in Zu
kunft vor allem für die Bildungsinvestitionen 
im Erwachsenenalter zahlen sollte. 

Fort und Weiterbildungsmaßnahmen für Er
wachsene werden teils von den Personen 
selbst, teils von ihren Arbeitgebern und teils 
vom Staat finanziert. Danach gefragt, wie 
sich die Ausgaben aus diesen drei Quellen 
entwickeln sollten, spricht sich deutlich über 
die Hälfte der Befragten dafür aus, dass Ar
beitgeber (59%) und der Staat (58%) ihre 
Weiterbildungsausgaben erhöhen sollten 
(vgl. Abb. 18). Nur eine kleine Minderheit von 
3% bzw. 5% findet hingegen, dass diese ih
re Ausgaben senken sollten. 

Die Arbeitnehmer selbst sollen dagegen 
nach Meinung der deutschen Bevölkerung 
nicht in stärkerem Ausmaß an den Kosten 
für Weiterbildungsmaßnahmen beteiligt wer
den. Etwa die Hälfte (49%) denkt, dass die 
Ausgaben der Personen selbst unverändert 
bleiben sollten. Ein Viertel der Befragten 
(25%) meint sogar, dass die Weiterbildungs
ausgaben der Personen selbst sinken soll
ten. Während zusätzliche Ausgaben für le

benslanges Lernen von Arbeitgebern und öffentlicher Hand 
also sehr begrüßt werden, scheint die Akzeptanz für zusätz
liche Fort und Weiterbildungsausgaben zulasten der Per
sonen selbst sehr begrenzt zu sein. 

Zusammenfassung 

Die Meinung der Deutschen zur Bildungspolitik ergibt ein 
vielschichtiges Bild. In einigen Bereichen wie verpflichtendem 
und kostenfreiem Kindergarten, Ganztagsschulsystem, In
klusion, deutschlandweiten Abiturprüfungen, Abschaffung 
der Verbeamtung von Lehrkräften oder Zulagen für in Prob
lemschulen unterrichtende Lehrkräfte herrscht eine deutliche 
Bereitschaft zu grundlegenden Reformen. In anderen Berei
chen hingegen werden Reformen eher abgelehnt, so bei
spielsweise das Betreuungsgeld, das G8 oder eine Abschaf
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35%

15%

eher dagegen 
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dagegen
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30%

sehr 
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19%

14%
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16%
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Sollten Studierende Studiengebühren zahlen?
Keine Mehrheit gegen Studiengebühren – und alternatives Modell nachge- 
lagerter Studiengebühren findet deutliche Zustimmung

nachgelagerte 
Studiengebühren

Frage 1 (jeweils einer zufällig ausgewählten Teilgruppe gestellt):
ohne Informationa) [mit Information über Mehrverdienst durch Studienab-
schluss] Nun kommen wir zum Studium. [Personen mit einem abgeschlossenen
Studium verdienen Jahr für Jahr durchschnittlich rund 40% mehr als Personen mit
einer beruflichen Ausbildung (Lehre).] Sind Sie dafür oder dagegen, dass Stu-
dierende, die an einer Universität oder Hochschule in Deutschland studieren, einen
Teil der Studienkosten durch Studiengebühren tragen?
Frage 2: 
nachgelagerte Studiengebühren In anderen Ländern gibt es Studiengebühren,
die erst nach dem Abschluss des Studiums erhoben werden, wenn die ehemaligen
Studierenden Einkommen erzielen. Die Gebühren müssen nur dann zurückgezahlt
werden, wenn ihr Jahreseinkommen über einem gewissen Schwellenwert liegt.
Sind Sie dafür oder dagegen, dass Studierende, die an einer Universität oder
Hochschule in Deutschland studieren, einen Teil der Studienkosten durch diese
alternative Form von Studiengebühren tragen?

ohne Information
mit Information über Mehrverdienst

durch Studienabschluss

weder dafür
noch dagegen

sehr dagegen

weder 

dagegen

eher dafür
43%
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a)  Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit zusätzlichem Hinweis auf die Studienbeteili
gung von Kindern aus Akademiker und NichtAkademikerfamilien bzw. auf die jährlichen Kos
ten eines Studienplatzes gestellt. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der Versi
on ohne Information unterscheidet, wurden diese unter »ohne Information« zusammengefasst.

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.

Abb. 17
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fung von Schulnoten und Klassenwiederholungen.12 In wie
der anderen Bereichen gibt es derzeit keine Mehrheiten für 
oder gegen Reformen – so etwa bei der Frage, ob ein Teil 
des Gehalts der LehrerInnen davon abhängig gemacht wer
den sollte, wie viel ihre SchülerInnen lernen oder ob sie Fä
cher mit deutlichem Lehrermangel unterrichten. All dies heißt 
nicht, dass die jeweiligen Reformen »gut« oder »schlecht« 
wären, dass sie der Gesellschaft insgesamt nützen oder 
schaden würden. Aber die dargestellten öffentlichen Meinun
gen stellen Chancen und Hindernisse im politischen Reform
prozess dar. 

Vor allem aber geben die geäußerten Mei
nungen auch Hinweise darauf, mit welchen 
Argumenten die Unterstützung für Reform
prozesse erhöht werden könnte. So zeigt 
sich beispielsweise, dass die Ablehnung von 
Studiengebühren in Zustimmung umschlägt, 
wenn Einkommensunterschiede offengelegt 
und insbesondere, wenn die Studiengebüh
ren nachgelagert erhoben werden. Auch 
wird eine knappe Minderheit, die für eine Auf
teilung auf verschiedene Schularten frühes
tens nach der sechsten Klasse ist, zu einer 
deutlichen Mehrheit, wenn darauf hingewie
sen wird, in welcher Ausnahmesituation 
Deutschland hier weltweit steht. Ebenfalls 
erhöht sich die Zustimmung zur Einführung 
von zweijährigen Berufsausbildungen, wenn 
darauf hingewiesen wird, dass ein anderes 
Land diese bereits eingeführt hat. In den 
meisten anderen Fragen des Schulsystems 
– Ganztagsschule, G8, Klassenwiederho
lung, Abschlussprüfungen, Verbeamtung – 

 12 Wie der Kasten 2 »Effekte des Fragedesigns« ver
deutlicht, haben ausgewählte Spezifika des Frage
designs keine bedeutsamen Auswirkungen etwa auf 
die Meinungen zum kostenfreien Kindergarten, zur 
Verbeamtung oder zum G8. 

haben die bereitgestellten Informationen hin
gegen eher wenig Effekte auf die zum Aus
druck gebrachte Meinung. 

Deutliche Effekte haben bereitgestellte Infor
mationen wiederum bei vielen Fragen zu den 
Bildungsausgaben. So sinkt die Bereitschaft 
für zusätzliche Bildungsausgaben wie auch 
für höhere Lehrergehälter deutlich, wenn über 
das derzeitige Ausgaben bzw. Gehaltsni
veau informiert wird. Ebenso verändern sich 
die Präferenzen für Ausgaben in verschiede
nen Bildungsbereichen durch solche Infor
mationen deutlich. Vor allem aber hat das 
Bewusstmachen der existierenden Tradeoffs 
deutliche Effekte auf die geäußerten Meinun
gen: Eine deutliche Mehrheit für Ausgabener

höhungen für Schulen verwandelt sich in eine deutliche Min
derheit, wenn auf die Notwendigkeit der Steuerfinanzierung 
öffentlicher Ausgaben hingewiesen wird. Und eine überwäl
tigende Mehrheit für kleinere Schulklassen wird zu einer Min
derheit, wenn darauf hingewiesen wird, wieviel man mit den
selben Mitteln stattdessen in Lehrmittel oder Schulgebäude 
investieren könnte. 

All dies sind nur erste Erkenntnisse aus dem ersten ifo Bil
dungsbarometer. Zukünftige Forschung mit dem neuen de
tailreichen Datensatz wird unter anderem genauer untersu
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Wer soll die Fort- und Weiterbildung finanzieren?
Die Deutschen sehen Staat und Arbeitgeber in der Pflicht bei der Bildung im 
Erwachsenenalter

Frage:
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen für Erwachsene werden teils von den Personen selbst, teils von ihren
Arbeitgebern und teils vom Staat finanziert. Was meinen Sie, sollten die Ausgaben für Fort- und
Weiterbildung im Erwachsenenalter aus diesen drei Quellen steigen, sinken oder unverändert bleiben?

Abb. 18

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2014.

Die Ergebnisse des ifo Bildungsbarometers haben gezeigt, dass inhaltliche Variationen der 
Fragen – wie etwa die Bereitstellung von Information oder die Nennung von Argumenten – 
deutliche Auswirkungen auf die Meinungen der Befragten haben können. Im Gegensatz 
dazu zeigen weitere in die Befragung integrierte Untersuchungen, dass Details im Fragende
sign das Antwortverhalten eher nicht grundlegend beeinflussen. 
Um die Effekte verschiedener Fragenarten zu untersuchen, wurden drei zufällig ausgewähl
ten Teilgruppen der Befragten jeweils eine andere Version der Frage nach der Verbeamtung 
der Lehrkräfte (vgl. Abb. 13) gestellt: »Sind Sie dafür oder dagegen, dass Lehrerinnen und 
Lehrer verbeamtet werden?«, »Was halten Sie davon, dass Lehrerinnen und Lehrer verbeam
tet werden?« und »Inwieweit stimmen Sie folgender Aussage zu: Lehrerinnen und Lehrer 
sollten verbeamtet werden.« Die Antworten auf diese drei Fragenversionen unterscheiden 
sich nicht in signifikanter Weise voneinander. 
Ein weiterer Parameter in der Fragengestaltung ist die Anzahl der Antwortkategorien. Gene
rell arbeiten wir bei den meisten Fragen mit fünf Antwortkategorien: »sehr dafür«, »eher 
dafür«, »eher dagegen«, »sehr dagegen« und »weder dafür noch dagegen«. Bei der Frage 
nach dem kostenfreien Kindergarten (vgl. Abb. 7) ergibt sich dabei eine Aufteilung von 57%, 
27%, 6%, 4% und 7%, was zusammengefasst einer Zustimmung von 83%, einer Ablehnung 
von 10% und einem wedernoch von 7% entspricht. Einer Teilgruppe der Befragten haben 
wir diese Frage mit nur drei Antwortmöglichkeiten gestellt: »dafür«, »dagegen« und »weder 
dafür noch dagegen«. Dabei ergibt sich eine Aufteilung von 78% Zustimmung, 7% Ableh
nung und 14% wedernoch. Tendenziell entscheiden sich also Einige, die »eher dafür« oder 
»eher dagegen« sind, in diesem Fall für die neutrale Kategorie. Insgesamt hat dies aber keine 
substantiellen Auswirkungen auf die Interpretation. Gibt man einer weiteren Teilgruppe der 
Befragten nur die beiden Antwortmöglichkeiten »dafür« und »dagegen«, so ergibt dies eine 
Zustimmung von 85% und eine Ablehnung von 15% – also wiederum keine substanziell 
andere Aussage. 
Schließlich haben wir auch den Einfluss verschiedener Formulierungen einer Frage unter
sucht. Ob die Dauer der Gymnasialzeit (vgl. Abb. 11) mit »nach acht Jahren Gymnasium (G8) 
statt nach neun Jahren Gymnasium (G9)« oder mit »nach zwölf Schuljahren statt nach drei
zehn Schuljahren« abgefragt wird, hat keine statistisch signifikante Auswirkung auf die 
Zustimmung zu dieser Frage. 
Diese zusätzlichen Untersuchungen legen nahe, dass das hier berichtete Meinungsbild nicht 
grundlegend von Details der Ausgestaltung und spezifischen Ausformulierung von Fragen 
abhängt. 

Kasten 2
Effekte des Fragedesigns

Frage:
Fort und Weiterbildungsmaßnahmen für Erwachsene werden teils von den Personen selbst, 
teils von ihren Arbeitgebern und teils vom Staat finanziert. Was meinen Sie, sollten die Ausgaben 
für Fort und Weiterbildung im Erwachsenenalter aus diesen drei Quellen steigen, sinken oder 
unverändert bleiben?
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chen, welche Unterschiede zwischen verschiedenen Bevöl
kerungsgruppen – etwa nach Geschlecht, Alter, Region, 
Bildungsstand, Einkommen, Elternstatus oder Parteipräfe
renz – bestehen, um die mögliche Bedeutung spezifischer 
Interessengruppen besser zu verstehen. Eine Reihe von 
Schätzfragen über die aktuelle Bildungssituation wird auch 
tiefgreifendere Analysen der Bedeutung unvollständiger In
formationen und der Abweichung der wahrgenommenen 
von der tatsächlichen Situation für die ausgedrückte Mei
nung ermöglichen. Zusätzlich wird die Kooperation mit der 
Forschergruppe an der Harvard Universität einen Vergleich 
zwischen Deutschland und den USA erlauben. Und viele 
weitere spannende Bildungsthemen konnten im vorliegen
den ersten ifo Bildungsbarometer aus Kapazitätsgründen 
noch gar nicht abgedeckt werden. Darum ist das ifo Bil
dungsbarometer auch keine Eintagsfliege: Für die nächsten 
beiden Jahre sind bereits weitere jährliche Meinungsumfra
gen geplant. 
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Tätigkeiten von Bundestagsabgeordneten?
Beeinträchtigen Nebeneinkünfte die politischen

Felix Arnold, Björn Kauder und Niklas Potrafke

Im Juli 2007 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass Bundestagsabgeordnete Infor-

mationen zu ihren Nebentätigkeiten veröffentlichen müssen. In einer neuen Studie wurde unter-

sucht, ob Nebeneinkünfte die politische Tätigkeit von Bundestagsabgeordneten beeinträchtigen. 

Die Ergebnisse zeigen nicht, dass Nebeneinkünfte mit der Abwesenheit in namentlichen Abstim-

mungen und der Zahl der Reden im Parlament korrelieren. Es gibt jedoch eine negative Korrelation 

zwischen Nebeneinkünften und der Zahl der Wortbeiträge, Anfragen und Gruppeninitiativen. Die 

Ergebnisse einer Studie zu Italien können nicht bestätigt werden. Dies mag daran liegen, dass sich 

die Parteidisziplin, Institutionen und die politische Kultur in Deutschland und Italien unterscheiden.

Politiker können nicht nur vor oder nach 
ihrer politischen Karriere, sondern auch 
während der Ausübung eines politischen 
Mandats Tätigkeiten in der Privatwirt
schaft nachgehen (Nebentätigkeiten). Bei
spielsweise können Bundestagsabgeord
nete ihre geschäftlichen Aktivitäten, die sie 
vor Beginn ihrer Bundestagstätigkeit auf
genommen haben, fortführen. Ebenso 
können Politiker ihre Prominenz und ihre 
Netzwerke nutzen, um mit dem Halten 
von Reden Geld zu verdienen. Politiker 
müssen ihr Zeitbudget auf ihre politischen 
Verpflichtungen und auf ihre Nebentätig
keiten aufteilen. Insofern könnten Abge
ordnete durch Nebentätigkeiten ihren po
litischen Verpflichtungen nicht mehr in vol
lem Umfang nachkommen. Zu diesen Ver
pflichtungen zählen u.a. die Teilnahme an 
Sitzungen des Bundestags oder von Aus
schüssen, das Halten von Reden im Par
lament oder auch Bürgersprechstunden.

Nebentätigkeiten und die Aktivität im 
Bundestag waren ein vieldiskutiertes The
ma im Bundestagswahlkampf 2013. Peer 
Steinbrück (SPD) hatte beträchtliche Ne
beneinkünfte durch das Halten von Re
den auf Firmenveranstaltungen erzielt, so 
dass Beobachter mutmaßten, dass sol
che Nebentätigkeiten die Arbeit im Parla
ment beeinträchtigen könnten.

Im Jahr 2007 hat das Bundesverfas
sungsgericht entschieden, dass Bundes
tagsabgeordnete Angaben über ihre Ne
bentätigkeiten veröffentlichen müssen. In 
einer neuen Studie haben wir deshalb un
tersucht, ob Nebeneinkünfte mit höherer 
Abwesenheit und niedrigerer Aktivität von 
Bundestagsabgeordneten in der vergan
genen Legislaturperiode (2009–2013) 
einhergingen (vgl. Arnold, Kauder und 
Potrafke 2014).

Verwandte Studien

Es steht zu erwarten, dass Nebentätig
keiten von Abgeordneten deren Anwe
senheit und Aktivität im Parlament beein
flussen: Wenn Abgeordnete einer Neben
tätigkeit nachgehen, haben sie weniger 
Zeit, sich parlamentarischen Aufgaben zu 
widmen (vgl. zu Nebentätigkeiten von Po
litikern Geys und Mause 2013). Für Italien 
wurde gezeigt, dass hohe Nebeneinkünf
te mit Abwesenheit im Parlament einher
gehen. Bürger mit guten Verdienstmög
lichkeiten treten jedoch mit höherer Wahr
scheinlichkeit zur Wahl an, wenn sie Ne
beneinkünfte erzielen dürfen (vgl. Gagliar
ducci, Nannicini und Naticchioni 2010). 
Daher mag das Erlauben von Nebentä
tigkeiten beeinflussen, wer für ein politi
sches Amt kandidiert.

Insbesondere zwei Aspekte dürften die 
Qualität von Politikern beeinflussen: Un
terschiede in den Opportunitätskosten 
dürften weniger talentierte Kandidaten 
mit höherer Wahrscheinlichkeit zur Wahl 
antreten lassen als talentierte Kandidaten 
(Selektionseffekt); zudem dürften höhere 
Gehälter Politiker zu höherer Leistung an
regen (vgl. Besley 2004; Caselli und Mo
relli 2004; Messner und Polborn 2004). 
In Italien haben höhere Entlohnungen 
besser gebildete Kandidaten hervorge
bracht (vgl. Gagliarducci und Nannicini 
2013). In Finnland haben höhere Entloh
nungen die Qualität von weiblichen Kan
didaten, nicht jedoch von männlichen 
Kandidaten erhöht (vgl. Kotakorpi und 
Poutvaara 2011).

Wissenschaftler untersuchen, welche 
Faktoren die Anwesenheit und Aktivität 
von Abgeordneten beeinflussen. Für Ita
lien wurde für Abgeordnete ohne politi
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sche Erfahrung vor ihrem Eintritt ins Parlament gezeigt, 
dass sie Abstimmungen mit steigenden Nebenverdienst
möglichkeiten weniger häufig beiwohnen. Für Abgeordne
te mit politischer Erfahrung vor dem Eintritt ins Parlament 
wurde ein solcher Zusammenhang nicht gefunden (vgl. 
Fedele und Naticchioni 2013). Abgeordnete von Regie
rungsparteien waren weniger häufig abwesend als Abge
ordnete der Oppositionsparteien (vgl. Gagliarducci, Nan
nicini und Naticchioni 2010; Galasso und Nannicini 2011). 
Über eine Mehrheitswahl ins Parlament gewählte Abge
ordnete waren weniger häufig abwesend als Abgeordnete, 
die über eine Verhältniswahl gewählt wurden (vgl. Gagliar
ducci, Nannicini und Naticchioni 2011). Abgeordnete, die 
ihr Mandat in umkämpften Wahlkreisen gewonnen haben, 
fehlten im Parlament weniger häufig, da die Parteien ihre 
besten Leute in die umkämpften Wahlkreise geschickt hat
ten (vgl. Galasso und Nannicini 2011). Auch Bundestags
abgeordnete, die ihr Mandat 2009 in einem umkämpften 
Wahlkreis gewonnen hatten, fehlten weniger häufig im Par
lament (vgl. Bernecker 2014).1 Im Europäischen Parlament 
zeigte sich, dass steigende Einkünfte die Abwesenheit er
höhten und die Zahl der Fragen senkten (vgl. Mocan und 
Altindag 2013). Fisman et al. (2013) fanden hingegen nicht 
heraus, dass Einkünfte die Anwesenheit im Europäischen 
Parlament beeinflussen; der legislative Output (z.B. schrift
liche Stellungnahmen) erhöhte sich hingegen, wenn Abge
ordnete parlamentarischen Sitzungen häufiger beiwohn
ten. Es bleibt eine empirische Frage, inwieweit Nebenein
künfte mit der Anwesenheit und Aktivität im Parlament kor
relieren.

Institutioneller Hintergrund

Abwesenheit bei namentlichen Abstimmungen und die 
Aktivität im Bundestag

Es gibt zahlreiche Abstimmungsverfahren im Bundestag. 
Wir betrachten die namentlichen Abstimmungen, da sie 
Rückschlüsse auf das Abstimmungsverhalten eines jeden 
Abgeordneten zulassen. Zwischen dem Beginn der Legis
laturperiode 2009 und deren Ende 2013 fanden 218 na
mentliche Abstimmungen statt. Wir nutzen daher die Ab
wesenheitsquote bei namentlichen Abstimmungen für je
den Abgeordneten in jedem Jahr der Legislaturperiode.2 

 1 Deutsche Abgeordnete, die ihr Mandat 2005 in einem umkämpften Wahl
kreis gewonnen hatten, hatten niedrigere Nebeneinkünfte (vgl. Becker, 
Peichl und Rincke 2009). Weibliche Abgeordnete hatten weniger Neben
tätigkeiten, insbesondere im Privatsektor (vgl. Geys und Mause 2014). 
Attraktive weibliche Abgeordnete hatten jedoch mehr Nebentätigkeiten 
(vgl. Geys 2014). Abgeordnete von CDU/CSU und FDP hatten mehr 
Nebentätigkeiten als Abgeordnete von linken Parteien (vgl. Mause 2009).

 2 Der Bundestag veröffentlicht auch Informationen zu entschuldigten 
Abwesenheiten von Abgeordneten. Abgeordnete können sich jedoch 
ohne Grund entschuldigen. Wir können daher nicht zwischen Abwesen
heiten mit und ohne guten Grund unterscheiden und berücksichtigen in 
der empirischen Analyse daher nicht den Unterschied zwischen ent
schuldigten und unentschuldigten Abwesenheiten.

Des Weiteren verwenden wir vier Maße für die Aktivität im 
Parlament.3 Das erste Maß sind Reden (sowohl tatsächlich 
gehaltene Reden als auch zu Protokoll gegebene Reden). 
Abgeordnete legen die Zahl ihrer Reden gemeinsam mit ih
ren Fraktionen, insbesondere der Fraktionsführung, fest. Wir 
gehen jedoch davon aus, dass der Wille eines Abgeordne
ten, eine Rede zu halten, hoch korreliert ist mit der tatsäch
lich gehaltenen Zahl an Reden. Da Abgeordnete ihre Reden 
alternativ auch zu Protokoll geben können, berücksichtigen 
wir auch diese Reden.

Als zweites Maß nutzen wir Wortbeiträge. Dies schließt 
Zwischenfragen, Erklärungen oder auch Erwiderungen mit 
ein. Wortbeiträge beschreiben alle Arten mündlicher Akti
vitäten in Plenarsitzungen mit Ausnahme der vorformulier
ten Reden. Wir gehen davon aus, dass Wortbeiträge den 
Einsatz eines Abgeordneten messen. Im Gegensatz zu Re
den werden Wortbeiträge spontan während Debatten ein
gebracht und lassen sich somit nur schwer durch Mitar
beiter vorbereiten.

Als drittes Maß nutzen wir die Zahl der kleinen und großen 
Anfragen. Abgeordnete reichen Anfragen in schriftlicher 
Form ein. Sie dienen dem Zweck, Informationen von der 
Regierung zu erhalten. Das vierte Maß ist die Zahl der Grup
peninitiativen, wie bspw. Gesetzentwürfe, verschiedene An
träge und Berichterstattungen. Der individuelle Arbeitsein
satz eines Abgeordneten an einer Anfrage oder Gruppen
initiative ist schwierig abzubilden, da Abgeordnete häufig 
gemeinsam Anfragen und – per Definition – Gruppenanträ
ge anfertigen.

Wir sind uns der Einschränkungen der einzelnen Variablen 
bewusst. Das gleichzeitige Nutzen aller vier Variablen ver
mag diese Schwierigkeiten jedoch zu lindern und erlaubt 
somit, Schlussfolgerungen zu ziehen, wie Nebeneinkünfte 
und die Aktivität von Abgeordneten korrelieren.

Nebeneinkünfte von Bundestagsabgeordneten

Der Bundestag entschied im August 2005, dass Abgeord
nete ihre Nebentätigkeiten und Nebeneinkünfte veröffentli
chen müssen. Neun Abgeordnete riefen das Bundesverfas
sungsgericht an, um die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes 
überprüfen zu lassen. Der Bundestagspräsident wartete auf 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, bevor er 
die Nebeneinkünfte veröffentlichte. Das Bundesverfassungs
gericht entschied im Juli 2007, dass die Abgeordneten ihre 
Nebentätigkeiten und Nebeneinkünfte veröffentlichen müs
sen. Daher sind Abgeordnete nun verpflichtet, die Quellen 
und Beträge ihrer Nebeneinkünfte offenzulegen. Tabelle 1 
zeigt die acht Kategorien, in die die Abgeordneten ihre Ne
bentätigkeiten einordnen müssen. Wir untersuchen nur die 

 3 Die Daten zur Aktivität der Abgeordneten hat uns freundlicherweise die 
Wochenzeitung »Die Zeit« zur Verfügung gestellt.
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Kategorien 2 bis 5, da nur diese Kategorien 
einen (Zeit)Konflikt zwischen Nebeneinkünf
ten und der Anwesenheit bzw. Aktivität im 
Bundestag hervorrufen. Diese Kategorien be
inhalten Einkünfte aus selbständigen und 
nicht selbständigen Tätigkeiten (wie bspw. 
Reden), Einkünfte aus Funktionen in Unter
nehmen (wie bspw. Aufsichtsratsposten), 
Einkünfte aus Funktionen in Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts (wie 
bspw. Kreisräten oder der Kirche) und Ein
künfte aus Funktionen in Vereinen, Verbän
den und Stiftungen. Wir berücksichtigen nicht 
die Einkünfte aus Positionen in der Regierung 
oder einer Partei, da solche Einkünfte keine 
»Neben«Einkünfte im eigentlichen Sinn sind. 
Die Abgeordneten haben ihre Nebeneinkünf
te aus jeder einzelnen Aktivität in einer kodier
ten Weise als monatliches oder jährliches Ein
kommen offenzulegen. Einkünfte der Stufe 1 
beinhalten Nebeneinkünfte zwischen 1 000 
und 3 500 Euro, der Stufe 2 Nebeneinkünfte 
zwischen 3 500 und 7 000 Euro und der Stu
fe 3 Nebeneinkünfte über 7 000 Euro. Die 
Veröffentlichungspflichten gelten auch für unbezahlte Aktivi
täten und solche Aktivitäten, die mit weniger als 1 000 Euro 
entlohnt werden. In unserer empirischen Analyse nutzen wir 
die Untergrenzen der Einkommenskategorien: Stufe 1 sind 
Einkünfte von 1 000 Euro, Stufe 2 Einkünfte von 3 500 Euro 
und Stufe 3 Einkünfte von 7 000 Euro.

Da Nebeneinkünfte nicht messen, wie viel Zeit ein Abgeord
neter zum Erzielen dieser Einkünfte investiert hat, dienen sie 
nur als Annäherung für die investierte Zeit.

Empirische Analyse

Deskriptive Statistiken

Abbildung 1 zeigt, dass Abgeordnete der SPD, Grünen 
und Linkspartei in der 17. Legislaturperiode häufiger fehl
ten als Abgeordnete der CDU/CSU und FDP. Es ist davon 
auszugehen, dass Abgeordnete der CDU/CSU und FDP 
weniger Abstimmungen verpassten, da sie Regierungs
verantwortung trugen und daher ihre Mehrheit im Parla
ment sichern mussten (vgl. Gagliarducci, Nannicini und 
Naticchioni 2010; Galasso und Nannicini 2011). Die Ab
geordneten von Oppositionsparteien hatten hingegen we
niger Anreize, den Abstimmungen beizuwohnen, da sie 
sowieso keine Mehrheit im Bundestag erreichen konnten. 

Abgeordnete kleiner Parteien hielten häufiger Reden. Es ist 
denkbar, dass Abgeordnete kleiner Parteien mehr Reden 
hielten, um Aufmerksamkeit zu erzielen. Da die Redezeiten 

für die einzelnen Fraktionen jedoch proportional zur Größe 
der Fraktionen festgelegt sind, haben die Abgeordneten der 
kleinen Parteien mutmaßlich kürzere Reden gehalten. Ab

 
Tab. 1 
Abgeordnete müssen ihre Nebentätigkeiten in acht Kategorien  
offenlegen 

Nr. Beschreibung Beispiel 

1 Berufliche Tätigkeit vor der Mitgliedschaft im 
Deutschen Bundestag Professor 

2 Selbständige oder nicht selbständige 
Tätigkeiten Rede 

3 Funktionen in Unternehmen Aufsichtsratsposten 

4 Funktionen in Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts Kirche 

5 Funktionen in Vereinen, Verbänden und 
Stiftungen 

Entwicklungshilfe-
organisation 

6 Vereinbarungen über künftige Tätigkeiten oder 
Vermögensvorteile 

Übernahme von 
Studiengebühren 

7 Beteiligungen an Kapital- oder 
Personengesellschaften Anwaltskanzlei 

8 Spenden – 

Nebeneinkünfte aus selbständigen oder nicht selbständigen Tätigkeiten 
werden offiziell als »Entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat« 
bezeichnet. 

Quelle: Zusammenstellung der Autoren. 
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geordnete linker Parteien steuerten häufiger Wortbeiträge 
bei. Dieses Muster ist vermutlich in der Oppositionstätigkeit 
dieser Parteien begründet. Zudem stellten sie häufiger An
fragen und haben mehr Gruppeninitiativen angefertigt.

Abbildung 2 zeigt, dass Nebeneinkünfte bei konservativen 
und liberalen Abgeordneten deutlich höher lagen als bei 
linken Abgeordneten. Während CDU/CSUAbgeordnete im 
Schnitt mindestens 7 900 Euro pro Jahr hinzuverdienten, 
lag der Wert bei FDPAbgeordneten bei 4 400 Euro. Die 
Werte der Abgeordneten der SPD (3 000 Euro), der Links
partei (1 400 Euro) und der Grünen (300 Euro) lagen deut
lich darunter. Für die Abgeordneten aller Parteien waren 
die Einkünfte aus »selbständigen und nicht selbständigen 
Tätigkeiten« (entsprechend der Kategorie 2 in Tab. 1) am 
bedeutendsten.4 Auch der Anteil der Abgeordneten mit 

 4 Wenn wir nur Abgeordnete mit Nebeneinkünften betrachten, verdienten 
Abgeordnete von CDU/CSU im Schnitt mindestens 29 700 Euro, der FDP 
16 500 Euro, der SPD 26 100 Euro, der Linkspartei 11 100 Euro und der 
Grünen 7 600 Euro pro Jahr mit den Nebentätigkeiten. Wir haben die Infor
mationen zu den Nebeneinkünften im August 2013 zusammengestellt.

Nebeneinkünften lag bei CDU/CSU und der 
FDP deutlich über dem Anteil der anderen 
Parteien (vgl. Abb. 3). Die Korrelations
koeffizienten zeigen, dass, wie erwartet, die 
Nebeneinkünfte positiv mit der Abwesen
heitsquote (Korrelationskoeffizient: 0,07) 
und negativ mit der Zahl der Reden (– 0,06), 
Wortbeiträge (– 0,08), Anfragen (– 0,10) und 
Gruppen initiativen (– 0,12) korreliert sind.

Empirisches Vorgehen und Ergebnisse

Wir haben ein Panelmodell geschätzt, das 
den Einsatz des Abgeordneten auf die Ne
beneinkünfte regressiert. Dabei ist der Ein
satz des Abgeordneten alternativ gemessen 
durch den Anteil der nicht besuchten na
mentlichen Abstimmungen (Abwesenheit), 
die Zahl der Reden im Parlament, die Zahl 
der Wortbeiträge, die Zahl der Anfragen und 
die Zahl der Gruppeninitiativen. Die Regres
sion schließt fixe Effekte für die Abgeordne
ten und Kalenderjahre ein. 

Das Panel beinhaltet die fünf Kalenderjahre 
von 2009 (September; Beginn der Legisla
turperiode) bis 2013 (September; Ende der 
Legislaturperiode). Wir haben alle Abgeord
neten der 17. Legislaturperiode berücksich
tigt, und somit auch ausgeschiedene Ab
geordnete und ihre Nachfolger. Unser Da
tensatz beinhaltet 652 Abgeordnete und 
3 131 Beobachtungen.

Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse. Wenn wir die 
Abwesenheitsquote als abhängige Variable 

nutzen, ist der Koeffizient der Nebeneinkünfte positiv, aber 
nicht statistisch signifikant. Wenn wir die Zahl der Reden als 
abhängige Variable nutzen, ist der Koeffizient der Nebenein
künfte negativ, aber ebenfalls nicht statistisch signifikant. Zwi
schen Nebeneinkünften und der Zahl der Wortbeiträge zeigt 
sich eine negative Korrelation (signifikant zum 10%Niveau). 
Die Zahl der Wortbeiträge geht um 0,08 zurück, wenn die 
Nebeneinkünfte um eine Standardabweichung (17 140 Euro) 
steigen. Zwischen Nebeneinkünften und der Zahl der Anfra
gen gibt es ebenfalls eine negative Korrelation (signifikant zum 
5%Niveau). Die Zahl der Anfragen fällt um 0,68, wenn die 
Nebeneinkünfte um eine Standardabweichung steigen. Auch 
zwischen Nebeneinkünften und der Zahl der Gruppeninitia
tiven zeigt sich eine negative Korrelation (signifikant zum 
1%Niveau). Die Zahl der Gruppeninitiativen geht um 1,06 
zurück, wenn die Nebeneinkünfte um eine Standardabwei
chung steigen.

Die Variablen für die Kalenderjahre zeigen, dass die Abwe
senheitsquoten in den Jahren 2011, 2012 und 2013 höher 
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waren als im Jahr 2009 (Referenzkategorie). Für Reden, 
Wortbeiträge, Anfragen und Gruppeninitiativen lagen die 
Werte insbesondere in den Jahren 2010 bis 2012 höher als 
2009, da die Jahre 2010 bis 2012 die einzigen vollen Ka
lenderjahre der Legislaturperiode waren.

Warum sind Nebeneinkünfte (negativ) korreliert mit der Zahl 
der Wortbeiträge, Anfragen und Gruppeninitiativen, aber 
nicht signifikant korreliert mit der Abwesenheitsquote und 
der Zahl der Reden? Es ist möglich, dass Abgeordnete mit 
Nebeneinkünften die Zeit reduzieren, die sie auf parlamen
tarische Arbeit verwenden. Dabei könnten Abgeordnete mit 
Nebeneinkünften weniger wichtige und/oder weniger sicht
bare Aktivitäten, wie bspw. Wortbeiträge, Anfragen und 
Gruppeninitiativen reduzieren. Die Abgeordneten vermeiden 
hingegen das Reduzieren von stärker sichtbaren Aktivitäten 
wie der Anwesenheit und der Zahl der Reden.

Wir haben auch Regressionen separat für die einzelnen 
Parteien durchgeführt. Für CDU/CSU, die FDP und die 
Grünen zeigen die Ergebnisse nicht, dass Nebeneinkünfte 
mit der Abwesenheit oder der Aktivität im Parlament kor
reliert sind. Für die SPD zeigt sich eine signifikant negative 
Korrelation zwischen Nebeneinkünften und der Zahl der 
Wortbeiträge und ebenso zwischen Nebeneinkünften und 
der Zahl der Anfragen. Die Zahl der Wortbeiträge geht um 
0,11 zurück, und die Zahl der Anfragen geht um 0,61 zu
rück, wenn die Nebeneinkünfte um eine Standardabwei
chung steigen (18 315 Euro). Bei der Linkspartei zeigt sich 
eine signifikant positive Korrelation zwischen Nebenein
künften und der Abwesenheitsquote und auch zwischen 
Nebeneinkünften und der Zahl der Reden. Die Abwesen

heitsquote steigt um 0,03 und die Zahl der Reden um 0,71, 
wenn die Nebeneinkünfte um eine Standardabweichung 
steigen (4 284 Euro). Die Nebeneinkünfte erweisen sich 
nicht als statistisch signifikant, wenn wir die Gruppeniniti
ativen der Abgeordneten der einzelnen Parteien als abhän
gige Variable nutzen.5

Schlussfolgerungen

Wir haben untersucht, ob Nebeneinkünfte von Abgeordne
ten mit höherer Abwesenheit und weniger Aktivität im Bun
destag einhergingen. Verwendet haben wir Daten der 
17. Legislaturperiode des deutschen Bundestages (2009–
2013). Die Ergebnisse zeigen nicht, dass Nebeneinkünfte 
mit der Abwesenheit und der Zahl der Reden korrelieren. 
Nebeneinkünfte sind jedoch negativ mit der Zahl der Wort
beiträge, Anfragen und Gruppeninitiativen korreliert.

Unsere Ergebnisse können eine Studie zu Italien nicht be
stätigen, wo hohe Nebeneinkünfte von Abgeordneten mit 

 5 Unsere Ergebnisse sind zurückhaltend zu interpretieren. Da wir FixeEf
fekteModelle nutzen, wird der Effekt der Nebeneinkünfte auf die Aktivität 
im Bundestag durch jene Abgeordneten identifiziert, deren Nebenein
künfte über die einzelnen Jahre variieren. Über 75% der Abgeordneten 
haben keine Nebeneinkünfte. Viele der Abgeordneten mit Nebeneinkünf
ten verdienen jedes Jahr denselben Betrag. Abgeordnete ohne Neben
einkünfte oder mit konstanten Nebeneinkünften tragen nicht direkt zur 
Identifizierung des Effekts bei. Wenn wir parteispezifische Regressionen 
betrachten, werden sogar noch weniger Fälle betrachtet, und die Identi
fizierung basiert nur auf einer Handvoll Abgeordneter. Die Variation in den 
von uns genutzten Daten ist daher klein. Aufgrund neuer und strengerer 
Veröffentlichungspflichten wird die Variation der veröffentlichten Neben
einkünfte in der Legislaturperiode 2013–2017 vermutlich deutlich höher 
ausfallen.

 
Tab. 2 
Regressionsergebnisse. Fixe-Effekte-Modell mit heteroskedastizitätsrobusten Standardfehlern  
(Huber/White/sandwich-Standardfehler) 

 (1) (2) (3) (4) (5) 
 Abwesenheit Reden Wortbeiträge Anfragen Gruppeninitiativen 
Nebeneinkünfte (insgesamt) 0,009 – 0,537 – 0,467* – 3,944** – 6,177*** 
 (0,059) (1,125) (0,264) (1,564) (2,115) 
2010 0,006 6,253*** 2,348*** 16,378*** 22,255*** 
 (0,007) (0,202) (0,143) (1,116) (1,247) 
2011 0,013* 7,345*** 2,226*** 14,643*** 21,559*** 
 (0,008) (0,221) (0,133) (1,082) (1,039) 
2012 0,016** 7,532*** 2,179*** 14,422*** 20,885*** 
 (0,008) (0,236) (0,112) (1,063) (0,970) 
2013 0,023*** 5,448*** 1,280*** 6,123*** 11,198*** 
 (0,008) (0,207) (0,081) (0,506) (0,548) 
Beobachtungen 3.131 3.131 3.131 3.131 3.131 
Anzahl n 652 652 652 652 652 
R² within 0,00624 0,454 0,192 0,204 0,315 
R² between 0,00479 0,00400 0,00751 0,0143 0,0253 
R² overall 0,00331 0,225 0,0802 0,0611 0,125 
2010 bis 2013 sind fixe Effekte für die Kalenderjahre (Referenzkategorie: 2009). – Robuste Standardfehler in Klammern. – 
Robuste Standardfehler in Klammern. – *** p<0.01, ** p<0.05, * p<0. 

Quelle: Berechnungen der Autoren. 
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höherer Abwesenheit einhergingen. Zu den unterschiedli
chen Ergebnissen für Italien und Deutschland sind drei Er
klärungen naheliegend. 

Erstens unterscheiden sich die Strafen für Nichtteilnahmen 
an Abstimmungen. In Deutschland wird die Kostenpauscha
le um bis zu 100 Euro pro verpasster namentlicher Abstim
mung gekürzt (vgl. §14 Abgeordnetengesetz).6 In Italien gibt 
es solche Kürzungen nicht. Zudem ist das Grundgehalt in 
Italien höher (vgl. Mause 2014). Somit hingen die Einkünfte 
von italienischen Abgeordneten auch dann weniger von der 
Anwesenheit ab, wenn es Strafen für Abwesenheit gäbe. 
Vermutlich unterscheiden sich die Ergebnisse zwischen Ita
lien und Deutschland, weil die Abgeordneten auf die gesetz
ten Anreize reagieren.

Zweitens könnten Unterschiede in der Parteidisziplin das 
Verhalten der Abgeordneten beeinflussen. Zwar gilt die Par
teidisziplin in Europa, insbesondere in Deutschland, als recht 
hoch, doch Italien stellt eine Ausnahme dar. So hat bspw. 
in der Periode 1996–2000 ein Viertel der Abgeordneten im 
italienischen Parlament mindestens einmal die Partei ge
wechselt (vgl. Heller und Mershon 2008). Ein Mangel an 
Parteidisziplin vermag deshalb zu erklären, warum es eine 
negative Beziehung zwischen Nebeneinkünften und Anwe
senheit in Italien gibt: Wenn sich Abgeordnete ihrer Partei 
gegenüber weniger stark verpflichtet fühlen, fehlen sie eher 
bei Sitzungen im Parlament und gehen Nebentätigkeiten 
nach. 

Drittens sind Deutschland und Italien durch unterschiedliche 
politische Kulturen charakterisiert, welche selbstverstärkend 
sein können (vgl. Beniers und Dur 2007; Hillman und Ur
sprung 2000). Wenn die Teilnahme an namentlichen Abstim
mungen in Deutschland als unentbehrlich gilt, in Italien je
doch durch andere Aktivitäten substituiert werden kann, 
erscheinen unsere Ergebnisse plausibel. Unterschiede in der 
politischen Kultur könnten durch Sozialkapital, Vertrauen 
oder das Rechtssystem erklärt werden (vgl. Boix und Posner 
1998; Bjørnskov 2010).
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Leasing wächst noch kräftig
Investitionsklima durch geopolitische Krisen belastet –

Thomas Strobel und Arno Städtler

Vor allem die zuletzt weiter eskalierenden weltweiten politischen Konfliktherde belasten zuneh-

mend den Wirtschaftsaufschwung in Deutschland. Die deutsche Wirtschaft verliert an Schwung, wie 

das Statistische Bundesamt kürzlich konstatierte. Nach ersten Berechnungen, die erstmals auf den 

neuen Konzepten des ESVG 20101 basieren, ging das Bruttoinlandsprodukt (BIP) im zweiten Quartal 

2014 – preis-, saison- und kalenderbereinigt – überraschend um 0,2% gegenüber dem wachstums-

starken Vorquartal zurück. Dabei dürfte allerdings auch die extrem milde Witterung mit kräftigen 

Zuwachsraten zum Jahresbeginn eine Rolle gespielt haben. Im Auftaktquartal von 2014 wurde noch 

ein Plus von real 0,7% gegenüber dem vierten Quartal von 2013 (+ 0,4%) erwirtschaftet. 

Für den leichten Rückgang des BIP im 
zweiten Quartal 2014 waren nach den vor-
läufigen Berechnungen des Statistischen 
Bundesamts der Außenhandel und die In-
vestitionen verantwortlich. Dabei gingen 
die Investitionen insbesondere in Bauten 
deutlich zurück, was nicht zuletzt an Vor-
zieheffekten aufgrund des ungewöhnlich 
milden Winters 2013/2014 liegen dürfte.

Im Vorjahresvergleich hat die deutsche 
Wirtschaft zwar an Dynamik verloren, 
konnte aber dennoch weiter zulegen: Das 
preisbereinigte BIP war im zweiten Quar-
tal 2014 um 0,8% (nominal: + 2,6%) hö-
her als vor Jahresfrist (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2014a). Überdurchschnittlich 
fiel dabei der Anstieg bei den Ausrüs-
tungsinvestitionen einschließlich der 
Sonstigen Anlagen aus. In Maschinen, 
Geräte, Fahrzeuge sowie immaterielle 
Güter wurden im ersten Quartal 2014 no-
minal 3,0% (2. Quartal: + 5,9%) mehr in-
vestiert als vor einem Jahr. 

Relativ günstig entwickelten sich im bis-
herigen Jahresverlauf von 2014 hier zu 
Lande auch die Pkw-Neuzulassungen. In 
den ersten acht Monaten ist ein Plus von 
2,6% aufgelaufen. Dabei ging der Anteil 
der privaten Neuzulassungen zu Gunsten 
der gewerblichen erneut zurück, und 
zwar auf 37,4% (vgl. Kraftfahrt-Bundes-
amt 2014). Das heißt, der Anteil der Fahr-

zeuge, die zu den Investitionen zählen, 
hat sich erhöht, bei denjenigen, die dem 
privaten Verbrauch zuzuordnen sind, ging 
der Anteil zurück. Bei den Nutzfahrzeu-
gen, die als guter Konjunkturindikator gel-
ten, gab es sogar ein kräftiges Wachstum 
von 7%. 

Den Trendumfragen des Bundesverban-
des Deutscher Leasing-Unternehmen 
(BDL) zufolge ist der Anschaffungswert 
des Neugeschäfts mit Mobilien auch im 
zweiten Quartal 2014 gegenüber dem 
Vorjahresquartal gestiegen (+ 5,5%), für 
das erste Halbjahr ergibt sich dadurch ein 
Wachstum von nominal 6,9%, das aller-
dings durch Großgeschäfte bei den Luft-, 
Schienen- und Wasserfahrzeugen etwas 
überzeichnet ist. Einen Zuwachs des 
Neugeschäfts gab es zuletzt bei den Ma-
schinen für die Produktion, den Pkw und 
Kombi, den Bussen, Lkw und Hängern, 
den Immateriellen Wirtschaftsgütern so-
wie den Sonstigen Ausrüstungen. Einen 
Rückgang verzeichneten dagegen Büro-
maschinen und EDV, Luft-, Schienen- und 
Wasserfahrzeuge sowie die Medizintech-
nik (vgl. BDL 2014). 

Das Wachstum der Leasinginvestitionen 
im Jahr 2014 resultiert daher vor allem 
aus der günstigeren Automobilkonjunktur. 
Expertenschätzungen gehen aktuell von 
einem Zulassungsplus bei Pkw von etwa 
2% aus, bei Nutzfahrzeugen dürfte es 
deutlich höher ausfallen (vgl. o.V.2014). 

Auswirkungen der 
Konzeptänderung durch 
das ESVG 2010

Der auf den Geschäftslagebeurteilungen 
der Leasinggesellschaften basierende In-

 1 Mit der Erstberechnung des zweiten Quartals 
2014 gab das Statistische Bundesamt auch 
erste Ergebnisse der Generalrevision der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) 
bekannt. Die Revision war notwendig, um das 
ab September 2014 rechtsverbindliche Europä-
ische System Volkswirtschaftlicher Gesamt-
rechnungen (ESVG 2010) umzusetzen. Über die 
Implementierung des ESVG 2010 hinaus wur-
den aber auch die für Deutschland bisher veröf-
fentlichten Ergebnisse ab 1991 und ihre 
Berechnungen überprüft und, soweit erforder-
lich, überarbeitet. 
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vestitionsindikator2, den das ifo Institut und 
der Bundesverband Deutscher Leasing-Un-
ternehmen gemeinsam ermitteln, musste auf-
grund der jüngsten Konzeptänderung und 
Generalrevision der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen (VGR) durch das ESVG 
2010 vollständig neu berechnet werden. 
Denn die Behandlung von Ausgaben für For-
schung und Entwicklung (FuE) als Investitio-
nen ist hier die quantitativ mit Abstand größte 
Konzeptänderung und für etwa 70% des Ge-
samteffekts für die Niveauerhöhung des Brut-
toinlandsprodukts verantwortlich. Für das 
Jahr 2010 sind 2,3 Prozentpunkte der Ni-
veauerhöhung des BIP (von insgesamt 3,3%) 
auf die Neuverbuchung von FuE-Ausgaben 
zurückzuführen. Hinzu kommen 0,1 Prozent-
punkte durch die Buchung militärischer Waffensysteme als 
Investitionen und 0,2 Prozentpunkte durch die geänderte Ab-
grenzung von geringwertigen Wirtschaftsgütern, also dauer-
haften Gütern von geringem Wert oder Kleingeräten. Insge-
samt tragen die konzeptbedingten Änderungen mit 2,7 Pro-
zentpunkten zur Erhöhung des BIP-Niveaus bei. 

Auf der Verwendungsseite führte die geänderte Buchung 
der FuE-Ausgaben zu einer deutlichen Erhöhung der no-
minalen Bruttoanlageinvestitionen um rund 62 Mrd. Euro 
bzw. 14,3% im Jahr 2010. Investitionen in FuE sind nun 
unter dem Begriff »Geistiges Eigentum« subsumiert; so wer-
den im ESVG 2010 jene Investitionsarten bezeichnet, die 
zuvor die (produzierten) immateriellen Anlagegüter umfass-
ten. Im Sprachgebrauch der VGR gehört FuE somit zu den 
Investitionen in »Sonstige Anlagen«, die daneben noch In-
vestitionen in Nutztiere und Nutzpflanzungen enthalten. Vor 
der Revision lagen die Investitionen in sonstige Anlagen für 
das Jahr 2010 bei 27,4 Mrd. Euro oder lediglich 6,3% der 
Bruttoanlageinvestitionen. Durch die zusätzlichen FuE-In-
vestitionen haben sie sich verdreifacht; sie betragen nun 
86,5 Mrd. Euro, was einem Anteil von 17,4% an den Brut-
toanlageinvestitionen entspricht (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2014b).

Indikator signalisiert Wachstum der 
Ausrüstungsinvestitionen

Die revidierten Investitionszahlen haben zu spürbaren Ände-
rungen beim Verlauf und beim Niveau des ifo Investitionsin-
dikators geführt. Die Investitionen in Sonstige Anlagen zeigen 
ein wesentlich weniger volatiles Entwicklungsmuster als die 
Ausrüstungsinvestitionen. Da erstere nun verdreifacht wur-
den, führt deren höheres Gewicht im Gesamtaggregat zu 
einem glatteren Verlauf des Indikators. Dieser signalisiert für 

 2 Detaillierte Informationen zur Methode finden sich bei Gürtler und 
Städtler (2007). 

das Jahr 2014 einen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen 
einschließlich der Sonstigen Anlagen von 4,4%, nach einem 
Minus von 0,5% im Vorjahr (vgl. Abb.1). Dies ist ein wesent-
lich schwächeres Plus als das anlässlich der veröffentlichten 
Daten für das erste Quartal errechnete (vgl. Strobel und 
Städtler 2014). Die Abwärtsrevision geht einerseits auf das 
Konto der jüngsten Konzeptänderung durch das ESVG 2010 
zurück, ist aber auch die Folge des eingetrübten Investitions-
klimas in der deutschen Wirtschaft. Mit dem vom Indikator 
signalisierten Anstieg würde zum Jahresende gleichwohl das 
Vorkrisenniveau in etwa erreicht, und die Investitionsquote 
bei den Ausrüstungsinvestitionen in Deutschland würde nach 
den Rückgängen 2012 und 2013 wieder etwas zunehmen, 
wenn auch noch auf niedrigem Niveau. Die Bedeutung einer 
möglichen Investitionsschwäche auf das langfristige Wirt-
schaftswachstum in Deutschland, wie sie aktuell in den Me-
dien wieder verstärkt diskutiert wird, bedarf vor diesem Hin-
tergrund sowie aufgrund des anhaltenden Strukturwandels, 
der demographischen Entwicklung und einer nach wie vor 
starken Orientierung deutscher Unternehmen an ausländi-
schen Absatzmärkten einer kritischen Betrachtung. 

Angesichts der geopolitischen Risiken sind die bisherigen 
Prog nosen zum Aufschwung der deutschen Wirtschaft im wei-
teren Jahresverlauf von 2014 wohl nicht mehr zu halten. Beim 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) wird die Abwärtsrevision wohl nur 
wenige Zehntel Punkte betragen, im Fall der Ausrüstungsin-
vestitionen, die bei negativen Vertrauenseffekten besonders 
sensibel reagieren, wird es aber nach aktueller Datenlage vor-
aussichtlich zu kräftigeren Korrekturen kommen.

Nach dem Planungsstand vom Frühjahr wollte das Verar-
beitende Gewerbe seine Investitionen in diesem Jahr merk-
lich erhöhen. Seine Investitionen sollten 2014 nominal 9% 
(real: gut 8%) über dem Vorjahresniveau liegen. Vor dem 
Hintergrund der Eskalation in den aktuellen Krisenregionen 
und der damit einhergehenden Verunsicherungen dürften 
die zum Teil recht ehrgeizigen Investitionsvorhaben der In-
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dustriefirmen für 2014 kaum im geplanten Umfang realisiert 
werden (vgl. Weichselberger 2014). 

Auch die Ergebnisse des ifo Investitionstests im Handel, vom 
Frühjahr 2014, zeigen, dass die Unternehmen damals ge-
genüber dem Vorjahr höhere Investitionen erwarteten (vgl. 
Sauer 2014a; 2014b).

Trotz der anhaltenden Krisenmeldungen und der Unsicher-
heit hinsichtlich der wirtschaftlichen Entwicklung im Euro-
raum, verbessert sich die Leasingkonjunktur seit Oktober 
2013 zusehends, wie die Ergebnisse der Konjunkturumfra-
gen des ifo Instituts im Leasingsektor belegen. Während die 
Geschäftslageurteile bis November nur geringfügige Verän-
derungen aufwiesen, zeigten die Geschäftserwartungen 
schon seit Monaten eine klare Aufwärtstendenz. 

Seit April 2014 liegen die Geschäftslageurtei-
le der Leasingunternehmen deutlich über 
30% und erreichten im August mit per saldo 
+ 39% ein Niveau wie zuletzt vor sieben Jah-
ren. Die Erwartungen zeigten zwar schon ei-
nige Monate früher eine klare Aufwärtsten-
denz, gaben aber ab April etwas nach. Im 
August hat sich nun der Ausblick auf die kom-
menden Monate mit einem Rückgang von per 
saldo + 23% auf + 17% etwas eingetrübt, 
damit liegt der Wert allerdings noch immer auf 
einem relativ hohen Niveau (vgl. Abb. 2). 

Die zunächst optimistischen Einschätzungen 
für die Investitionskonjunktur in Deutschland 
für das laufende Jahr müssen wohl etwas 
zurückgenommen werden, denn die den 
Frühjahrsprognosen zugrunde liegende Er-
wartung, wonach sich die zyklische Grund-
tendenz im zweiten Halbjahr 2014 weiter fes-
tigen werde, wird durch die aktuelle Indika-
torenlage infrage gestellt. 

Die Deutsche Bundesbank stellte dazu fest, 
dass die Stimmungseintrübung gleichwohl 
von einem hohen Niveau aus erfolgte, was im 
Verbund mit der nach wie vor grundsätzlich 
aufwärtsgerichteten Binnennachfrage gegen 
eine konjunkturelle Richtungsänderung 
spricht (vgl. Deutsche Bundesbank 2014a).

Die Unternehmen des Verarbeitenden Ge-
werbes meldeten im Juli einen Nutzungsgrad 
der Sachanlagen von 84% der betrieblichen 
Vollauslastung. Damit liegt die Kapazitäts-
auslastung seit Jahresanfang unverändert in 
Höhe des längerfristigen Mittels, das als Nor-
malauslastung interpretiert werden kann. Der 

private Verbrauch ist neben dem Wohnungsbau der zentra-
le Pfeiler, auf dem die Konjunktur trotz zunehmender Stö-
rungen aus dem außenwirtschaftlichen Umfeld derzeit ruht. 

Die Finanzierungsfrage sollte zunehmenden Investitionen im 
laufenden Jahr nicht im Wege stehen. Viele Unternehmen 
sind recht liquide, im Mittelstand hat die Eigenkapitalquote 
sogar eine rekordverdächtige Höhe erreicht (vgl. o.V. 2013). 
Die Bundesbank konstatierte kürzlich, dass die Unterneh-
men ihre Gewinne verstärkt zur Rückführung ihrer Außen-
stände genutzt haben und die Bedeutung von Bankkrediten 
als Finanzierungsquelle seit Jahren trendmäßig abnimmt 
(vgl. Deutsche Bundesbank 2014b).

Deutsche Unternehmen erhalten weiter sehr leicht Bank-
kredite. Die Kredithürde für die gewerbliche Wirtschaft ist im 
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August auf 17,9% gefallen, nach 18,2% im Vormonat. Sie 
liegt nun seit 16 Monaten unter der 20%-Marke. Die Finan-
zierungsbedingungen für die deutsche Wirtschaft bleiben 
also weiterhin ausgezeichnet (vgl. Sinn 2014a).

Daneben war die Produktion im produzierenden Gewerbe 
im Juli um 1,9% höher als im Vormonat, und auch der preis-
bereinigte Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe war 
nach vorläufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes 
im Juli 2014 saison- und arbeitstäglich bereinigt 4,6% höher 
als im Juni 2014 (vgl. Statistisches Bundesamt 2014c). 

Wie andere, jüngst publizierte Indikatoren zeigen, verlieren 
aber die deutschen Unternehmen angesichts der vielen Kri-
sen und Konflikte, der schwächelnden Wirtschaft in der Eu-
rozone sowie der Tatsache, dass die Lage im Euroraum 
immer noch fragil und ein erneutes Aufflammen der Krise 
weiterhin nicht auszuschließen ist, offenbar zunehmend ih-
re Zuversicht. Zuletzt war das Barometer für die ZEW-Kon-
junkturerwartungen überraschend deutlich um 18,5 auf 
8,6 Punkte gesunken – und damit so kräftig wie seit rund 
zwei Jahren nicht mehr. Das ist der tiefste Stand seit De-
zember 2012 (vgl. ZEW 2014).

Schließlich gab auch noch der ifo Index Ende August bereits 
zum vierten Mal in Folge nach und sank auf den tiefsten 
Stand seit Juli vergangenen Jahres. Der ifo Geschäftskli-
maindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands ist im 
August auf 106,3 Punkte gesunken, von 108,0 im Vormonat. 
Die Unternehmen waren erneut weniger zufrieden mit ihrer 
aktuellen Geschäftslage. Auch mit Blick auf den weiteren 
Geschäftsverlauf sind sie skeptischer als im Vormonat. Die 
deutsche Wirtschaft verliert weiter an Kraft (vgl. Sinn 2014b).

Auch der ifo Index für die Wirtschaft im Euroraum ist im drit-
ten Quartal von 123,0 auf 118,9 Punkte gesunken. Während 
die Beurteilung zur aktuellen Lage unverändert auf niedrigem 
Niveau verharrte, haben nun aber auch die Erwartungen für 
die nächsten sechs Monate deutlich nachgegeben. Die be-
fragten Experten befürchten steigende Energiepreise und 
Einschränkungen beim Export durch den Ukraine-Konflikt 
(vgl. Sinn 2014c).

Zuletzt haben die täglichen Hiobsbotschaften aus den in-
ternationalen Krisenherden auch noch die Stimmung der 
Verbraucher massiv eingetrübt. Der Index für das Konsum-
klima im September verschlechterte sich um 0,3 auf 8,6 Zäh-
ler. Das ist der niedrigste Stand seit Juni und zugleich der 
kräftigste Rückgang seit Mai 2011.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die verschie-
denen Indikatoren im Hinblick auf die Investitionsentwicklung 
noch kein eindeutiges Bild ergeben, weil einige der positiven 
Signale noch den Stand vom Frühjahr wiedergeben. Insge-
samt ist aus heutiger Sicht für 2014 mit steigenden Ausga-

ben für Ausrüstungsgüter zu rechnen, unklar bleibt aber, wie 
ausgeprägt und andauernd sich der Attentismus der Unter-
nehmen erweisen wird und wie häufig Projekte aufgescho-
ben werden. 
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Unternehmen für das zweite Halbjahr 2014
ifo Managerbefragung: Risiken und Pläne der

Johanna Plenk und Klaus Wohlrabe

Die deutsche Konjunktur befindet sich im Moment in schwierigen Gewässern. Das Bruttoinlands

produkt ist, für viele überraschend, im zweiten Quartal 2014 gesunken. Die Erklärungen sind viel

fältig. Zum einen gibt es einen Wettereffekt, d.h., der besonders milde Winter führte zu Vorzie

heffekten, und somit zu einem Rückpralleffekt im zweiten Quartal. Des Weiteren spielen auch die 

geopolitischen Ereignisse, vor allem in der Ukraine und im Nahen Osten, eine wichtige Rolle. Ins

besondere der UkraineKonflikt scheint zu einer erhöhten Unsicherheit in der Volkswirtschaft zu 

führen. Als Folge werden z.B. Investitionen zurückgestellt, da die politische Dynamik in diesem 

Konflikt nicht vorhersehbar ist. Die Konjunktur im Euroraum verzeichnet im Moment kaum noch 

Wachstumsimpulse. Die beiden wirtschaftlichen Schwergewichte, Frankreich und Italien, treten 

auf der Stelle und fallen als Impulsgeber für deutsche Exporte zunächst einmal aus. Ein weiteres 

Anzeichen für dunkle Wolken am Konjunkturhimmel sind die Umfragen des ifo Instituts. Der ifo 

Geschäftsklimaindex ist von Mai bis August viermal in Folge gesunken. Er befindet sich zwar wei

terhin über dem langfristigen Durchschnitt, d.h., das Niveau ist immer noch sehr gut. Aber eine 

Delle in der Konjunktur ist kaum mehr zu verleugnen. Wie reagieren die Unternehmen auf dieses 

Umfeld? Das ifo Institut hat mehr als 450 Unternehmen nach ihrer aktuellen Bewertung und ihren 

Plänen für die nahe Zukunft befragt. Die Umfrage wurde im Auftrag der WirtschaftsWoche im Juli 

2014 durchgeführt. Der vorliegende Artikel stellt einige ausgewählte Ergebnisse vor.1

BIPRückgang im zweiten Quartal 
lässt die Manager unberührt

Zum Zeitpunkt der ifo Managerbefragung 
stand zwar der aktuellste Wert des Brut-

toinlandsprodukts noch nicht fest, nach 
Expertenschätzungen war eine sinkende 
wirtschaftliche Dynamik jedoch bereits 
abzusehen. Nur ein Viertel der befragten 
Manager hatte Pläne, zeitnah auf den 
Rückgang zu reagieren (vgl. Abb. 1). 
Während 13% bzw. 12% geplante Inves-
titionen bzw. Neueinstellungen zurück-
stellen, wollen rund 9% der befragten Ma-
nager Personal abbauen. Die Mehrheit 
(73%) hält jedoch an ihren jeweiligen Ge-
schäftsplänen fest, zudem auch ein Groß-
teil für die zweite Jahreshälfte (68%) mit 
unveränderten Geschäftsaussichten ge-
genüber dem ersten Halbjahr rechnet (vgl. 
Abb. 2). Der Anteil der Manager, die eine 
Verschlechterung erwarten, hält sich mit 
den positiv Gestimmten mit 16% exakt 
die Waage. Ein Blick auf die verschiede-
nen Branchen verrät jedoch, dass mehr 
Manager im Bauhauptgewerbe und Han-
del von einer Verschlechterung ausgehen 
als Manager im Dienstleistungssektor. 

Ausgewogene Investitionspläne

Um die 40% der befragten Manager be-
richten, dass sie 2015 ungefähr genauso 

 1 Detaillierte Ergebnisse, u.a. aufgegliedert nach 
Wirtschaftszweigen und Größenklassen, finden 
sich auf der Website des ifo Instituts unter www.
cesifo-group.de/managerbefragung. Die Wirt-
schaftsWoche berichtete in der Ausgabe Nr. 34, 
2014, über die Umfrage.
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Quelle: ifo Managerbefragung 2014.

Abb. 1
Wie reagieren Sie auf die nachlassende Dynamik im zweiten Quartal?

Quelle: ifo Managerbefragung 2014.
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Die Aussichten für das zweite Halbjahr 2014

Quelle: ifo Managerbefragung 2014.



ifo Schnelldienst 18/2014 – 67. Jahrgang – 25. September 2014

45Daten und Prognosen

viel investieren wollen wie 2014 (vgl. Abb. 3). 
23% wollen weniger Investitionen tätigen, 
und nur 17% der befragten Unternehmen 
gaben an, mehr als im Jahr 2014 investieren 
zu wollen. Allerdings konnte rund ein Fünftel 
der befragten Manager über die Höhe der 
Investitionen 2015 zum damaligen Zeitpunkt 
noch keine Aussage treffen. Ein Grund könn-
te die bereits angesprochene Unsicherheit 
bzgl. der Entwicklung der geopolitischen Kri-
sen sein. Auch hier zeigt sich eine etwas po-
sitivere Stimmung im Dienstleistungsgewer-
be, das 2015 mehr für Investitionen ausge-
ben möchte als in diesem Jahr. In der Indus-
trie, im Bau und im Handel wird per saldo 
geplant, weniger als 2014 zu investieren. 

Vielfältige potenzielle Risiken

Für rund 40% der befragten Manager stellen 
der Fachkräftemangel und steigende Ener-
giekosten die derzeit größten Risiken für ihr 
Geschäft dar (vgl. Abb. 4). Während der Eu-
ro-Wechselkurs und die Reform der Erb-
schaftsteuer als relativ geringer negativer 
Einfluss auf die Geschäfte wahrgenommen 
werden, sind ein Drittel der Befragten (ins-
besondere aus der Industrie) über die schwä-
chelnde Konjunktur bei den wichtigen Han-
delspartnern und über die geopolitischen 
Unruhen beunruhigt. Die hohe Abgabenlast 
und die Wirtschaftspolitik der Regierung be-
reiten 37% der befragten Manager, vor allem aus dem Bau-
sektor, Sorgen. Die Ergebnisse zeigen, dass die Unterneh-
men im Moment eher strukturelle und langfristige Risiken 
sehen. Die gegenwärtigen Risiken (geopolitische Unruhen) 
und die schwächelnde Konjunktur wichtiger Handelspartner 
folgen erst auf Platz 5 und 6.

Standortqualität Deutschlands: 
Gesundheitsversorgung top, Steuersystem flop

Bei der Beurteilung der Qualität des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland in verschiedenen Bereichen schnitt die Ge-
sundheitsversorgung mit Note 2,2 bei den befragten Mana-

gern am besten ab (vgl. Tab. 1). Auch Weltoffenheit und das 
Niveau von Forschung und Entwicklung bewerteten die Ma-
nager mit der Note »gut«. Das Bildungssystem, die Verkehrs-
wege und die Effizienz der Verwaltung erhielten eine befrie-
digende Bewertung. Arbeitsmarktgesetze und das Steuer-
system wurden mit 3,6 bzw. 4,0 am schlechtesten benotet. 
Auf Branchenebene zeigen sich hier kaum Unterschiede. 
Lediglich bezüglich der Verkehrswege fällt die Notengebung 
der Manager im Bauhauptgewerbe und bei den Dienstleis-
tungen im Durchschnitt negativer aus als bei den Managern 
aus Industrie und Handel.
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Tab. 1 
Bewertung des Standorts Deutschland 

Gesundheits-
versorgung 

Weltoffenheit 
Niveau von Forschung 

und Entwicklung 
Bildungs-
system 

Verkehrs-
wege 

Effizienz der 
Verwaltung 

Arbeitsmarkt-
gesetze 

Steuer-
system 

2,2 2,4 2,5 2,8 2,9 3,3 3,6 4,0 

Schulnoten von 1 = sehr gut bis 6 = ungenügend. 

Quelle: ifo Managerbefragung 2014. 
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der ifo Unternehmensbefragungen
Der Konflikt in der Ukraine und die Ergebnisse 

Christian Grimme, Christian Seiler und Klaus Wohlrabe

Im Mai und Juni dieses Jahres hat das ifo Institut die Teilnehmer des Konjunkturtests im Verarbei-

tenden Gewerbe gebeten, zu möglichen Auswirkungen des Konflikts in der Ukraine auf ihr Unter-

nehmen Stellung zu nehmen. Die Unternehmen wurden gefragt, ob sie wirtschaftliche Beziehun-

gen zu Russland unterhalten und falls ja, in welcher Form. In Seiler und Wohlrabe (2014) wurde der 

Verlauf der Geschäftserwartungen im Verarbeitenden Gewerbe bis Juni 2014 nachgezeichnet. Der 

vorliegende Artikel setzt diese Untersuchung bis einschließlich der August-Umfrage fort. Darüber 

hinaus werden einige Industriebranchen sowie weitere Variablen dahingehend untersucht, ob sich 

die Ergebnisse der Unternehmen mit und der Unternehmen ohne wirtschaftliche Beziehungen zu 

Russland unterscheiden.

Chronologie der Ereignisse

Die jüngsten Kampfhandlungen im Osten 
der Ukraine haben ihren Ursprung in den 
Protesten in Kiew, bei denen über 
500 000 Personen beteiligt waren (»Euro-
maidan«). Diese begannen Ende Novem-
ber 2013 mit der überraschenden 
Nicht-Unterzeichnung des Assoziierungs-
abkommens mit der Europäischen Union 
und den russischen Handelssanktionen 
gegen die Ukraine. Nach der Absetzung 
des damaligen Präsidenten Wiktor Janu-
kowytsch Ende Februar 2014 begannen 
die Vorbereitungen für das Referendum auf 
der russisch geprägten Krim. Dieses wur-
de am 16. März durchgeführt, und bereits 
zwei Tage später wurde die Krim durch 
Russland formal annektiert. Unter dem Ein-
druck des Referendums übernahmen Se-
paratisten die Kontrolle von Teilen der an 
Russland angrenzenden Oblaste Donezk 
und Lugansk. Bereits Mitte April begann 
der Einsatz der ukrainischen Streitkräfte in 
diesen Regionen, der von einem einwöchi-
gen Waffenstillstand Ende Juli unterbro-
chen wurde. Nach dem Ende der Waffen-
ruhe haben sich die Kampfhandlungen 
ausgeweitet und intensiviert, auch in Folge 
des Abschusses des Flugzeugs MH017. 
Seit dem 5. September haben sich die 
Konfliktparteien wieder auf einen Waffen-
stillstand geeinigt. Die aktuelle Entwicklung 
deutet darauf hin, dass die Ukraine ihre 
Beziehungen zur Europäischen Union ver-
stärken möchte, den russisch geprägten 
Regionen jedoch weitgehende Autono-
mierechte einräumen will (Stand: 17. Sep-
tember). Im Rahmen dieser Untersuchung 
sind insbesondere die Monate März (Re-
ferendum auf der Krim) sowie Juli und Au-
gust (verstärkte Kampfhandlungen in der 
Ostukraine) von Interesse.

Sonderfrage im ifo Konjunkturtest

Das ifo Institut befragte in seiner Mai-Um-
frage zunächst nur die Online-Teilnehmer 
im Verarbeitenden Gewerbe, ob sie wirt-
schaftliche Beziehungen zu Russland un-
terhalten und ob sie Beeinträchtigungen 
durch den Konflikt hatten bzw. diese er-
warten. Die Fragen wurden dann im Juni 
auch den Teilnehmern der schriftlichen 
Befragung gestellt. Insgesamt nahmen 
rund 2 500 Industriefirmen zu diesem 
Fragenkomplex Stellung. Knapp die Hälf-
te der antwortenden Firmen aus dem 
Konjunkturtest Verarbeitendes Gewerbe 
besitzen wirtschaftliche Beziehungen zu 
Russland. Je größer das Unternehmen 
ist – gemessen an der Anzahl der Mitar-
beiter –, desto stärker ist dieses in der 
Regel mit Russland verflochten. Die wirt-
schaftlichen Beziehungen konzentrieren 
sich dabei überwiegend auf Exporte nach 
Russland. Für weitere Details und eine 
Aufteilung nach Industriezweigen wird an 
dieser Stelle auf Seiler und Wohlrabe 
(2014) verwiesen. Im Rahmen des ifo 
World Economic Survey wurden auch die 
potenziellen Auswirkungen der Krise auf 
verschiedene Länder abgefragt. Siehe 
Kleemann (2014) für weitere Details.

Auswirkungen in den ifo 
Umfragen

Aufgrund der aktuellen Ereignisse in der 
Ukraine stellt sich die Frage, inwieweit die 
Ergebnisse des ifo Konjunkturtests seit 
Ausbruch der Krise beeinflusst wurden. 
Um dies näher zu analysieren, wurden die 
Erhebungsdaten in zwei Gruppen unter-
teilt: Unternehmen mit und ohne wirt-
schaftliche Beziehungen zu Russland. 
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Für beide Gruppen wurden ab Februar 2014 die Indikatoren 
zur Geschäftslage, zu den -erwartungen sowie weitere Va-
riablen aus dem Fragenkatalog nachgerechnet. Damit lässt 
sich untersuchen, wie stark die Variablen durch die Krise 
beeinflusst wurden. Dabei wird unterstellt, dass die wirt-
schaftlichen Beziehungen seit Februar 2014 bestehen.1

Abbildung 1 zeigt für beide Teilgruppen neben den Indika-
toren Geschäftslage und -erwartungen auch die Produkti-
onspläne und die Exporterwartungen. Die Reihen sind je-
weils auf den Februar 2014 indexiert. Die kritischen Phasen 
in dem Konflikt sind hell hinterlegt. Es ist deutlich zu erken-
nen, dass sich insbesondere im März – kurz nach Ausbruch 
der Krimkrise – die Erwartungen der Unternehmen mit Be-
ziehungen zu Russland deutlich verschlechterten, während 
die Geschäftserwartungen der Firmen ohne Beziehungen 
zu Russland sogar noch leicht anstiegen. Im 
August zeigt sich ein ähnliches Bild. Unter-
nehmen mit wirtschaftlichen Beziehungen zu 
Russland waren erneut deutlich pessimisti-
scher. Bei der Einschätzung der Geschäfts-
lage waren im März noch keine konkreten 
Auswirkungen der Krise zu spüren. Danach 
entwickelte sich die Geschäftslage der Fir-
men, die Geschäftsbeziehungen zu Russ-
land pflegen, weniger gut als für die Firmen 
der anderen Gruppe. Bei den Produktions-
plänen und den Exporterwartungen zeigen 
sich hingegen keine auffälligen Unterschiede 
zwischen den beiden Gruppen.

Abbildung 2 zeigt ausgewählte Ergebnisse 
aus verschiedenen Industriesektoren. Im 

 1 Die Saisonfigur wird für beide Teilgruppen von der 
Gesamtgruppe übernommen.

Maschinenbau (in diesem Sektor sind 76% 
der Unternehmen mit Russland verbunden) 
unterscheiden sich – im Gegensatz zum Ver-
arbeitenden Gewerbe insgesamt – die 
Produk tionspläne deutlich. Während Firmen 
ohne Verbindungen zu Russland eher Pro-
duktionsanhebungen planten, waren die 
Produktionspläne für die andere Unterneh-
mensgruppe eher weniger optimistisch. Die-
ses scheint sich auch auf die Geschäftser-
wartungen durchgeschlagen zu haben. In 
der Elektroindustrie (49% mit Verbindungen 
zu Russland) entwickelt sich die Beurteilung 
der Geschäftslage ähnlich. In der chemi-
schen Industrie (58%) zeigen sich bei den 
Personalplänen deutliche Unterschiede. 

Sind die Ergebnisse durch eine 
gestiegene Unsicherheit zu 
erklären?

In der jüngeren Literatur gibt es verschiedene Ansätze, öko-
nomische Unsicherheit zu messen. Diese kann in den ifo 
Umfragen u.a. durch gewisse Muster im Antwortverhalten 
identifiziert werden. So kann z.B. berechnet werden, inwie-
weit die Antworten in den Einzelkategorien über alle Teilneh-
mer streuen. Wir folgen hierbei den Ansätzen in Bachmann, 
Elstner und Sims (2013) und Bachmann et al. (2013) und 
berechnen die Dispersion der Plus- und Negativkategorie 
jeweils für drei verschiedene Erwartungsfragen. In Abbil-
dung 3 ist dieses Maß für die Geschäftserwartungen, die 
Produktionspläne und die Exporterwartungen im Verarbei-
tenden Gewerbe für die zwei Unternehmensgruppen dar-
gestellt. Für alle drei Variablen zeigt sich, dass die Kurven 
sehr ähnlich verlaufen und kein systematischer Unterschied 
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existiert. Dies deutet darauf hin, dass die zuvor vorgestellten 
Ergebnisse in den einzelnen Branchen nicht auf eine gestie-
gene Unsicherheit zurückzuführen sind.
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erfreulich gut
ifo Architektenumfrage: Geschäftslage weiterhin

Erich Gluch

Nach den Umfrageergebnissen des ifo Ins-
tituts bei den freischaffenden Architekten 
hat sich das Geschäftsklima zu Beginn des 
dritten Quartals 2014 ein wenig eingetrübt. 
Es ist jedoch weiterhin sehr freundlich.

Die befragten Architekten schätzten ihre ak-
tuelle Geschäftslage nochmals etwas bes-
ser ein als in den vorangegangenen Quarta-
len (vgl. Abb.  1). Lediglich zu Beginn der 
1990er Jahre gab es einige Quartale, in de-
nen die Lageurteile per saldo noch positiver 
waren. Im Durchschnitt der Bundesländer 
bezeichnete zwar nach wie vor jeder siebte 
freischaffende Architekt seine derzeitige 
Auftragssituation als »schlecht«, der Anteil 
der »gut«-Urteile erreichte mit 47% jedoch 
fast die 50%-Marke.

Bezüglich ihrer Geschäftsaussichten sind 
die befragten Architekten jedoch skeptischer 
geworden. Der Anteil der Architekten, die 
eine eher negative Entwicklung im Verlauf 
der nächsten sechs Monate erwarteten, 
stieg zwar »nur« von 12 auf 13%, aber ledig-
lich noch jeder siebte Testteilnehmer (Vor-
quartal: 16%) ging von einer »eher besseren« 
Auftragssituation in einem halben Jahr aus.

Im Berichtsquartal konnten – wie bereits im 
Vorquartal – 57% der befragten Architekten 
neue Verträge abschließen (vgl. Abb. 2). 
Der Aufwärtstrend, der seit gut zehn Jahren 
zu beobachten ist, hat sich damit zwar nicht 
weiter fortgesetzt. Das hohe Niveau von 
rund 55% kann aber bereits seit gut drei 
Jahren gehalten werden.

Im zweiten Quartal 2014 gelang es den be-
fragten Architekten, das geschätzte Bauvo-
lumen aus den neu abgeschlossenen Verträ-
gen (Neubauten ohne Planungsleistungen im 
Bestand) im Wohnungsbau gegenüber dem 
Vorquartal noch etwas zu steigern. Das ge-
samte Auftragsvolumen kam dadurch bis auf 
10% an den herausragenden Spitzenwert 
vom vierten Quartal 2012 heran. Die Pla-
nungsaufträge für Nicht wohnbauten über-
trafen zwar das Vorquartalsergebnis, die Vo-
lumina blieben allerdings sowohl bei gewerb-
lichen als auch öffentlichen Hochbauten wei-
ter auf einem eher mittleren Niveau. 

Die Auftragsvergaben zur Planung von Ein- 
und Zweifamilienhäusern verliefen auch im 
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Berichtsquartal sehr positiv. Das Ordervolu-
men stieg um reichlich 10% – nachdem be-
reits im ersten Quartal 2014 eine Erhöhung 
um 20% zu verzeichnen war (vgl. Abb. 3). 
Lediglich in Bayern war ein leichter Rück-
gang zu beobachten; allerdings war hier im 
Vorquartal auch der größte Anstieg erfolgt.

Die Aufträge zur Planung von Mehrfamilien-
gebäuden waren im zweiten Quartal 2014 
unbedeutend umfangreicher als im voran-
gegangenen Quartal. Dies ist umso beacht-
licher, als die Auftragseingänge in diesem 
Teilsegment damals förmlich »explodierten« 
(+56%) und im Allgemeinen anschließend 
eine Normalisierung, d.h. ein Rückgang, 
einsetzt. 

Im Wirtschaftsbau verzeichneten die Architekten auch im 
Berichtsquartal einen Rückgang des Ordervolumens, das 
dadurch nur rund zwei Drittel des Spitzenwertes vom vier-
ten Quartal 2013 und sogar nur noch knapp die Hälfte vom 
ersten Quartal 2012 erreichte. Das durchschnittliche Volu-
men der Auftragseingänge bewegt sich somit seit 1½ Jah-
ren seitwärts. 

Trotz einer Verbesserung gegenüber dem Vorquartal zeigt 
sich die Situation bei den Auftragseingängen für Planungen 

0

20

40

60

80

100

120

140

1993 1996 1999 2002 2005 2008 2011 2014

 Ursprungswerte
 geglättete Werte

Quelle: ifo Architektenumfrage.

Geschätztes Bauvolumen der freischaffenden Architekten von 
öffentlichen Auftraggebern (EUR)

Index 1990 = 100

Abb. 4

zur Erstellung öffentlicher Hochbauten nicht wirklich bes-
ser (vgl. Abb. 4). In allen sechs analysierten Regionen – mit 
Ausnahme von Nordrhein-Westfalen – erreichten die Order-
volumina nicht den langjährigen Durchschnittswert.

Nach den eingegangenen Meldungen lag der durchschnitt-
liche Bestand an Aufträgen bei den befragten Architekten 
zu Beginn des dritten Quartals 2014 mit 6,4 Monaten etwas 
über dem Wert des Vorquartals (6,3 Monate).
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